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In  vorliegender  Abhandlung  habe  ich  in  erster  Linie  ver- 
sucht, einen  ÜberbHck  der  Geschichte  des  bayerischen  Knapp- 
schaftswesens zu  geben  und  somit  zur  Vervollständigung  der 
Darstellung  der  deutschen  Knappschaftsgeschichte  beizutragen. 
Die  Einbeziehung  der  staatlichen  Arbeiterfürsorge  vor  1869 
erschien  deshalb  angezeigt,  weil  sie  in  innigem  Zusammen- 
hang mit  dem  Knappschaftswesen  stand. 

Nachdem  ein  ehemaliges  Mitglied  des  staatswissenschaft- 
lichen Seminars  zu  Jena,  Herr  Dr.  Karwehl,  in  seiner  im 
August  1907  erschienenen  Schrift:  „Die  Entwicklung  und 
Reform  des  deutschen  Knappschaftswesens"  unter  Zugrunde- 
legung des  preußischen  Knappschaftswesens  sich  eingehend 
mit  dessen  Neuregelung  auf  Grund  des  allgemeinen  Berg- 
gesetzes für  die  preußischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865  be- 
faßt und  auch  die  Einwirkung  der  reichsgesetzlichen  Arbeiter- 
versicherung auf  dasselbe  dargelegt  hat,  der  die  Kn.V.  betr. 
Titel  des  bayr.  B.G.  vom  20.  März  1869  bis  auf  wenige  Ab- 
weichungen aber  mit  dem  entsprechenden  des  preußischen 
übereinstimmt,  sodaß  die  Karwehlsche  Darstellung  genannter 
Punkte  auch  für  Bayern  gilt,  habe  ich,  hierauf  bezugnehmend, 
mich  bei  der  Behandlung  der  Knappschaftsverhältnisse  nach 
1869  hauptsächlich  auf  statistische  Angaben  und  die  Schil- 
derung der  jüngsten  Reformen  und  Reformbestrebung  be- 
schränkt. 

Die  Arbeit  beruht  zum  größten  Teil  auf  den  Akten  des 
Kgl.  Oberbergamtes  und  der  Kgl.  General-Berg- 
werks- und  Salinen-Administration  in  München, 
die  dem  Verfasser  seitens  dieser  Behörden  in  entgegen- 
kommendster Weise  zum  Studium  zur  Verfügung  gestellt 
wurden.  Da  diese  Akten  mit  wenigen  Ausnahmen  nur  bis  auf 
den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  zurückreichen,  wurde  behufs 
Materialbeschaffung  für  die  ältere  Zeit  durch  Vermittlung  des 
Kgl.  Reichsarchivs  in  München  bei  den  Kreisarchiven  des 
Königreichs  nach  alten  Knappschafts-  oder  Bruderkassen-Akten 


recherchiert,  wobei  sich  jedoch  ergab,  daß  dort  keine  Spezial- 
akten  genannter  Institute  existieren.  Im  Kreisarchiv  München 
fand  sich  brauchbares  Material  in  den  Finanzmini sterial- 
akten  aus  dem  ersten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  und  in 
den  von  1769 — 1798  reichenden,  30  FoUanten  umfassenden 
Sitzungsprotokollen  des  Berg-  und  Münz  -  Kollegiums,  der 
obersten  bayr.  Bergbehörde  im  1 8.  Jahrhundert,  die  betitelt  sind  : 
„Berg-  und  Mü  n  z-C  o  II  e  g  i  i  -  S  e  s  s  i  o  n  s  -  P  ro  t  o  co  11  a". 
Weitere  Quellen  bildeten  Mitteilungen  einiger  Werksverwal- 
tungen und  der  Vereinsvorstände,  Vereinssatzungen  und  die  in 
den  Anmerkungen  genannte  Literatur. 


Leipzig,   im  März  1909. 

KARL  RABENAU. 


A.  Einleitung. 


I.  Die  knappschaftliche  Organisation. 

Die  heutigen  Knappschaftsvereine,  welche  in  erster  Linie 
die  Unterstützung  der  durch  Krankheit  und  Invahdität  erwerbs- 
unfähigen Mitglieder  (Bergleute),  und  nach  deren  Tod  die 
ihrer  Angehörigen  (Witwen  und  Waisen)  auf  dem  Wege  der 
Versicherung  bezwecken,  sind  hervorgegangen  aus  den 
„Bruderkassen"  oder  „Bruderbüchsen"  der  im  Mittelalter  ent- 
standenen, längst  der  Vergangenheit  angehörigen,  organisier- 
ten Knappschaften. 

Die  ständische  Absonderung  der  Bergleute  (Knappen)  und 
ihr  Zusammenschluß  zu  Knappschaften  war  sowohl  in  der 
ursprünglich  produktivgenossenschaftlichen  Betriebsform  des 
Bergbaues,  als  auch  in  der  bevorrechteten  sozialen  Stellung  der 
Bergleute  begründet,  wie  sie  ihnen  seit  Alters  her  von  den 
Landesherrn  eingeräumt  wurde. i)  In  Kurbayern  geschah  letz- 
teres außer  in  den  Berg-Ordnungen,  in  den  diesen  voran- 
gehenden oder  beigegebenen  Freien  Bergwerkserklärungen'*. 
Über  die  Art  der  den  dortigen  Bergleuten  zugestandenen  Vor- 
rechte und  die  diese  veranlassenden  Gründe  gibt  ein  in  den 
Akten  vorgefundener  „Bericht  der  Landschaft  in  Betreff  der 
B.O."  2)  vom  Jahre  1782  Aufschluß,  den  wir  im  Folgenden 
zum  Teil  wiedergeben  wollen: 

„Die  in  allen  fremden  Ländern,  worinnen  der  Bergbau 
stark  im  Gange  ist,  lange  Zeit  hindurch  genugsam  gemachte 
Erfahrung  hat  es  als  die  beste  Lehrmeisterin  nur  gar  zu  auf- 
gelegt ausgemacht,  und  überflüssig  bewiesen,  daß  man  mit 
dem  Betriebe  des  Bergbaues  unmöglich  fort,  zugeschweigen 
weit  kommen  könne,  wenn  nicht  die  Bergämter,  die  dem 
landesherrlichen  Bergwerksregale  ohnehin  aus  der  Natur  der 
Sache  selbst  anklebende  Berggerichtsbarkeit  unge- 
hindert auszuüben  haben.  Denn  außer  dessen  wäre  es  um 
den  ganzen  Bergbau  schon  Vorwurfs  gänzlich  geschehen,  ge- 
stalten dieser  ebenso  wie  das  Kriegs-,  das  Seefahrts-,  das 
Wechselwesen  etc.  sein  abgesondertes,  besonderes  Gericht  un- 
mittelbar nötwendig  haben,  und  eigen  besitzen  muß,  welches 
die  Sachen  nach  den  Bergwerksbeschaffenheiten  und  dessen 
Kenntnissen  schleunigst  zu  verurtheilen  und  abzuthun  hat.  . . . 


1)  Vergl.  hierzu  Achenbach,  Dr.  H.:  Die  deutschen  Bergleute  der 
Vergangenheit.   Zeitschrift  für  Bergrecht,  Bd.  XII,  1871. 

2)  Die  in  Beratung  stehende  B.O.  vom  6.  Mai  1784;  vergl.  pag.  11. 
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Es  haben  eben  deshalben  in  den  ältern  und  jüngern  Zeiten 
die  Herzogen  und  Churfürsten  in  Bayern  bey  Erlassung  ihrer 
das  Berg-Regale  betreffenden  Mandaten  und  Generalien  laut 
der  gedruckten  Sammlung  (Lori)  der  bayr.  Berg-Rechten  schon 
in  den  Jahren  1446,3)  1447,  1459,  1468,  1477  und  so  fehrner 
fort  bis  auf  gegenwärtige  Zeiten  nicht  allein  das  Bergwesen 
und  dessen  Persohnen  unter  dem  Bergmeister,  Bergrichter 
und  Bergbeam.ten  gestellet;  auch  die  Bergleute,  wie  es  in 
allen  anderen  Ländern  statt  findet,  für  ihre  Persohnen, 
nicht  aber  von  dem  allenfalls  in  Besitz  habenden  Gütteren,  und 
Grundstücker,  der  Steuern  und  all  übrigen  Abgaben 
losgezählet. 

Gestalten  von  den  Bergleuten,  die  durchaus  arme 
Leute  sind,  und  bey  ihrer  so  harten  als  todesgefährlichen 
Arbeite  dafür  einen  geringen  Lohn  haben,  noch  weniger 
eine  Steuer,  als  von  einem  andern,  oft  wohl  noch  faul  seyen 
dürffenden  Armen  zu  verlangen  ist,  weil  sie  bey  dem  Berg- 
werke Landesnützliche  Dienste  leisten,  und  diese  sauren 
Dienste,  wenn  man  von  ihnen  Abgaben  oder  Gerichtskosten 
fordern  wollte  zu  Abbruch  des  Bergbaues,  und  dessen  Regals 
ihnen  höher  verlohnt  werden  müßten.  Wodurch  aber  geschähe, 
daß  es  die  meisten  Bergwerke,  so  denn  nicht  mehr  ertrügen, 
folgbahr  die  Bergproduktion,  .welche  bey  wohlfeuleren 
Schichten  -  Lohne  noch  thunlich  gewesen  wäre,  bey  einem 
theureren  Berg-  und  Hüttenmannslohne  völlig  zurückbliebe/* 

Außer  den  hier  genannten  Privilegien  einer  besonderen 
Gerichtsbarkeit  und  der  Personalabgabenfreiheit,  sicherte  auch 
die  bayr.  B.O.  von  1784  den  Bergleuten  von  neuem  die  Militär- 
freiheit zu,  nachdem  schon  am  19.  Dezember  1753  eine  Ver- 
ordnung*) des  Kurfürsten  Max  Joseph  über  „Befreyung  der 
Bergleute  von  der  militärischen  Auswahl"  ergangen  war. 

Nach  vorstehendem  Landschaftsbericht  hatten  die  Privi- 
legien und  Freiheiten  in  Kurbayern,  soweit  sich  ihre  Spuren 
verfolgen  lassen,  hauptsächlich  den  Zweck,  zur  Hebung  des 
Bergbaues  Bergleute  heranzuziehen  und  dem  armen  Bergmanne 
bei  seinem  geringen  Lohne  Erleichterungen  zu  gewähren.  — 


3)  „Herzog  Albrecht  III.,  Herzog  Emsts  Sohn,  erteilte  1446  der 
Gewerkschaft  zu  Fischbachau  einen  Freiheitsbrief,  den  die  nachfolgenden 
Herzoge  zur  Vorschrift  genommen,  und  auf  den  größten  Teil  der  Berg- 
werke im  ganzen  Herzogtum  nach  und  nach  erstreckt  haben. 

4.  Die  Knappen  waren  von  aller  Steuer,  Hülf,  Forderung,  Reis  und 
Herfart  befreit,  über  welche 

5.  der  Bergmeister  alle  Händel  zu  richten  hatte,  ausgenommen  die 
das  Leben  angingen,  oder  die  zwischen  den  Knappen  und  anderen  Leute 
unterlaufen  wurden.*' 

Lori,  Sammlung  des  baier.  Bergrechts  mit  Einleitung  in  die  baier, 
Bergrechtsgeschichte.  München  1764.  (§  XVI.) 

4)  Siehe  Lori. 
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Die  Aufgaben  der  knappschaftlichen  Genossenschaft,  in 
deren  Betätigung  sich  das  Knappschaftswesen  äußerte,  be- 
standen in  der  Pflege  der  Kameradschaftlichkeit,  Vertretung 
der  Standesinteressen  und  Unterstützung  der  hilfsbedürftigen 
Genossen  sowie  deren  Relikten. 

Über  die  Wahrnehmung  der  bergmännischen  Standes- 
interessen seitens  der  Knappschaft  bekundet  ein  in  den  Akten 
vorgefundener  Erlaß  der  Landschaftsräte  der  Markgrafschaft 
Bayreuth  vom  6.  Juli  1713,  daß,  „nachdem  eine  gesammte 
Berg-Knappschaft  und  Steigere  sub  dato  8.  May  a.  c.  unter- 
thänigst  eingekommen,  und  sich  wider  die  neue  bey  dem 
letzt  bevor  geweßenen  land  Tage  errichtete  Steuer,  dann  wider 
den  bisherigen  Mahl-Accis,  Schuzgeld,  auch  daß  sie  in  Aus- 
schuß und  Wachten  gezogen  werden  wollen,  beschweret, 
anbey  sich  auf  Observanten  in  Sachsen,  Lüneburg,  Saalfeld, 
Schwarzburg  und  ganzen  Römischen  Reich  bezogen,  woselbsten 
sie  von  dergl.  Auslagen  befreyet  wären,"  der  Landesherr  in 
einem  Dekret  vom  i.  Juni  a.  c.  gnädigst  bewilliget  habe, 
„daß  der  in  hießig-Hochfürstlichen  Landen  befindhchen  Berg- 
Knappschaft  und  Steigern  das  Beneficium  der  angeführten 
Befreyung,  gleich  in  Sachsen  und  anderen  Orten  ebenfalls 
angedeye." 

Die  Pflege  des  Unterstützungswesens,  welche  also  ur- 
sprünglich nur  einen  Teil  des  Knappschaftswesens  ausmachte, 
ist  immer  mehr  als  Bruder-  oder  Knappschafts-Kassewesen 
in  den  Vordergrund  gerückt,  und  hat  sich  allein  bis  auf  den 
heutigen  Tag,  wenn  auch  in  etwas  veränderter  Gestalt,  er- 
halten, sodaß  jetzt  die  Begriffe  Knappschafts kassewesen 
und  Knappschafts  w  e  s  e  n  identisch  sind,  während  sie  sich 
ursprünglich  w^ie  ein  Teil  zum  Ganzen  verhielten. 

Mit  dem  Bruder-  oder  K.-K. -Wesen  Bayerns  (in  seiner 
heutigen  Ausdehnung)  wollen  wir  uns  in  erster  Linie  befassen 
und  insbesondere  seinen  Entwicklungsgang,  so  weit  wie  mög- 
lich, verfolgen.  Die  dazu  unumgängliche  Betrachtung  der  Berg- 
gesetzgebung des  Landes  zeigt  zunächst,  daß,  seiner  terri- 
torialen Entwickelung  entsprechend,  darin  vor  dem  Erlaß  des 
neuen  B.G.  vom  20.  März  1869  als  Landesgesetz  für  das 
ganze  Königreich  eine  große  Mannigfaltigkeit  herrschte,  sodaß 
es,  da  im  Verlauf  der  Arbeit  auf  die  Berggesetzgebung  Bezug 
genommen  werden  muß,  wohl  angebracht  sein  dürfte,  hier 
einen  kurzen  Überblick  derselben  voranzuschicken. 


II.  Ueberblick  der  bayr.  Berggesetzgebung. 

Die  Grundlage  des  alten  bayrischen  Bergrechts  bildete, 
wie  Lori  in  seiner  „Einleitung  in  die  baier.  Bergrechts-Ge- 
schichte" nachweist,  der  Bergbrief  des  Eckelsheim  vom  Jahre 
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1308/)  indem  die  regelmäßig  nur  für  einzelne  Bergorte  oder 
kleinere  Bergbezirke  erlassenen  Bergordnungen  bis  zum 
16.  Jahrhundert  Nachbildungen  und  Erweiterungen  desselben 
waren. 

Im  16.  Jahrhundert  haben  sich,  wie  im  größten  Teil  des 
übrigen  Deutschland,  die  Ordnungen  und  Gebräuche  der  kur- 
sächsischen Bergwerke  auch  in  Bayern  Gültigkeit  verschafft, 
und  noch  im  Einführungspatent  der  bayr.  B.O.  von  1784 
ist  das  kursächsische  neben  dem  gemeinen  deutschen  Berg- 
recht als  subsidiäres  Recht  vorgesehen;  außerdem  finden  sich 
in  dieser  B.O.  selbst  vielfach  Übereinstimmungen  mit  dem 
sächsischen  Bergrecht,  und  die  kursächsische  Stollenordnung 
von  1749  ist  fast  wörtlich  darin  aufgenommen  worden. 

Da  es  den  Rahmen  einer  Einleitung  überschreiten  würde, 
die  große  Zahl  der  seit  dem  15.  Jahrhundert,  dem  Beginn 
des  regen  Bergbaubetriebes  in  Ober-  und  Niederbayern,  bis 
zum  Jahre  1784  erlassenen  Bergordnungen  näher  zu  be- 
sprechen, sei  nur  bemerkt,  daß  ihnen,  wie  sämtlichen  in 
Deutschland  rechts  des  Rheines  vor  dem  Eindringen  des  fran- 
zösischen Bergrechts  erlassenen  Berggesetzgebungen  (also  in 
Bayern  bis  1869),  das  Prinzip  der  Bergbaufreiheit  neben  dem 
der  Regalität des  Bergbaues  zu  Grunde  liegt. 

Der  Plan,  die  partikuläre  Berggesetzgebung  durch  ein  ein- 
heitliches Landesgesetz  für  das  ganze  Kurfürstentum  zu  er- 
setzen, tauchte  erst  unter  der  Regierung  des  Kurfürsten  Maxi- 
milian Joseph  (1745 — 1777),  der  auch  zur  Hebung  der  Miß- 
stände, die  unter  der  Regierung  seiner  Vorgänger  eingerissen 
waren,  dem  gesamten  Justiz-  und  Gerichtswesen  eine  Reform 
angedeihen  ließ,  auf.  Aus  einem  in  der  Registratur  des  kgl. 


^)  Nach  Lori  ist  der  Bergbau  in  deutschen  Landen  in  Bayern  zuerst 
betrieben  worden,  indem  in  Steiermark,  das  bis  zum  12.  Jahrhundert 
zu  Bayern  gehörte,  im  norischen  Gebirge  schon  lange  vor  der  christ- 
lichen Zeitrechnung  Eisenbergbau  bestanden  hat,  der  nach  seiner  Blüte- 
zeit unter  der  römischen  Herrschaft,  durch  die  Völkerwanderung  und 
die  Einfälle  der  Hunnen  gehemmt,  im  Jahre  712  von  Theodo,  Herzog 
in  Bayern,  neu  belebt  wurde. 

„Leonhard  Eckelsheim,  Bergrichter  zu  Schlädming,  einer  dermal 
berühmten  Bergstadt  an  der  oberen  Enns,  an  den  Grenzen  des  Erz- 
stifts  Salzburg,  versammelte  im  Jahre  1308,  zur  Zeit,  als  Kaiser  Al- 
brechts I.  Wittib,  Ehsabeth,  geborene  Gräfin  von  Tirol,  Pfandinhaberin 
der  Grafschaft  Steir  war,  die  Burger  und  Knappschaft  zu  Schlädming 
und  verfaßte  mit  deren  Einstimmung  und  Genehmhaltung  seiner  Landes- 
frau, den  berühmten  Bergbrief.^'  (Lori  pg.  4.) 

6)  Die  „Bergbaufreiheit'^  ist  eine  Einschränkung  des  Grundeigen- 
tums zu  Gunsten  des  Bergbaues,  indem  gewisse  unterirdische  Mineral- 
schätze dem  Grundeigentum  entzogen  und  unter  landesherrlicher  bezw. 
staatlicher  Aufsicht  der  allgemeinen  Benutzung  vorbehalten  sind. 

7)  Unter  „Bergregal'^  ist  das  Eigentumsrecht  des  Landesherrn 
(Staates)  an  diesen  Mineralschätzen  zu  verstehen,  die  er  Kraft  dessen 
unter  gewissen  Voraussetzungen  und  Bedingungen  auf  Grund  sog.  „freier 
Bergwerkserklärungen''  Bergbaulüstigen  überläßt. 
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O.B.-A,  München  befindlichen  älteren  Generalakt,  die  1784 
neu  eingeführte  B.O.  betr.,  geht  nämlich  hervor,  daß  schon 
im  Jahre  1746  die  Hofkammer  „aus  sonderbaren  Ursachen" 
angewiesen  wurde,  die  in  den  kurfürstlichen  Landen  vorfind- 
lichen  Bergwerksordnungen  dem  Grafen  Siegmund  von  Haim- 
hausen zuzuschicken,  weshalb  auch  von  der  Hofkammer  an  die 
Regierungen  Landshut,  Straubing,  Burghausen,  Amberg  und 
die  Rentdeputierte  daselbst  die  entsprechenden  Weisungen 
erlassen  wurden.  An  diese  Erlasse  reiht  sich  in  genanntem 
Akt  unmittelbar  die  Reinschrift  einer  von  dem  Kurfürsten 
ausgehenden  Bergwerkserklärung,  einer  Erteilung  von  Frei- 
heiten und  Privilegien  in  30  Punkten  und  einer  Bergordnung 
in  113  Artikeln;  die  beiden  letzteren  sind  vom  Jahre  1750,  die 
erstere  von  1755  datiert. 

Aus  dem  Inhalt  dieser  Akten  ergibt  sich  ferner,  daß 
unter  der  Regierung  des  Kurfürsten  Karl  Theodor  im  Jahre 
1780  der  Erlaß  einer  neuen  B.O.  wieder  in  Anregung  gebracht 
und  darüber  von  der  Landschaft  berichtliche  Gutachten  ein- 
geholt wurden,  die  weitere  Konferenzen  des  Bergwerkskolle- 
giums am  9.,  II.  und  13.  Dezember  1783  zur  Folge  hatten, 
jedoch  nur  wenige  Änderungen  an  den  vorliegenden  Entwürfen 
von  1750 — 1755  zeitigten. 

Am  6.  Mai  1784  erfolgte  auf  Befehl  des  Kurfürsten  Karl 
Theodor  die  Publikation  der  B.O.^)  nebst  freier  Bergwerks- 
erklärung, Freiheiten  und  Privilegien  als  Gesetz  in  dem  kur- 
fürstlichen Herzogtum  Bayern  und  der  oberen  Pfalz,  dann 
der  Grafschaft  Leuchtenburg.  Durch  landesherrl.  Verordnung 
vom  15.  Nov.  1794  wurde  sie  auch  auf  die  pfalzneuburgischen 
und  Sulzbachischen  Lande  ausgedehnt,  wovon  man  ursprüng- 
lich abgesehen  hatte,  da  dort  1771  eine  neue  B.O.  erlassen 
worden  war. 

Durch  die  infolge  des  Reichsdeputationshauptschlusses  von 
1803,  des  Preßburger  Friedens  von  1805,  des  Wiener  Friedens 
von  1 809  und  des  Wiener  Kongresses  von  1 8 1  5  herbeigeführten 
Gebietsveränderungen  i«)  gewann  Bayern  neue  Bergwerks- 
bezirke, auf  die  z.  T.  der  Gültigkeitsbereich  der  B.O.  von 
1784  ausgedehnt  wurde.  So  wurde  sie  durch  Mandat  vom 
8.  Juni  1804  in  dem  Kreise  Schwaben,  sowie  Oberfranken, 


8)  Nach  einer  Bemerkung  in  den  Akten  ist  anzunehmen,  daß  der 
Bergrat  Lori  der  Verfasser  der  Entwürfe  ist. 

9)  Abgedruckt  in  Wagner,  Corpus  juris  metallici,  Leipzig  1791 
pg.  331—388,  und  im  Anhang  von:  Hake,  Commentar  über  das  Berg- 
recht, Sulzbach  1823. 

lö)  Reichs  dep. -Hauptschluß  25./2.  1803.  Die  geistlichen 
Fürstentümer  Würzburg,  Bamberg,  Augsburg,  das  Bistum  Freising  und 
einen  Teil  des  Hochstifts  Passau,  eine  Anzahl  Abteien  und  Reichsstädte 
(Schweinfurt,  Kempten,  Memmingen,  Kaufbeuern,  Nördiingen,  Rothen- 
burg, Windsheim  etc.). 


12 


welcher  aus  dem  vormaligen  Fürstbistum  Bamberg  n)  bestand, 
eingeführt  und,  wie  durch  oberstrichterliche  Erkenntnis  vom 
IG.  April  1858  festgestellt  ward,  hatte  sie  auch  in  den  vor- 
mals Würzburgischen  Gebietsteilen,  nicht  aber  auch  in  den 
vormals  Aschaffenburgischen  Geltung.  Hingegen  blieb,  nach 
seiner  Vereinigung  mit  Bayern,  in  Ansbach  -  Bayreuth  die 
markgräflich  brandenburgische  B.O.  von  1619,  nebst  den  dazu 
erschienenen  Resolutionen  und  Erläuterungen,^^)  daneben  das 
preußische  Landrecht  als  subsidiäres  Recht  in  Gültigkeit, 
während  in  den  vormals  preußischen  Gebietsteilen  Mittel- 
frankens allein  das  preußische  Landrecht  als  Bergrecht  be- 
stehen blieb.  Außerdem  hatte  die  vorderösterreichische  B.O. 
vom  14.  August  1731  in  jenen  Gebietsteilen  Bayerns  Gültig- 
keit, die  1805  im  Preß  burger  Frieden  Bayern  zuerkannt  worden 
waren,  sich  aber  nach  dem  Wiener  Kongreß  auf  die  kleinen 
Gebietsteile  bei  Lindau  beschränkten,  nachdem  Tirol  und 
Salzburg  wieder  an  Österreich  zurückgefallen  waren.  Die  bayr. 
B.O.  kam  indessen  in  allen  rechtsrheinischen  Gebietsteilen,  in 

Preß  burger  Friede  26./12.  1805.  Königstitel  mit  Landes- 
souveränität. Tirol  nebst  Brixen,  Trident  u.  a.  O..,  das  preuß.  Ansbach 
und  die  Reichsstadt  Augsburg. 

Wiener  Friede  14./10.  1809.  Salzburg,  Berchtesgaden,  Inn- 
viertel etc.  fällt  von  Oesterreich  an  Bayern. 

Wiener  Kongreß  (Sept.  1814  bis  Juni  1815).  Für  die  an 
Oesterreich  überlassenen  Gebietsteile  (Tirol  und  Salzburg)  wird  Bayern 
mit  der  Rheinpfalz  entschädigt.  Ferner  erhält  es  das  Fürstentum 
Bayreuth. 

")  Über  die  Geschichte  des  Bergbaues  im  ehemaligen  Hochstift 
Bamberg  vergl.  Dr.  Haupt:  30.  Bericht  über  das  Wirken  und  den  Stand 
des  hist.  Vereins  zu  Bamberg,  1866/67. 

Historische  Bemerkungen  über  das  Bergwesen  im  Würzburgi- 
schen Hochstift  von  Prof.  Dr.  J.  Danzinger,  Archiv  des  hist.  Vereins 
für  den  Untermainkreis,  Bd.  11,  Heft  2  und  3. 

13)  Folgende  3  Resolutionen  nebst  Eriäuterungen  des  Oberberg- 
departements Bayreuth  hatten  auf  Grund  Patentes  des  letzten  Mark- 
grafen Christian  Friedrich  Karl  Alexander  vom  28.  Juni  1771  Gesetzes 
Kraft; 

I.  Resolution  vom  20.  Aug.  1771:  Was  für  Fossilien,  Grund- 
stücke, Wassergelände,  Werke,  Geld,  Waren,  Geräte  und  Recht  zum 
Bergwerk  und  Wesen  zu  rechnen  sind,  und  wie  fern  sie  dazu  gehören 
oder  nicht. 

Dazu  Erläuterungen  vom  21.  Mai  1773  der  §§  3,  4. 
Regalität  und  Behandlung  der  niederen  Fossilien  betr.  —  Dekla- 
ration der  §§  8,  9  die  Nachlaßsteuer  betr. 

II.  Resolution  vom  27.  Nov.  1772:  Wer  eigentlich  unter  Berg- 
leute zu  verstehen  und  wiefern  die  Eigenlöhner  dazu  gehören. 

III.  Resolution  vom  12.  Dez.  1772:  Von  den  Büchsenpfennigeti 
und  der  Knappschaftskasse,  auch  von  Knappschaftsschreibern  und  übrigen 
Vorstehern.  —  Nach  dem  Übergang  dieser  Länder  an  Preußen  am 
2.  Dez.  1791  bestätigte  König  Friedrich  Wilhelm  die  bestehende  Gesetz- 
gebung. EXirch  Promulgationspatent  vom  November  1795  wurde  das 
allgem.  preuß.  Land  recht  als  subsidiäres  Recht  eingeführt.  —  Ab- 
gedruckt in  Wagner  ,a.  a.  O.  pg.  427—523. 

1*)  Abgedruckt  in  Wagner  a.  a.  O.  pg.  69  ff. 
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welchen  nicht  die  Bayreuther  B.O.  von  1619  oder  das  preu- 
ßische Landrecht  gesetzliche  Kraft  hatte,  zur  Anwendung,  wo- 
gegen bis  1858  nur  in  den  Würzburgischen  Landesteilen  Ein- 
spruch erhoben  wurde,  weil  hier  keine  spezielle  Publikation 
des  Mandates  von  1804  stattgefunden  hatte. 

In  der  Rheinpfalz,  die  im  Wiener  Kongreß  an  Bayern 
fiel,  galt  bis  1869  das  französische  Gesetz  über  die  Berg- 
werke, Gräbereien  und  Steinbrüche  vom  21.  April  18 10  nebst 
den  bis  zum  Jahre  18 14  unter  französischer  Regierung  er- 
lassenen Instruktionen  und  Dekreten. 1^) 

Bis  zum  Jahre  1808  blieb  die  Berggesetzgebung  im  König- 
reich ungeändert.  Erst  nach  dem  Erscheinen  des  organischen 
Ediktes  über  die  Gerichtsverfassung  vom  24.  Juli  1808  wurde 
seitens  der  G.B.A.  ein  Gesetzentwurf  über  die  Organisation 
der  Berggerichtsbarkeit  und  über  das  Verfahren  bei  den  Berg- 
gerichten ausgearbeitet,  der  unterm  14.  September  1809  als 
„Organisches  Edikt^  die  Berggerichtsbarkeit  im  Königreich 
betr."  i«^)  publiziert  wurde.  Dadurch  wurde  die  Berggerichts- 
barkeit, die  nach  Art.  78  der  B.O.  von  1784  und  von  jeher 
den  Bergämtern  zugestanden  hatte,  den  Zivilgerichten  über- 
tragen, und  nur,  wenn  ein  Bergmann  in  Sachen,  welche  aus 
dem  Verhältnis  des  Bergbaues  entstanden,  belangt  werden 
sollte,  blieben  die  Bergämter  zuständig. 

Eine  seitens  des  Vorstandes  der  G.B.A.  im  Jahre  1811 
anberaumte  Revision  der  B.O.  von  1784  wurde  nach  wenigen 
Sitzungen  eingestellt,  ohne  daß  aus  den  Akten  ein  Grund  für 
den  Abbruch  der  Verhandlungen  zu  ersehen  ist. 

Die  durch  Erlaß  des  Staatsministeriums  der  Finanzen  vom 
23.  Sept.  1848^^)  veranlaßten  Vorarbeiten  zu  einem  Berg- 
Gesetzentwurf  mußten  unterbrochen  werden,  da  der  Ent- 
wicklung des  Bergbaues  hinderliche  Mißstände  schleunige 
Abänderung  der  bestehenden  Gesetzgebung  erheischten  und 
einstweilen  durch  eine  teilweise  Abänderung  der  letzteren  Ab- 
hilfe geschaffen  werden  mußte.    Es  kam  das  Gesetz  vom 


1^)  1.  Die  Ministerialinstruktion  vom  3.  Aug.  1810  zum  Gesetze  vom 
21.  April  1810. 

2.  Dekret  vom  6.  Mai  1811  in  Bezug  auf  die  Feststellung  der  fixen 
und  proportionalen  Bergwerkssteuern. 

3.  Bergwerkspolizei-Dekret  vom  3.  Januar  1813. 

Dieselben  sind  enthalten  in  der  Sammlung  der  in  der  kgl.  preuß. 
Rheinprovinz  gültigen  franz.  Bergwerkgesetze,  Dekrete  und  Instruktionen*' 
von  Martins,  Koblenz  1836. 

16)  Abgedruckt  im  Reg.-Bt.  1809  pg.  1577. 

1'^)  Darin  wird  die  O.A.  angewiesen,  „alsbald  wegen  Bearbeitung 
eines  Entwurfs  neuer  berggesetzl.  Bestimmungen,  nämlich:  1.  eine  Berg- 
ordnung, 2.  eine  Berggerichtsverfassung,  die  geeigneten  Einleitungen  zu 
treffen,'^  da  die  bestehenden  Gesetzgebungen  und  Bestimmungen  mit  Aus- 
nahme der  des  Bergwerksgesetzes  der  Pfalz  aus  früheren  Perioden  her- 
rührten und  teilweise  den  wissenschaftlichen  und  technischen  Fortschritten 
der  Bergbaukunde  nicht  mehr  entsprächen. 
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I.  Juli  1856/^)  die  Abgaben  aus  den  Bergwerken  diesseits  des 
Rheines  betr.,  zustande.  Dieses  hob  vom  Anfang  des  Ver- 
waltungsjahres 1855/56  an  den  Bergzehend  auf  und  setzte; 
an  dessen  Stelle  eine  Abgabe  von  50/0  des  Ertrags  des  Berg- 
werks bezw.  eine  zu  vereinbarende  Pauschalsumme ;  ferner  er- 
setzte es  die  dem  Erbstöllner  zugestandene  Abgabenerhebung 
durch  eine  Abgabe  an  den  Erbstöllner,  die  von  der  G.B.  u.  S.A. 
unter  Zugrundelegung  des  genehmigten  Betriebsplanes  be- 
stimmt wurde.  Außerdem  wurde  durch  Verordnung  vom 
21.  Nov.  1858,1^)  die  Regalität  mehrerer  Fossilien  in  der  ehe- 
maligen Markgrafschaft  Bayreuth  betr.,  die  Regalität  mehrerer 
Gesteinsarten  und  Farberden,  die  in  der  übrigen  bayr.  Gesetz- 
gebung nicht  der  Regalität  unterlagen,  aufgehoben. 

Ein  am  13.  März  1861  seitens  der  G.A.  dem  Finanz- 
ministerium in  Vorlage  gebrachter  Berggesetzentwurf,  dem 
das  österreichische  B.G.  vom  23.  Mai  1854  zu  Grunde  lag, 
und  der  sich  nur  auf  die  7  rechtsrheinischen  Kreise  des  König- 
reiches beschränkte,  wurde  am  24.  Juli  der  G.B.  u.  S.A.  zurück- 
gegeben mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  das  neue  B.G.  sich  aus 
politischen  Gründen  auch  auf  die  Rheinpfalz  ausdehnen  müsse. 
Durch  Ministerialreskript  an  die  G.B.  u.  S.A.  vom  3.  Nov,  1862 
wurde  die  sofortige  Ausarbeitung  des  Berggesetzentwurfs  dem 
kgl.  Oberberg-  und  Salinen-Rat  Dr.  Manuel,  Rechtsreferent 
der  G.B.  U.S. A.,  übertragen,  „um  diesen  hochwichtigen  Gegen- 
stand einer  endlichen  Erledigung  entgegen  z.u  führen". 

Nachdem  in  Bayern,  einem  Land  mit  verhältnismäßig 
wenig  Bergbau,  die  Berggesetzgebung  seit  1784  im  wesent- 
lichen keine  Weiterentwickelung  erfahren  hatte,  und  schon 
seit  Anbeginn  der  Arbeiten  zum  Entwurf  eines  Berggesetzes 
die  Notwendigkeit  erkannt  worden  war,  sich  der  Gesetzgebung 
eines  größeren  Staates  mit  bedeutenderem  Bergbau  anzu- 
schließen, erachtete  es  Dr.  Manuel  für  das  Zweckmäßigste, 
„den  Ausarbeitungen  für  den  Gesetzentwurf  für  Bayern  den 
Brassertschen  Entwurf  20)  eines  Berggesetzes  für  Preußen, 
namentlich  wegen  der  Verschmelzung  der  rechts-  und  links- 
rheinischen Berggesetzgebung,  zu  Grunde  zu  le^en''.^!)  Nach 
dem  Erscheinen  des  revidierten  preußischen  B.G. -Entwurfs 
(1865)  reichte  er  den  B.G. -Entwurf  für  Bayern  nebst  Motiven 
der  G.B.  u.  S.A.  am  28.  Dezember  1865  ein.  Nachdem  diese 
Gutachten  der  sämtlichen  Bergämter  des  Königreichs  darüber 
eingeholt  hatte,  wurde  er  einer  Kommission 22)  zur  Beratung 


18)  Gesetzesblatt  1856,  Nr.  19  pg.  363—374. 

19)  Reg.-Bl.  pg.  1547. 

2«)  Vorläufiger  Entwurf,  1862  erschienen. 

21)  Bericht  Dr.  Manuels  an  die  G.B.  u.  S.A.  vom  21.  Nov.  1862. 

^-)  Aus  Delegierten  der  Ministerien  des  Innern,  des  Handels  und  der 
Justiz,  aus  Mitgliedern  der  G.B.  u.  S.A.  und  3  äußeren  Bergbeamten 
gebildet. 
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übergeben.  Der  von  dieser  umgearbeitete  Entwurf  erhielt  am 
i8.  Febr.  1868  vom  Landtage  ohne  wesenthche  Abänderungen 
die  Genehmigung  und  wurde  am  20.  März  1869  als  „Das 
Berggesetz  für  das  Königreich  Bayern"  ^3)  publiziert.  Es  trat 
ebenso  wie  das  Gesetz  über  die  Abgaben  von  den  Bergwerken 
vom  6.  April  18692*)  am  i.  Juli  in  Kraft. 

Mit  dem  Inkrafttreten  des  neuen  B.G.,  welches  fast  völlig 
übereinstimmt  mit  dem  preußischen  B.G.  vom  24.  Juni  1865, 
verloren  alle  allgemeinen  und  besonderen  Gesetze,  Verord- 
nungen und  Gewohnheiten  über  Gegenstände,  auf  welche  es 
sich  bezieht,  ihre  Gültigkeit  und  Kraft  (Art.  240  B.G.),  sodaß 
seitdem  in  Bayern  ein  einheitlicher  Bergrechtszustand  ge- 
schaffen ist,  der  eine  teilweise  Neuregelung  erfahren  hat  durch 
die  Berggesetz-Novelle  vom  30.  Juni  1900. 


23)  An  dem  deutschrechtlichen  Prinzip  der  Bergbaufreiheit  fest- 
haltend, hebt  es  das  Bergregal  auf,  um  die  bisher  daraus  abgeleiteten 
staatlichen  Befugnisse  bezüglich  des  Bergbaues  auf  die  Hoheitsrechte  des 
Staates  zu  stützen.  Es  sieht  von  der  staathchen  Bevormundung  der  Berg- 
werksindustrie völlig  ab,  gewährt  ihr  Selbständigkeit  im  Betriebe  und 
in  der  Wahrnehmung  ihrer  Privatinteressen  und  beschränkt  die  Tätig- 
keit der  Bergbehörden  auf  die  Überwachung  der  mit  berührten  öffent- 
lichen Interessen.  —  Motive  des  Gesetzes.  —  Vergl.  auch  Hahn,  Zur 
Berggesetzgebung  in  Bayern.   Zeitschr.  f.  Bergr.  Bd.  X,  1869. 

2*)  Dadurch  wurde  die  Ungleichheit  der  Abgaben  in  den  3  Haupt- 
bergrechtsdistrikten beseitigt,  und  die  Abgabenpfiicht  erleichtert.  Der 
Bergbau  unterliegt  danach  einer  zweifachen  Abgabe,  nämlich  einer  von 
der  Größe  des  Feldes  abhängigen  jährlichen  Grubenfeld-Abgabe  und  der 
Einkommensteuer  nach  dem  Gesetze  vom  31.  Mai  1856. 
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B.  Das  Knappschaftswesen  in  Kurbayern 
bis  zum  Jahre  1784. 

I.  Auf  die  Kn.-  oder  Bruderkassen  bezügliche 
Bestimmungen  alter  B.O.  und  Instruktionen. 

In  der  großen  Zahl  der  in  Loris  Sammlung  des  baye- 
rischen Bergrechts  zusammengestellten  Bergordnungen,  das 
Bergwesen  betreffenden  Verordnungen  etc.  (aus  dem  13.  bis 
zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts)  fanden  sich  nur  die  4  in 
Folgendem  zitierten  Bestimmungen  über  die  Bruderbüchsen: 

a)  Oberpfälzische  Bergwerksordnung, 
von  Churfürst  Friedrich  zu   Pfalz  gegeben. 
Augsburg,  den  22.  Febr.  1548. 
Abschnitt:    „Der  Schicht  maister  A  u  s  r  i  c  h  t  u  n  g.'^ 

§  LXXVIII.  Die  Schichtmaister  sollen  allezeit  auf  den  Sontag  bey  den 
Anschnitten  i)  gegenwärtig  sein,  daselbst  sy  auch  in  Beywegen  ihrer 
Steiger  allen  Arbeithern  und  Tagwerckern,  was  auf  die  Zeit  ge- 
arbeitet wirdt,  mit  Landtgibiger  Münz,  und  sonst  mit  kainer  andern 
Lohnen,  und  keinem  seinen  Lohn  aufschlagen,  davon  soll  der  Schicht- 
meister und  Steyger  jedem  Arbeither  am  Wochenlohn  einen  P  ü  c  h- 
senpfenning  aufheben,  und  nach  Inhalt  seines  Registers  den 
Eltesten  der  Knapschaft  alle  Wochen  sambt  ainen  Zettel  der  Summa 
seiner  Handtschrift  zustellen,  und  von  dem  Gedinggelt  von  Gulden 
6  Pf.  auch  ein  jeder  Arbeither  selbst  seinen  Lohn  empfahen,  und 
einnehmen,  sie  wurden  dann  durch  gegrunth  Ursachen  verhindert. 
Welcher  Arbeither  ihme  gern  seinen  Lohn  lest  aufschlagen;  dem 
soll  nachfolgendt  nicht  darzue  geholffen  werden, 
b)  „Ordnung  für  das  Bleibergwerk  zu  Freyung  und 

andere  Ort  im  gemeinsch.  Amt  Parkstein  und  Weyde  n." 
Im  Jahre  1619  von  Pfalzgraf  August  erlassen. 

§  LV.    „Von  B  ü  c  h  s  e  n  pf  e  n  n  i  n  g  e  n.'^ 

„Es  sollen  durch  unseren  Amtmann,  oder  Verwalter  und  Berg- 
meister einer  oder  zween  ältesten,  zur  Knappschaft  Nothdurft,  und 
die  Büchsenpfenninge  im  wöchentlichen  Anschnitt,  zur  Erhaltung 
armer,  gebrechlicher,  schadhafter  Bergarbeiter  einzunehmen  bestellt, 
und  mit  Eyde  dazu  verpflichtet  werden.  Welche  Gewerken  oder 
Vorsteher  auf  Nachl'assung  unseres  Bergmeisters,  wöchentlich  nicht 
anschneiden,  die  sollen  ihre  Büchsenpfenninge  zur  Rechnung  mit 
einander  geben.'' 

§  LVI.    „Von  den  Arbeitern,  so  in  der  Gruben  Schaden 
nehme  n." 

„Truge  es  sich  zu,  daß  ein  Arbeiter  in  der  Gruben  oder  an 
anderen  der  Gewerken  Arbeit  fiele,  und  Schaden  nehme,  dem  sollen 
die  Gewerken  derselben  .Zechen,  darauf  er  Schaden  genommen, 
vier  Wochen  lang  alle  Wochen  ein  Ort  ^)  und  das  Erzgeld  zu  geben 
schuldig  sein,  es  geschehe  der  Schaden  auf  pfundigen  oder  un- 
pfündigen  Zechen." 

1)  Anschnitt  auch  Raitung  =  die  der  Bergbehörde  über  den  Gruben- 
haushalt gelegte  Rechnung.  Anschneiden  =  Anschnitt  halten  =  raitert  = 
Rechnung  legen.  Veith,  H.,  Deutsches  Bergwörterbuch  mit  Belegen. 
Breslau  1871,  pg.  24. 

2)  Ort  =  Lohn,  von  „Oertergeld",  welches  den  Lohn  bezeichnete, 
welchen  der  Bergschmied  für  das  Ausschmieden  der  Eisen  erhielt,  die 
sog.  Schmiedekost  (Veith  a.  a.  O.  pg.  24),  abgeleitet. 
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c)  Instruction,  wasmaßen  sich  ein  churfürstl.  Berg- 
werksverweser und  Grubenschreiber  am  Rauschen- 
berg zu  verhalten  habe. 
Vom  24.  November  1684. 
§  XXI.  Indeme  auch  bräuchig  und  nothwendig,  daß  eine  Bruder-Büchsen 
gehalten,  damit  denjenigen  von  den   Berg-  oder  Schmelzleuten, 
denen  am  Berg  oder  in  der  Arbeit  ein  Schaden  wiederfahret,  eine 
Hülf  daraus  gereicht  werde:  so  solle  der  Verweser  dergleichen 
Büchsen  mit  2  Schlössern  halten,  und  ein  Schlüssel  zu  sich  nehmen, 
den  andern  aber  einen  Hüttmann  oder  Jemand  anderm,  deme  die 
Berg-  und  Schmelzleut  dazu  erwählen  lassen,  auch  deßwegen  sich 
mit  ihnen  vergleichen,  was  ein  jeder,  nach  Proportion  seines  Lohns, 
oder  Verdiensts  quartaliter  darein  legen  solle,  darüber  auch  ein 
ordentHches  Register  zu  halten,  und  gesamten  Berg-  und  Schmelz- 
leuten jährlich  abzulassen  ist,  damit  sie  wissen,  was  in  die  Büchsen 
gelegt,  und  wohin  es  verwendet  worden. 

d)  Instruction  Maximilian  II.  für  den  Bergverwalter 
zu  Gottesgab  am  Fichtelberg. 
Vom  1.  August  1693. 

Und  demnach  auch 

§  XXXIII.  Zum  Drey  und  dreyssigisten  bey  unserm  Bergwerk  zu 
Hohenaschau,  löbl.  Herkommen  ist,  daß  alle  Arbeitsleut,  von  ihrem 
einnehmenden  Verdienst,  und  damit  sie  in  ihrer  Arbeit  desto  mehr 
Glücke  und  Segen  haben  mögen,  ein  gewisses,  nemlich  ab  jedem 
Gulden  1  dn  zu  diesem  Ziehl  und  Ende  in  die  darzu  verordnete) 
Büchsen,  die  Bruderbüchsen  genannt,  überlassen,  das  solches  Geld 
alsdann  (wie  es  auch  geschieht)  theils  ad  pias  causas,  und  jähr- 
liche Gottesdienst,  theils  aber  für  die  in  die  Arbeit  sich  geschädigte, 
oder  sonst  arme  Bergwerkspersonen  angewendt  werden  solle:  als 
wollen  wir  gnädigst,  daß  diesem  löbl.  Brauch  bey  unserm  Bergamt 
Fichtelberg  ebenfalls  nachgegangen  werde.  Gestalten  dann  unser 
gnädigster  Befehl  hiemit,  daß  der  Bergverwalter,  oder  wer  die 
Bezahlung  thut,  all  und  jeden  Arbeitsleuten,  wie  die  Namen  haben 
mögen,  ab  ihrem  von  Zeit  zu  Zeit  einzunehmen  habenden,  sowohl 
ord.  als  extraord.  Verdienst,  von  jedem  Gulden  1  dn,  desgleichen 
da  solcher  Verdienst  nicht  gar  einen  Gulden,  doch  aber  29  Kr. 
antrift,  eben  soviel,  von  29  Kr.  aber,  und  was  noch  weniger  ist, 
nichts  abziehen  solle:  welches  Geld  sie  Beamte  alsdann  in  ein 
absonderlich  dazu  gerichte  eiserne  Büchsen,  oder  Trüchel,  so  an 
ein  Maur  oder  Tisch  anzuheften,  dergestalten  einzucassieren  haben, 
daß  einer  ohne  den  andern  nicht  dazu  kommen  kann.  Und  wann 
sich  nun  begäbe,  daß  jemands  aus  denen  Arbeitsleuten  in  der 
Arbeit  unvorsehens  geschädigt,  oder  aber  sonsten  Krankheit  oder 
anderer  Gepresten  halber,  einiges  Allmosen  bedürftig  sein  würde; 
so  hätte  man  einem  solchen  nach  Gestalt  der  Umständ  und  Noth, 
aus  berührter  Bruderbüchsen  eine  erkleckliche  Beyhülf,  wie  es  die 
Cassa  erleidet,  abfolgen,  desgleichen  auch  jährlich  eine  gewisse 
Gottesdienst,  nemlich  am  Tag  Leonhardi,  als  der  Hammerleut  Patron, 
und  am  Tag  St.  Vicentii,  als  deren  Holz-  und  Kohlwerksarbeiter 
Patron,  halten  zu  lassen,  und  die  darüber  auf  Priesterschaft  und 
Kirchendrener  ergehende  Unkosten  ebenfalls  von  solcher  Bruder- 
büchsen abzustatten:  doch  also  daß  sowohl  Einnahm  als  Ausgab 
in  ein  ordentliches  Register  verzeichnet,  jährlich  eine  ausführliche 
Rechnung  hierüber  abgelegt,  und  neben  anderen  Bergwerksrech- 
nungen zu  unserm  Generalbau-Direktorio  eingesandt  werden  solle. 
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II,  Verbreitung  der  Kassen  und  Aufbringung 
ihrer  Mittel. 

Die  geringe  Zahl  der  alten  Vorschriften  berechtigt  keines- 
wegs zu  der  Annahme,  daß  die  Bruderkassen  nur  vereinzelt 
existierten.  Man  wird  eher  umgekehrt  behaupten  dürfen,  daß 
die  alten  Bergordnungen,  die  bekanntlich  für  einzelne  Berg- 
werke erlassen  wurden,  nur  dann  Bestimmungen  über  die 
Bruderkassen  trafen,  wenn  die  Bergleute,  dem  alten  Her- 
kommen zuwider,  die  Bildung  einer  Kasse  unterlassen  hatten, 
und  daß  die  Bruderkassen  an  den  meisten  Bergorten  schon 
in  frühester  Zeit  bestanden.  Dafür  sprechen  auch  die  ein- 
leitenden Worte  der  Vorschriften  (c)  und  (d) :  „Indeme  auch 
bräuchig  und  nothwendig  .  .  .  .",  „Und  demnach  auch  .  .  . 
löblich  Herkommen  ist*'j  daß  eine  Bruderkasse  errichtet  wird. 
Ferner  Bd.  I  der  B.  u.  M^C.S.P.  in  §  66 :  Befehl  an  die  Be^ 
amten  in  Amberg :  „Es  hätte  zwar  eine  Bruder-Pichse,  wie 
auf  anderen  Bergwerken  in  Gewohnheit  ....  eingeführt  .... 
werden  sollen." 

In  diesen  Protokollen  kommen  die  Bruderkassen  der  fol- 
genden 7,  zum  Teil  schon  im  15.  und  16.  Jahrhundert  be- 
triebenen Bergwerke^)  zur  Sprache :  Bergen,  Aschau,  Rauschen- 
berg, Bodenmaiß  (Altbayern),  und  Amberg,  Bodenwöhr  und 
Fichtelberg  (Oberpfalz).  Wie  eine  Bergwerkstabelle  vom  Jahre 
1780  beweist,  waren  dies  sämtliche  damals  in  Betrieb  stehen- 
den ärarialische  Werke,  woran  zum  Teile  eine  private  Mit- 
gewerkschaft beteiligt  war,  mit  einer  Gesamtbelegschaft  von 
1881  Mann. 

Die  zitierten  Vorschriften  bezeichnen  an  Einnahmen  der 
Bruderkassen  nur  die  Beiträge  der  Bergleute,  Büchsenpfennige 
genannt,  die  sich  ursprünglich  auf  i  Pfg.  und  um  die  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  allgemein  auf  2  Pfg.  pro  Gulden  Ver- 
dienst beliefen,  weshalb  das  Anlangen  der  Rauschenberger 
Knappschaft  im  Jahre  1769  um  Herabsetzung  ihres  bisherigen 
Beitrags  auf  diesen  Betrag  vom  Münz-  und  Berg-Kollegium 
genehmigt  wurde,  nach  Bd.  I  (1769)  der  B.  u.  M.C.S.P.  §58: 
„Anlangen  von  Phillipp  Baurocker,  Schichtmeister,  und  Ru- 
perten Reiter,  Hutmann,  denn  sämthchen  Bergleuten  am 
Rauschenberg  um  Verminderung  des  bisherigen  Bruder- 
Pichsen-Beytrages. 

Conclusum :  Dem  diesortigen  Beamten  anzubefehlen,  künf- 
tighin wäre  zu  dasiger  Bruder-Pichse  kein  mehreres,  als  nur 
2  Pfenninge  ab  jeden  Gulden  ihres  der  Bergleute  machenden 
Verdienstes,  gleichwie  bei  anderen  Bergwerkeren,  eben  auch 
zu  geschehen  pflegte,  zu  begehren,  einzubringen  und  zu  be- 
rechnen." 


')  Vergl.  Lori:  Einleitung  zur  bayr.  Bergrechtsgeschichte. 
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III.  Verwaltung  und  Mitglieder  der  Kassen. 

Ursprünglich  war  es  üblich,  wie  aus  den  Vorschriften 
in  Abschnitt  I  zu  entnehmen  ist,  daß  die  von  dem  Schicht- 
meister oder  Steiger  bei  der  Auslöhnung  vom  Lohne  der  Ar- 
beiter zurückbehaltenen  Büchsengelder  den  Knappschafts- 
ältesten, den  Vorstehern  der  knappschaftlichen  Genossenschaft, 
zur  Aufbewahrung  und  Verwendung  für  die,  im  nächsten 
Abschnitt  zu  besprechenden  Zwecke  übergeben  würden.  Später 
sind  neben  einem  Vertreter  der  Arbeiterschaft  die  Bergbeamten 
(Verweser)  an  der  Verwaltung  beteiligt,  die  sich  allmählich 
völlig  auf  letztere  übertrug.  Nach  Einsetzung  des  Generalbau- 
direktoriums, dem  die  Oberaufsicht  des  Bergwesens  zustand, 
im  Jahre  i6q2,  wurden  diesem  die  jährlichen  Bruderkasse- 
rechnungcen  zur  Revision  vorgelegt  und  ,'>eit  der  Errichtung 
eines  Obristmünzmeisteramtes  und  einer  Oberbergwerksdirek- 
tion*) im  Jahre  175 1  mußten  dieser  Behörde,  die  später  den 
Namen  'Berg-  und  Münz-Kollegium  oder  auch  Bergwerks- 
kollegium führte,  außer  den  jährlichen  Rechnungen,  auch  die 
an  die  Bergämter  ergangenen  Unterstützungsgesuche  zur 
Prüfung  und  Genehmigung  eingereicht  werden,  wie  aus^  den 
B.  u.  M.C.S.P.  zu  entnehmen  ist.  Über  die  Rechnungsvorlage 
handelt  z.  B.  Band  1  dieser  Protokolle  von  1769  in  §  25: 
„Weiterer  Befehl  an  den  schon  benannten  Verweser  Mitle- 
mann,  daß  weillen  von  Rauschenbergischen  Bruder-Püchsen- 
Rechnungen  pro  1753 — 1758  incl.  wie  auch  auf  die  Jahr- 
gänge 1763,  1764,  1765  et  1766  allhier  nichts  zu  finden:  und 
man  deren  zur  Richtigkeits-Erlangung  unentbehrlich  benötigt 
ist,  ab  denen  über  solche  Rechnungen,  die  die  angezeigte 
IG  Jahre  beym  Berg-Amt  Rauschenberg  ohne  Zweifel  vor- 
handenen Rapularien  so  förderlich  als  möglich  Abschriften 
entnehmen  werden  sollen.  Würde  er  es  aber  nicht  befolgen 


An  deren  Spitze  wurde  bei  der  Errichtung  Siegmund  Graf  von 
und  zu  Haimhausen  als  Obristmünzmeister  und  Oberbergdirektor  ge- 
stellt. Das  Bergwerkskollegium  wurde  durch  Verordnung  vom  1.  Hor- 
nung  1793  aufgehoben  und  die  Verwaltung  des  Oberpfälzischen  Berg- 
und  Münz-Wesens  von  der  des  bayr.  getrennt.  Durch  Verordnung  vom 
24.  Okt.  1794  wurde  aber  die  Verwaltung  wieder  vereinigt  unter  dem 
gleichzeitig  errichteten  „Oberst-Münz  -  und  Bergmeisteramt" 
in  München.  (Intelligenz-Bi.  vom  15.  Nov.  1794.)  Dieses  exisüerte  bis 
1801,  als  !zur  Verwaltung  des  Bergwesens  durch  Verordnung  vom  13.  Febr. 
1801  die  G  e  n  e  r  a  I  b  e  r  g  w  e  r  k  s  -  A  d  m  i  n  i  s  tr  a  t  i  o  n  bestellt  wurde, 
welche  in  Verbindung  mit  dem  kgl.  geh.  Finanzministerium  die  oberste 
administrative  Behörde  in  allen,  das  Berg-  und  Hüttenwesen,  sowie 
die  Münzämter  betreffenden  Gegenstände  bildete.  Infolge  Entschließung 
vom  27.  Sept.  1820  fand  die  Vereinigung  dieser  mit  der  GeneralU 
Salinen-Administration  und  der  Münz-Kommission  unter  dem  Namen 
„General -  Bergwerks-Salinen  -  und  Münz-Administral- 
tion"  statt.  (Hakes  Kommentar  §  104.)  Etwa  ums  Jahr  1830  wurde 
das  Münzwesen  abgesondert  und  es  besteht  seitdem  die  G.B.  u.  S.A.  in 
München.  2* 
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können,  so  wäre  man  die  Ursachen  dessen  von  ihm  zu  ver- 
nehmen gdigst  gewärtig." 

Die  Bestimmung  (c)  in  Abschnitt  I  zeigt,  daß  auch  die 
Hüttenleute  neben  den  eigentlichen  Bergleuten  Mitglieder  der 
Kasse  waren.  Dies  erklärt  sich  daraus,  daß  das  Hüttenwesen 
gewissermaßen  als  Bestandteil  des  Bergbaues  zu  betrachten 
war,  indem  die  Verhüttung  der  Erze  in  der  Regel  am  Fund- 
orte stattfand.^) 


IV.  Der  Zweck  der  Kassen  und  ihre  Leistungen. 

Die  Frage  nach  dem  Zwecke  der  Bruderkassen  beant- 
wortet uns  §  66  in  Bd.  I  der  B.  u.  M.C.S.P.,  der,  wie  bereits 
in  Abschnitt  II  angedeutet  wurde,  von  dem  am  12.  Juni  1767 
an  das  Bergamt  Amberg  ergangenen  Befehl  zur  Errichtung 
einer  Bruderbüchse  handelt,  dahin,  daß  die  Bruderbüchse 
„lediglich  denen  dürftigen  Bergleuten  zu  guten  vermeint  ist" 
und  daß  die  Brudergelder  ,,so  lang  in  Einnahme  gebracht 
werden  sollen,  bis  einem  oder  dem  anderen  davon  in  Noth 
Hülfe  zu  leisten"  wäre.  Es  waren  also  Hilfskassen  für  alle 
Notfälle  der  Bergleute,  wie  sie  durch  vorübergehende  oder 
dauernde  Arbeitsunfähigkeit,  Teuerungen  etc.  veranlaßt  wer- 
den konnten.  Auch  der  Witwen  und  der  Kinder  der  ver- 
storbenen Bergleute  nahmen  sich  die  Kassen  an,  wie  die 
B.  u.  M.C.S.P.  zeigen. 

Da  jedoch  alle  Leistungen  der  Bruderkassen  der  Geneh- 
migung des  Berg-  und  Münzkollegiums  unterlagen,  wie  die 
Protokolle  zur  Genüge  beweisen,  und  darin  nirgends  von 
Krankenunterstützungen  und  Kurkostenbestreitung  die  Rede 
ist,  ist  man  zu  der  Annahme  berechtigt,  daß  die  Kranken- 
fürsorge den  Werkskassen  oblag,  wie  es  auch  nach  gemeinem 
deutschen  Bergrecht  und  an  manchen  Bergorten  auf  Grund 
der  B.O.  in  den  übrigen  rechtsrheinischen  deutschen  Landen 
üblich  war. 

Das  Wiederinkrafttreten  dieser  alten  Rechtsverhältnisse 
ist  wahrscheinlich  der  Tätigkeit'  des  bekanntlich  175 1  er- 
richteten Münz-  und  Berg-Kollegiums  zu  verdanken.  Denn, 
daß  vorher  zu  Ungunsten  der  Bruderkassen  eine  Änderung 
eingetreten  war,  geht  aus  den  unter  Kurfürst  Max  II.  1684 
und  1693  gegebenen  Instruktionen  hervor,  die  in  den  bekannten 
§§  XXI  und  XXXIII  es  als  die  Aufgabe  der  Bruderkasseji 
bezeichnen,  daß  „denenjenigen  von  den  Berg-  oder  Schmelz- 
leuten, denen  am  Berg  oder  in  der  Arbeit  ein  Schaden  wider- 
fahret, eine  Hülfe  daraus  gereicht  werde,"  bezw.  daß  dies 
geschehe,  wenn  „jemands  aus  den  Arbeitsleuten  in  der  Arbeit 


•)  Vergl.  Makes  Kommentar  §  30. 
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unversehens  geschädigt,  oder  aber  sonsten  Krankheit  und 
anderen  Gepresten  halber,  einiges  Almosen  bedürftig  sein 
würde/' 

Kurkosten  von  Familienangehörigen  der  Kassenmitglieder 
wurden  unter  Umständen  aus  der  Bruderkasse  bestritten,  wie 
§  134  Bd.  8  (1777)  der  B.  u.  M.C.S.P.  zu  entnehmen  ist: 

„Amtsgutachten  berichtl.  vom  Oberverweser  zu  Pergen, 
die  vom  sogenannten  Oberbaader  zu  Traunstein  ....  für 
Curirung  der  Berg-Knappens  ledige  Tochter  ....  zu  hoch  an- 
gestellte Kurkosten  zu  25  fl.  betr. 

Conclusum:  Befehl  an  den  Oberverweser  zu  Bergen  dem 
Oberbaader  in  Traunstein  ....  anstatt  der  angebettenen  weit 
zu  hoch  angesetzten  Kurkosten  pr.  25  fl  auf  die  Bruder- 
büchse 6  fl.  15  X  verwilligt,  welche  Beamter  zu  bezahlen  hat." 

Daß  bei  Teuerungen  die  Hilfe  der  Bruderkasse  in  An- 
spruch genommen  wurde,  beweist  §  76  Bd.  III  (177 1),  wonach 
auf  das  Anlangen  der  Knappschaft  hin,  „zur  Steuerung  der 
großen  Hungersnot"  dem  Bergverweser  in  Rauschenberg  die 
Genehmigung  erteilt  wurde,  der  Knappschaft  aus  der  Bruder- 
kasse 100  fl.  zu  verabfolgen  „zur  Beyschaffung  etwelcher 
Schäffel  Korn." 

Außerdem  wurden  aus  der  Bruderkasse  Beerdigungs- 
kosten, Kosten  für  Bergmusik  etc.  bestritten. 

Die  meisten  Ausgaben  erwuchsen  ihnen  jedoch  aus  den 
sogen,  „dauernden"  ^)  Leistungen  an  Invaliden-  und  Witwen- 
Unterstützungen,  deren  Beträge  sich  nach  den  Protokollen  in 
folgenden  Grenzen  bewegten  unter  Berücksichtigung  der  An- 
zahl der  Dienst  jähre,  Kinder  etc. : 

jährlich : 

Für  Knappen,  Kohl-  und  sonstige  Meister  .  .  10 — 40  fl. 
Für  Witwen  der  Knappen  oder  sonstiger  Arbeiter  .      5 — 12  fl. 

Witwen  der  Meister  10 — 17  fl. 

Wenn  die  Mittel  der  Kasse  unzureichend  waren,  trug  die 
Werkskasse  diese  Unterstützungsbeträge  zur  Hälfte  oder  ganz. 
So  heißt  es  z.  B.  in  §  359  Bd.  II  (1770)  genannter  Protokolle, 
einem  Befehl  an  den  Oberverweser  zu  Bergen:  „In  Confor- 
mität  der  Bergamtlichen  Gutachten  und  mit  gewerkschaft- 
lichen einverstehen  seyend  der  Supplicantin  die  wochentHche 
12  xr  vom  heurig  7.  May  aus  der  gemeinsamen  Amtscassa, 
im  Fall  die  Bruder-Püchse  mit  hinlänglichen 
Mitteln  nicht  versehen,  bewilligt." 


Gegenüber  den  „zeitlichen'^  Leistungen  für  Krankenfürsorge ;  vergl. 
Dr.  Karvvehl,  Die  Entwicklung  und  Reform  des  deutschen  Knappschafts- 
wesens. Jena  1907.  (Abhandlungen  des  staatswissenschaftlichen  Seminars 
zu  Jena,  herausgegeben  von  Prof.  Dr.  J.  Pierstorff,  IV.  Bd.,  II.  Heft.) 
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C.  Das  Knappschaftswesen  im  Bereich 
der  Bergordnung  vom  6.  Mai  1784  mit 

Berücksichtigung  des  staathchen  Pensions- 
wesens der  Arbeiter  ärarialischer  Berg- 
und  Hüttenwerke. 

I.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen. 

DieB.O.  vom  6.  Mai  1784,  welche  gegenüber  den  früheren, 
nur  für  einzelne  Bergwerke  oder  kleinere  Bergreviere  er- 
lassenen B.O.,  als  Landesgesetz  für  das  ganze  Kurfürstentum, 
mit  Ausnahme  der  in  der  Einleitung  bezeichneten  Gebiets- 
teile, Geltung  hatte,  handelt  in  den  Artikeln  54  und  551)  von 
den  Bruderkassen  bezw.  von  der  Haftpflicht  der  Gewerken. 

Artikel  54  Abs.  i  spricht  die  Verpflichtung  des  Werks- 
besitzers aus,  den  in  der  Werksarbeit  ohne  eignes  Verschulden 
beschädigten,  oder  in  Folge  derselben  erkrankten  Arbeitern 
während  8  bezw.  4  Wochen,  je  nachdem  die  Grube  findig 


1)  Artikel  54:  Wenn  ein  Arbeiter  in  der  Gewerken  Diensten 
Schaden  nähme. 

Wenn  ein  Bergmann  in  der  Grube  oder  in  anderen  Orten  auf  den 
Bergwerken,  wo  ler  den  Gewerken  arbeitet,  ohne  Verschulden  zu  Schaden 
käme,  oder  mit  Krankheit  von  bösen  Wettern  oder  andern  vom  Berg- 
werke herrührenden  Ursachen  befallen  würde,  so  sollen  ihm  die  Ge- 
werken derselben  Zeche,  wenn  sie  findig  ist,  8  Wochen,  die  auf  un- 
findigen Zechen  aber  4  Wochen  den  halben  Lohn  sammt  den  Erzgelde 
reichen,  oder  wenn  einer  sogleich  tot  bliebe,  die  Begräbniskosten  ab- 
statten. 

Würde  aber  ein  Beschädigter  oder  Kranker  binnen  dieser  Zeit 
nicht  zur  Gesundheit  gelangen,  soll  ihm,  wie  den  Alten,  an  Kräften 
und  Mitteln  Unvermögenden,  oder  nachgelassenen  Witwen,  das  Almosen 
aus  der  Knappschafts-Kasse  oder  Bruderbüchse  nach  Erkenntnis  des 
Bergamts  gereicht;  hingegen  ihre  Kinder  zur  Bergarbeit  wieder  an- 
gehalten werden. 

Artikel  55:  Von  dem  Büchsenpfennige  und  der  K.K.  Jeder 
Schichtmeister  soll  von  seinen  ihm  anbefohlenen  Zechen  allen  unter- 
habenden Arbeitern  lohntäglich  von  jedem  empfangenen  Gulden  1  kr, 
in  die  Bruderbüchse  abziehen  und  zurückbehalten,  und  selbe  alle  Quartale 
mit  einem  zuverlässigen  Entwürfe  zum  Bergamte  übergeben.  Von  diesem 
soll  nachmal,  wie  eben  vorher  erwähnt  worden,  den  armen,  schadhaften 
und  alten  Bergleuten,  wenn  sie  der  Berg-  und  Hüttenarbeit  nicht  mehr 
vorzustehen  vermögen,  auch  ihren  Wittwen  und  Kindern  mit  Geneh- 
migung unseres  Bergwerksoolliegiums  ein  billiges  Almosen  und  Gnaden- 
geld gereicht  werden.  Deswegen  soll  auch  über  dieses  Bruderbüchsen- 
geld, nämlich  über  dessen  Einnahme  und  Ausgabe  jährlich  ordenÜiche 
Rechnung  abgelegt  werden  und  zu  unserem  gemeldeten  Bergwerkskolle- 
gium eingeschickt  werden. 
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oder  unfindig  -)  ist,  den  halben  Lohn,  Krankenschicht  genannt, 
sowie  das  Erzgeld,^)  worunter  Kur-  und  Medikamentenkosten 
zu  verstehen  sind,  zu  bezahlen  und,  im  Falle  des  durch  einen 
Unfall  herbeigeführten  sofortigen  Todes,  die  Begräbniskosten 
zu  tragen. 

Gemäß  Art.  55  besteht  für  alle  Arbeiter  Kassenzwang  bei 
der  vom  Bergamte  zu  verwaltenden  K.-K.  Denn  der  Schicht- 
meister, in  rechtlicher  Hinsicht  der  Generalbevollmächtigte 
und  Administrator  der  Gewerken  in  allen  Angelegenheiten, 
welche  den  Betrieb  des  Werkes  betreffen,*)  soll  jedem  den 
Büchsenpfennig  im  Betrage  von  i  kr.  pro  Gulden  Lohn  bei 
der  Auslöhnung  in  Abzug  bringen  und  den  Ertrag  viertel- 
jährlich dem  Bergamte  abliefern.  Letzteres  muß  über  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  dem  Bergwerkskollegium  jährlich 
Abrechnung  erstatten.  Über  den  Zweck  der  Kassen  verbreitet 
sich  Art.  55  und  der  vorhergehende  Artikel  in  Abs.  2  dahin, 
daß  sie  dazu  bestimmt  sind,  die  beschädigten  und  in  Folge  der 
Werksarbeit  erkrankten  Bergleute  zu  unterstützen,^)  insofern 
die  in  Art.  34  Abs.  i  genannten  Voraussetzungen  der  Unter- 
stützungsverbindlichkeit des  Werksbesitzers  überschritten  sind, 
und  den  Invaliden,  Witwen  und  Waisen  mit  Unterstützung 
beizustehen.  Damit  sind  auch  die  Ansprüche  der  Knappschafts- 
mitglieder gekennzeichnet.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  die 
Voraussetzung  zur  Gewährung  einer  Unterstützung  gegeben 

2)  Nach  Hakes  Kommentar  §  247  ist  unter  einer  findigen  Zeche 
eine  „Ausbeutzeche''  zu  verstehen,  während  zu  den  unfindigen  die 
„Zubuß''-,  „Freibau"-  und  „Verlagserstattenden  Zechen"  gehören.  —  Bei 
einer  Zubußzeche  deckt  der  Ertrag  die  Betriebskosten  nicht,  die 
Gewerken  müssen  Zubuße  leisten.  Deckt  hingegen  der  Ertrag  die  Be- 
triebskosten, dann  heißt  die  Grube  Freibau  zeche.  Wirft  der  Betrieb 
einen  Gewinn  ab,  nachdem  früher  Zubuße  erforderlich  war,  dann  ist 
sie  so  lange  Verlagserstattende  Zeche,  bis  aus  dem  Gewinne 
die  frühere  Zubuße  und  die  „etwa  aufgenommenen  Schulden"  gedeckt 
sind.  Während  dieser  Periode  wird  kein  Gewinn  verteilt,  sondern  der 
„Verlag"  wird  getilgt.  Erst  wenn  dies  geschehen  ist,  wird  der  Gewinn 
als  Ausbeute  verteilt,  weshalb  die  Grube  eine  Ausbeutzeche  heißt. 
(Hake  §  338.) 

3)  Auf  Grund  einer  Anfrage  der  G.A.  bei  sämtlichen  Ämtern  vom 
14.  Nov.  1864  wurde  festgestellt:  „Es  besteht  ein  Erzgeld  in  dem  Sinne: 
Anteil  an  dem  Gewinne  nicht,  sondern  Erzgeld  wird  als  Arzt  =  Arznei- 
geld definiert  werden  müssen,  wofür  auch  die  Praxis  spricht.  Vergl. 
auch:  Grimm,  Deutsches  Wörterbuch,  Leipzig  1854,  Bd.  I  576.  Schmel- 
lers  bayr.  Wörterbuch  Tl.  I  pg.  115,  (arzneien,  arznen,  ärzen,  erzen  = 
gleiche  Ausdrücke.) 

*)  Über  die  rechtliche  Stellung  des  Schichtmeisters  vergl.  Hakes 
Kommentar  §  252. 

^)  Die  Bemerkung  der  Motive  zum  Entwurf  des  B.G.  von  1869 
(Landtagsverhandlungen  1866/68,  Beilagenband  IV)  in  Art.  173:  „Die 
Reichung  eigentlicher  Krankenlöhne  aus  den  Bruderkassen  kommt  nur 
hie  und  da  herkommensgemäß  vor",  ist  daher  sachlich  unrichtig,  denn 
die  Krankenlöhne  waren  nach  Art.  54  Abs.  2  gesetzlich.  Sie  wurden 
auch  bei  den  Bruderkassen  ärar.  Werke  fast  durchweg,  wenn  auch  in 
beschränkten  Maße,  gewährt,  wie  die  Tabelle  auf  Seite  40  und  41  zeigt. 
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und  in  welchem  Maße  sie  zu  gewähren  ist,  steht  dem  Berg- 
amte  zu,  vorbehaltUch  der  Genehmigung  des  Bergwerks- 
kollegiums. Hinsichtlich  des  Maßes  der  Unterstützung  ist  nur 
bestimmt,  daß  sie  nach  Billigkeit  gewährt  werden  soll. 

Diese  kompendiarischen  Bestimmungen,  die  der  Gestaltung 
des  Kn.-Wesens  einen  weiten  Spielraum  gewährten,  wurden 
nirgends  streng  durchgeführt.  Dies  güt  besonders  für  die 
K.-Kn.  der  Privatwerke/)  wo  die  Werksdirektionen  ca.  seit 
der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  ungeachtet  des  Art.  55  derB.O., 
die  Verwaltung  der  Kassen  an  sich  zogen  und  ihnen  in  den 
60  er  Jahren  Satzungen  erteilten,  die  mit  den  berggesetzlichen 
Vorschriften  vielfach  nicht  im  Einklang  standen. 

Da  jedoch  in  früherer  Zeit  die  K.-Kn.  der  privaten  Werke 
ebenso  wie  die  der  ärarialischen  größten  Teils  der  Verwaltung 
des  B.A.  des  betr.  Reviers  unterstanden,  wie  es  die  B.O. 
von  1784  vorschrieb,  und  ihrem  Wesen  nach  den  K.-Kn. 
ärarialischer  Werke  glichen,  wollen  wir  uns  auf  die  eingehende 
Behandlung  des  K.-Wesens  an  letzteren,  welches  infolge  des 
ständigen  Einflusses  der  G.A.  eine  ziemlich  einheitliche  Ent- 
wicklung zeigt,  beschränken  und  die  K.-Kn.  der  privaten  Werke 
stellenweise  in  Anmerkungen  zum  Vergleich  heranziehen. 


II.  Das  K.-K.-Wesen  bei  den  ärarialischen  Werken 
und  das  staatliche  Pensionswesen. 

I.  Der  Plan  zur  Errichtung  von  Hauptknapp- 
schaft skassen  im  ersten  Jahrzehnt  des 

19.  Jahrhunderts. 
Seil  dem  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  als  die  gesamte 
Organisation  des  Berg-  und  Hüttenwesens  Verbesserungen  er- 
fuhr, wandte  man  behördlicherseits  auch  dem  Knappschafts- 
wesen erhöhte  Aufmerksamkeit  zu.  Nachdem  in  dem  ,jRegle- 
ment  wegen  der  Dienstordnung  und  Geschäftsführung  bei  den 
Berg-  und  Hüttenämtern  in  den  churpfalzbaier.  Staaten  vom 
30.  November  1803'"^)  in  §  44,  der  von  den  K.-Kn.  handelt^ 
ein  Pensionsregulativ  angesagt  worden  war,  beabsichtigte  das 
Finanzministerium  angesichts  der  Ausgaben,  die  dem  Aerar 
infolge   der  unzureichenden   Leistungsfähigkeit   der  Bruder- 

^)  Es  sind  die  Kassen  folgender  Bergorte  zu  nennen: 

a)  Im  Revier  des  B.A.  Arnberg:  Sulzbach  und  Vilseck. 

b)  Im  Revier  des  B.  u.  H.A.  Bergen  (im  heutigen  Bez.-Amt  Traunstein 
in  Oberbayern):  Achthal-Hammerau. 

c)  Im  Revier  des  B.A.  Wunsiedel  (Geltungsbereich  der  B.O.  von  1784): 
Erbendorf. 

d)  Im  Revier  des  B.A.  München :  Miesbach,  Penzberg,  Irrsee,  Imberg  und 
Tegernsee. 

7)  Vergl.  Churpfalzbaier.  Reg.-Bl.  1804,  Nr.  IV  pg.  80.  Wortlaut 
des  §  44  s.  pg.  35. 
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kassen  durch  Bestreitung  der  Pensionslasten  oder  wenigstens 
der  Hälfte  derselben  erwuchsen,  worauf  am  Schluß  des  Teils  B. 
schon  hingewiesen  wurde,  eine  Reform  des  Knappschaftswesens 
durchzuführen,  und  durch  Vereinigung  sämtlicher  in  einem 
Bergdistrikte  ^)  befindlichen  K.-Kn.  ärarialischer  Werke  zu  einer 
„Hauptknappschaftskasse"  leistungsfähigere  Institute  zu 
schaffen,  von  denen  es  für  die  Zukunft  eine  Entlastung  der 
ärarialischen  Kasse  erwarten  zu  dürfen  glaubte. 

Von  den  Plänen,  die  über  diesen  Gegenstand  von  der  kur- 
fürstlichen Landesdirektion  eingeholt  wurden,  fanden  sich  zwei 
in  den  Akten  vor:  Der  eine  (in  den  Finanzministerialakten 
im  Kreisarchiv  München)  von  der  Landesdirektion  in  Bamberg 
vom  14.  Mai  1804,  der  andere  (in  den  Akten  der  G.A.)  von 
Landesdirektionsrat  v.  Voith  in  Amberg  vom  10.  Nov.  1806. 

Nach  dem  ersten  Plan  besteht  der  Endzweck  der  Kasse 
darin,  „daß  aus  derselben  die  Wittwen,  Waisen,  Kranken,  im 
Dienste  verunglückten  oder  invalid  gewordenen  Berg-  und 
Hüttenleute  unterstützt  und  unterhalten  werden  sollen." 

Unter  dieser  Voraussetzung  bespricht  er  folgende  3  Haupt- 
punkte ; 

„L  Die  Quelle,  woraus  für  die  Kasse  geschöpft  werden 
solle. 

II.  Das  Regulativ,  nach  welchem  die  Unterstützungen  und 
Pensionen  zu  efteilen  sind,  und 

III.  Die  Verwaltung  oder  Verrechnungsweise  selbst." 

ad  I.  Eine  Vermehrung  der  Einnahmequellen  ist  dringen- 
des Bedürfnis.  Es  sollen  daher  „die  Grubenbesitzer,  Gruben- 
vorsteher, Schichtmeister,  Steiger  und  von  ihrer  Ansbeuthe  und 
Löhnung  selbst  gemeine  Bergarbeiter  zum  allgemeinen  Besten 
des  Bergvolkes"  folgende  Abgaben  entrichten: 

Jeder  Bergmann  hat  nebst  dem  Beitrage  zu  i  kr.  von 
jedem  Gulden  Lohn  quartaliter  noch  eine  Büchsenschicht 
zu  machen,  dessen  Betrag  zur  K.-K.  zu  werfen  ist. 

2.  Die  etwa  in  die  Berggerichtskasse  fallenden  Strafgelder 
fließen  in  die  K.-K. 

3.  Vom  Erlöse  eines  jeden  Fasses  verkaufter  gemischter 
Kohle  9)  sollten  unzielsetzlichst  2  x,  und  jeden  Fasses 
Schmiedekohlen  i  x  in  die  fragliche  Kasse  fallen. 

4.  Auch  vom  Landesherrlichen  Bergzehend  könnte  bis  zur 
besseren  Bildung  einer  so  wohlthätigen  Kasse  beiläufig 
der  20.  Theil  abgegeben  werden. 


8)  Verordnung-  des  Churfürsten  Max  Joseph  vom  20.  Juli  1804:  „Die 
Bergdistrikte  in  den  churpfalzbayer.  Staaten  theifen  sich  künftig  nach  den 
Provinzen  und  zerfallen  daher  in  den  baynschen,  oberpfälzischen,  Pfalz- 
Neuburgischen,  Bambergischen,  Würzburgischen  und  Schwäbischen  Berg- 
distrikt  (Finanzministerialakten  im  Kreisarchiv  München.) 

9)  Es  handelt  sich  in  diesem  Revier  um  Kohlenbergwerke,  besonders 
die  in  der  Umgebung  von  Stockheim. 
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5-  Die  churfürstl.  und  Eigenlöhner  Knappschaft  sollte  in 
Beziehung  auf  die  K.-K.  in  Verbindung  gesetzt  und  als 
eine  Knappschaft  betrachtet,  mit  heben  und  legen, 
sonach  auch 

6.  die  privaten  Grubenbesitzer  zur  gleichen  Abgabe,  wie 
unter  Ziffer  3  bemerkt  wurde,  gehalten  seyn."  ^o) 
ad  II.    Die  Pensionen  sollen  sich  ,,auch  nach  den  Ab- 
stufungen des  Arbeitsvermögens"  richten,  und  es  sollen  fol- 
gende Unterstützungen  gewährt  werden : 
„a)  für  den  invalid  gewordenen  Bergmann,  der  gar  nichts 
mehr  verdienen  kann,  ungefähr  monatlich  2  fl.  30  xr. 

b)  für  jenen,  der  sich  noch  etwas  zu  verdienen  weiß,  un- 
gefähr monatlich  i  fl.  15  xr. 

c)  für  die  Wittwen  monatlich,  wenn  solche  gar  nichts  ver- 
dienen können,  i  fl.  15  xr. 

d)  wenn  diese  noch  arbeitsfähig  sind  monatlich  40  xr. 

e)  für  die  Waisen  der  Bergleute  bis  in's  12.  Jahr  freie  Schule 
und  außerdem  an  Geldbeisteuer  monatlich  30  xr." 

ad  III.  „Wird 

1.  die  fragliche  Verwaltung  dem  künftig  aufzustellenden 
Churfürstl.  Kassenbeamten  mit  Zuziehung  zweier  Knapp- 
schaftsvorsteher zu  übertragen  seyn,  diesem  aber  zur 
Verbindlichkeit  gemacht  werden  müssen, 

2.  jährliche  Rechnung  zu  legen,  monatlich  Extracte  zu 
fertigen  und  mit  jedem  Pensionisten  und  unterstützt  wer- 
denden Bergindividuum  ein  besonderes  Quittungsbuch 
zu  halten.  Endlich 

3.  wäre  sich  bei  der  jährlichen  kommissarischen  Unter- 
suchung über  den  Kassenbestand  auszuweisen." 

Nach  dem  v.  Voith'schen  Plan,  der  dem  kgl.  Ge- 
neral-Landes-Kommissariat  eingereicht  wurde,  soll  die  H.K.K, 
eine  gemeinsame  Reservekasse  der  bestehenden  K.-Kn.,  Spe- 
zialknappschafts-Kassen  genannt,  sein,  indem  es  dort  heißt : 
„Spezial-K.-Kn.,  welche  durch  zu  Verlust  gegangene  Kapita- 
lien, zu  geringen  oder  verminderten  Zufluß   der  Büchsen- 


10)  In  einem  die  „solide  Einrichtung  einer  Bergknappschaftskassei*^ 
betr.  Bericht  der  Landesdirektion  an  das  Finanzministerium  vom  18.  März 
1805  wird  (die  Notwendigkeit  der  Beteiligung  der  gewerkschaftlichen  Berg- 
und  Hüttenleute  an  der  K.-K.  folgendermaßen  begründet:  „Durch  ein 
solches  allgemeines  Institut  würden  zugleich  jene  Beschwerden  mit  einem 
Male  beseitigt  werden,  welche  die  Dorfgemeinden  gewöhnlich  in  dem 
Falle  vorbringen,  wenn  irgend  ein  Berg-  oder  Hüttenarbeiter  sich  ver- 
ehelichen und  seinen  eignen  Herd  errichten  will,  weil  solche  in  der 
Besorgnis  stehen,  daß  die  erzeugt  werdenden  Kinder  der  Gemeinde  der- 
einst zur  Last  fallen  würden  "    In  seinem  Erwiderungsbericht 

vom  6.  Mai  1805  erklärte  jedoch  das  Finanzministerium  den  Plan  für 
unausführbar,  indem  es  darauf  hinwies,  daß  die  Beiträge  der  Knappschaft 
erfahrungsgemäß  die  Ausgaben  „auf  Pensionen,  Krankenlöhne  und  Chur- 
kosten"  nicht  deckten,  sodaß  Zuschüsse  der  Werksbesitzer  erforderlich 
würden,  wozu  jedoch  die  Gewerken  sich  nicht  leicht  bestimmen  ließen. 
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Pfenninge  oder  über  den  Kassenstand  plötzlich  angewachsene 
Pensionen  und  andere  Unfälle  in  eine  bedrängte  Lage  zu 
geraten  bedroht  werden,  sollen  bey  der  H.K.K.  Hilfe  und 
Unterstützung  finden."  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen  tem- 
porärer" (von  kürzerer  oder  längerer  Dauer)  und  perennie- 
render" Unterstützung,  je  nach  dem,  ob  die  vorgeschossenen 
Beträge  zurückerstattet  werden  oder,  ob  dies  gar  nicht,  gün- 
stigsten Falls  nur  zum  Teil  geschieht.  Zu  den  temporären 
Unterstützungen  gehören  z.  B.  solche,  die  durch  vorüber- 
gehende Einnahmeverminderung  bedingt  werden,  während 
Unterstützungen  bei  unverschuldeten  Kapitalverlusten  zu  den 
perennierenden  zählen. 

Der  bei  der  Errichtung  der  H.K.K,  zu  bildende  Fonds 
hängt  in  erster  Linie  „von  der  allerhöchsten  Gnade  Sr.  Maje- 
stät" ab,  wenn  auch  von  dem  Vermögen  der  Spezial-K.-Kn. 
etwas  zufließt. 

Die  jährlichen  Einnahmen  der  H.K.K,  sollen  bestehen: 
aj  aus  Zinsen  des  Fonds, 

b)  aus  einem  gewissen  Prozentsatz  der  auf  den  Berg-  und 
Hüttenwerken  eingehenden  ,,Bruderpfenninge", 

c)  vielleicht  aus  einem  Beitrag  des  Werkes, 

d)  aus  zufälligen  Einnahmen,  z.  B.  ,,Die  Überlassung  der 
zurückbleibenden  K.-K,  von  eingehenden  Hüttenwerken 
und  auflässigen  Gruben",  „wodurch  zugleich  die  Über- 
nahme der  Pensionen  von  selben  einigermaßen  ersetzt 
würde". 

Sämtliche  ärarialische  Berg-  und  Flüttenwerke  der  Ober- 
pfalz sollen  dem  Verbände  der  H.K.K,  beitreten.  Die  Be- 
teiligung privater  Werke  ist,  „wenigstens  bei  ihrer  dermaligen 
Verfassung",  nicht  ratsam.  Den  Vorzug  verdient  ,,die  Ver- 
einigung des  ganzen  k.  bair.  Bergstaates  unter  eine  einzige 
H.K.K.".  In  diesem  Fall  wäre  zu  empfehlen: 

„I.  daß   alle   etwa   gemachten   Legate   dahin  ausgeliefert 
würden ; 

2.  daß  die  von  unverheuratheten  oder  verwittweten  Werks- 
personen zurückbleibende  Verlassenschaft,  wenn  sie  keine 
wirklichen  Erben  haben,  dahin  abgegeben  werden  müßte  ; 

3.  daß,  wie  in  manchen  anderen  Fällen  geschieht,  von  dem 
Vermögen  gestorbener  Werkspersonen,  welche  keine 
Notherben  haben,  besonders,  wenn  sie  eine  Pension  und 
diese  'etwa  lange  genossen,  gewisse  Procente  erhoben 
werden  sollten." 

Das  kgl.  oberste  Bergamt  München  wünschte  am  24.  Ja- 
nuar 1807  die  Vorlage  des  Voith'schen  Planes,  „da  man  eine 
solche  Hauptbruderkasse  je  eher,  je  lieber  etablieren  zu  können 
wünschte".     Es  empfahl  die  Zweckmäßigkeit  einer  solchen 
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H.K.K,  dem  kgl.  geheimen  Ministerial-Finanz-Departement  am 
2.  Nov.  1807  und  erhielt  am  10.  Nov.  1807  den  Auftrag,  „den 
erwähnten  Gegenstand  einer  reiflichen  Prüfung  zu  unterwerfen 
und  einen  erschöpfenden  Plan  zu  einer  zweckmäßigen  Ein- 
richtung des  Knappschaftswesens,  die  sämtlichen  K.  Bayr. 
Berg-  und  Hüttenetablissements  umfassend,  auszuarbeiten,  und 
denselben  seiner  Zeit  zur  allerhöchsten  Genehmigung  vor- 
zulegen." 

2.  Zusammenhang  zwischen  k  n  a  p  p  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  m 
und   staatlichem   Pensionswesen     und   die  das 
P  e  n  s  i  o  n  s  w  e  s  e  n  betreffenden  Maßnahmen 
des  Staates. 

Der  Plan  zur  Reform  des  Knappschaftswesens  realisierte 
sich  nicht,  sondern  die  Stelle  einer  H.K.K,  vertrat  wie  seither 
auch  fernerhin  bis  zum  Erlaß  des  B.G.  von  1869  der  Staat, 
indem  er  die  Pensionen  der  ständigen"  Arbeiter  (an  staat- 
lichen Berg-  und  Hüttenwerken)  und  deren  Relikten  größten- 
teils trug,  während  die  K.-Kn.  nach  Maßgabe  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit gewöhnlich  1/4  der  regulativmäßigen  Beträge  der- 
selben bestritten. 

Das  innere  Verhältnis  beider  Leistungen  zu  einander  hat 
sich  allerdings  umgekehrt.  Denn,  während  ursprünglich  die 
staatlichen  Leistungen  freiv/illige  Ergänzungen  der  zu  geringen 
knappschaftlichen  waren,  wie  in  Teil  B.,  IV,  angedeutet  wurde, 
stellte  Dr.  Manuel,  der  Rechtsreferent  des  G.B.  u.  S.A.,  am 
16.  Sept.  1862  auf  Grund  der  seit  18 10  vorgelegenen  Akten 
fest :  ,,Die  ständigen  Arbeiter  der  ärarialischen  Berg-  und 
Hüttenwerke  haben  für  sich  und  ihre  Relikten  nicht  allein 
im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit,  sondern  auch  dann,  wenn 
sie  aus  was  immer  für  anderen  von  ihnen  nicht  verschuldeten 
Ursachen  verdienstlos  werden,  Anspruch  auf  die  volle  regu- 
lativmäßige Alimentation  und  zwar  aus  der  Staatskasse  allein, 
ohne  Mitleidenschaft  der  Bruderkasse."  ^1) 

Da  die  Höhe  der  staatlichen  Pensionen  maßgebend  für 
den  Anteil  der  Bruderkassen  war,  standen  K. -Wesen  und  staat- 
liches Pensionswesen  in  engem  Zusammenhang,  so  daß  es 
zweckmäßig  erscheint,  letzteres  in  den  Kreis  der  Betrachtung 
zu  ziehen. 


11)  „Infolge  des  bereits  stattgefunden  Verkaufs  der  Hüttenwerke  zu 
Königshütte,  Leidersdorf  und  Schüttendohl,  dann  wegen  des  demnächsti- 
gen Verkaufs  des  Hüttenwerks  zu  Fichtelherg,  endlich  in  Folge  des 
Insfreiegebens  des  Maximilianserbstollens  bei  Stockheim  (12.  III.  55) 
sind  von  selten  der  Arbeiter  dieser  vormalis  ärarialischen  Werke  ver- 
schiedene Ansprüche  an  die  Staats-  und  Bruderkassen  erhoben  worden. 
Dieselben  werden  einer  allgemeinen,  prinzipiellen  Würdigung  unterstellt." 
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Der  Fortgang  der  Verhandlungen  über  das  in  dem  er- 
wähnten Reglement  vom  20.  Nov.  1803  angesagte  Pensions- 
regulativ konnte  nicht  verfolgt  werden,  da  die  Akten  darüber 
fehlten.  Das  ,,R  egulativ  für  die  jährlichen  Gnaden- 
löhne für  invalide  Berg-  und  Hüttenarbeiter, 
ihre  Wittwen  und  Kinder"  liegt  18 10  in  folgender 
Gestalt  fertig  vor: 


I.  Für  die  Berg-  und  Hüttenarbeiter 
a)  Verheiratete 

Wenn  sie  gar 
nichts  mehr 
verdienen 
können 

Wenn  sie 
monatlich  l  fl. 
verdienen 
können 

Wenn  sie 
monatl.  ^2  fl. 
verdienen 
können 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

fl. 

kr. 

1.  Klasse 

Steiger,  Hutleute,  Werkschaffer, 
Hochofen  -  Schmelzer,  Frisch-, 
Form-  und  andere  Meister 

52 

46 

40 

2.  Klasse 

Althäuer,  Probehäuer,  Vorschmie- 
de, Kuffner,  Berg-  u-nd  Hütten- 
schmiede, Hochofenschmelzer 

46 

40 

34 

3.  Klasse 

Gemeine  Berg-  u.  Hüttenarbeiter, 
Erz-  und  Steinpocher,  vereidete 
Kohlbrenner,  Grubenzimmerling 

40 

34 

28 

b)  Unverheiratete 

1.  Klasse 

46 

40 

34 

2.  Klasse 

40 

34 

28 

3.  Klasse 

Bi 

28 

22 

II.  Für  die  Berg-  und  Hüttenarbeiter- 
Witwen 

1.  Klasse 

30 

24 

18 

2.  Klasse 

24 

18 

12 

3.  Klasse 

18 

12 

6 

Für  die  Kinder  weiblichen  Geschlechts  passieren  bis  zum  eintretenden  13  Lebens- 
jahr und  für  die  männlichen  bis  zum  eintretenden  15.  Jahre  wöchentlich  6  kr.:  wenn 
ihre  Mütter  noch  leben.    Doppelwaisen  werden  wöchentlich  12  kr.  bewilligt. 


Der  Einführungszeitpunkt  des  Regulativs  ist  wegen  fehlen- 
den Datums  nicht  genau  festzustellen,  fällt  aber  jedenfalls  in 
das  Jahr  18 10.  Der  Vorschlag  der  Landesdirektion  in  Bam- 
berg,i3j  die  Pensionen  nach  dem  Arbeitsvermögen  abzustufen, 
ist  darin  berücksichtigt,  nur  sind  die  Pensionssätze  noch  nicht 
einmal  halb  so  hoch  angesetzt,  wie  sie  der  Bamberger  Plan 
empfahl. 

Es  war  für  die  gemeinschaftliche  Leistung  des  Staats 
und  der  Bruderkassen  vorgesehen.  Denn  in  einem  Bericht, 
die  Pensionsbestätigung  für  •  Bergarbeiter,  ihre  Witwen  und 
Waisen  betr.,  welchen  die  G.B.A.  an  das  Finanzministerium 

Nach  Dr.  Manuels  Angabe  ist  es  vom  Vorstand  der  G.A.  von 
Schwerin  aufgestellt. 

13)  Vergl.  pg.  26. 
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erstattete,  ist  eingangs  bemerkt,  daß  nach  dem  von  Sr.  Maj. 
durch  Allerhöchste  Entschließung  vom  21.  Sept.  iSio^*)  ge- 
nehmigten Regulative,  die  jährlichen  Gnadenlöhne  für  invalide 
Berg-  und  Hüttenarbeiter,  deren  Witwen  und  Waisen  betr., 
nach  3  Klassen  ein  für  allemal  bestimmt  sei,  wieviel  ein  Ver- 
heirateter, Unverheirateter,  eine  Witwe,  ein  Kind  teils  aus 
der  Werks-,  teils  aus  der  K.-K.  zu  erwarten  habe,  und 
daß,  so  lange  die  jetzige  Bergwerksverfassung  bestehe,  die  aus- 
gesprochene Pension  nie  versagt  worden  sei. 

DaI5  die  Höhe  der  in  dem  Regulativ  angesetzten  Unter- 
stützungen auch  für  die  damaligen  Verhältnisse  zu  gering  war, 
geht  aus  einer  Eingabe  des  Arbeiterpersonals  beim  B.  u.  H.A. 
Bergen  an  die  G.B.  u.  S.A.  vom  20.  April  1832  hervor.  Sie 
bezeichnet  das  Regulativ  als  ein  solches,  „welches  eines  jeden 
Arbeiters  Gemüt  im  Hinblick  auf  die  Zeit,  wo  er  arbeits- 
unfähig sein  wird,  mit  entmutigender  Sorge  und  Angst  er- 
füllt." Außerdem  wird  darauf  hingewiesen,  daß  zwischen  den 
darin  angesetzten  Gnadenlöhnen  und  denjenigen,  welche  an 
den  kgl.  Salinen  gewährt  würden,  ein  Mißverhältnis  bestehe, 
indem  dort  sogar  eine  Witwe  i  fl.  bis  i  fl.  30  xr  wöchentlich 
beziehe,  und  die  Arbeiter  in  der  Regel  mit  ihrem  vollen  Ar- 
beitslohne oder  nur  mit  geringem  Abzüge  davon  pensioniert 
würden,  während  für  die  Berg-  und  Hüttenarbeiter  der  spär- 
liche Bezug  von  nur  i  fl.  wöchentlich  für  die  erste  Klasse 
vorgesehen  sei.  Sogar  die  Gewerkschaft  Achthal  pensioniere 
ihren  Werkschaffer  und  Hutmann  mit  dem  vollen  Lohne  und 
die  übrigen  gemeinen  Arbeiter  mit  wöchentlich  i  fl.  30  xr, 
mindestens  aber  mit  i  fl.  20  xr,  was  nach  dem  Pensionsregulativ 
noch  nicht  einmal  ein  Meister  beziehe.  Die  Unzulänglichkeit 
der  im  Regulativ  festgesetzten  Pensionen  für  die  kgl.  Berg- 
und  Hüttenarbeiter  leuchte  aber  besonders  ein,  wenn  man 
in  Betracht  ziehe,  daß  keine  Gemeinde  einen  Armen  mit  weniger 
als  100  fl.  jährlich  zu  unterhalten  vermöge,  wenn  er  verdienst- 
unfähig sei,  und  daß  in  der  Gemeinde  Traunstein  ein  Armer, 
auch  wenn  er  im  Stande  sei,  sich  noch  etwas  zu  verdienen^ 
wenigstens  wöchentlich  i  fl.  30  xr  Armengeld  erhalte.  Die 
Eingabe  schließt  mit  der  Bitte,  daß  dieses  Regulativ,  welches 
seiner  Unbilligkeit  halber  früher  auch  nie  als  Maßstab  bei 
Pensionsbewilligungen  gedient  habe,  auf  das  man  vielmehr 
erst  in  letzter  Zeit  zurückgekommen  sei,  einer  Revision  unter- 
zogen werde,  und  die  Gnadenlöhne  den  an  den  Salinen  üblichen 
gleichgestellt  werden  möchten. 

Das  Berg-  und  Hüttenamt  Bergen  an  der  Maximilians- 
hütte unterstützte  das  Gesuch  mit  dem  Hinweis  auf  die  hohen 
Preise  der  Lebensmittel  in  dortiger  Gegend  im  Vergleich  zu 
denen  in  der  'Oberpfalz  zu  Fichtelberg,  Weiherhammer  und 


)  Diese  Angabe  ist  nach  Dr.  Manuels  Rechtsreferat  falsch. 
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Bodenwöhr,  wo  die  Pensionisten  bei  dem  dermaligen  Pen- 
sionsbezug ihren  Lebensunterhalt  weit  leichter  bestreiten 
könnten,  weil  ihnen  noch  für  unbedeutende  Abgaben  äraria- 
lische  Gründe  in  Pacht  gegeben  würden. 

Nachdem  die  von  der  G.A.  schon  in  den  Jahren  18201^) 
und  1829  ausgearbeiteten  und  dem  Finanzministerium  in  Vor- 
lage gebrachten  Pläne  zur  Abänderung  des  Pensionsregulativs 
nicht  zum  Ziele  geführt  hatten,  wurden  im  Jahre  1838  die 
Vorarbeiten  seitens  der  G.A.  von  neuem  begonnen. 1*^)  Sie 
wurden  jedoch  wieder  eingestellt  infolge  eines  Reskripts  des 
Finanzministeriums  an  die  G.A.  vom  30.  März  1839,  welches 
auf  die  Notwendigkeit  der  „Verminderung  bezw.  Beseitigung 
.  .  .  .  der  beträchtlichen  Belastung  der  Staatskasse"  durch  die 
Alimentierung  der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenarbeiter  hinwies 
und  die  G.A.  aufforderte  zur  Begutachtung  folgenden  Vor- 
schlags :  bei  entsprechender  Erhöhung  der  Löhne,  an  künftig 
einzustellende  ständige  Arbeiter  und  deren  Relikten  keine 
Unterstützung  mehr  zu  verabfolgen  und  die  bestehenden  An- 
sprüche des  vorhandenen  Arbeiterstammes  event.  durch  Ver- 
sicherung bei  einer  Versicherungsanstalt  unter  Verwendung 
der  Bruderkassen  abzulösen.  —  Die  hierüber  auf  Veranlassung 
der  G.A.  von  den  Berg-  und  Hüttenämtern  unter  Mitwirkung 
der  Bruderkasseausschüsse  ausgearbeiteten  Gutachten  ver- 
warfen den  Plan  des  Finanzministeriums  und  sprachen  sich 
fast  durchweg  für  die  Beibehaltung  des  bisherigen  Zustandes 
aus.  Denn  die  Aussicht  auf  Pension  habe  trotz  geringen  Lohnes, 
im  Vergleich  zu  dem  von  den  Privatwerken  bezahlten,  den 
Staatswerken  die  besten  Arbeiter  zugeführt  und  die  Werke 
zu  einer  mustergültigen  Blüte  gebracht.  Dagegen  wurde  ver- 
schiedentlich vorgeschlagen,  die  Bruderkassen  durch  ge- 
nügende Zuschüsse  in  den  Stand  zu  setzen,  die  Pensionen 
ganz  übernehmen  zu  können.  Ihr  jetziger  Zustand  sei  in  den 


Nach  Errichtung  der  G.B.S.  u.  M.A.  im  Jahre  1820  war  beab- 
sichtigt worden,  sowohl  das  Pensionswesen  der  Berg-  und  Hüttenarbeiter 
mit  dem  der  Salinenarbeiter,  als  auch  die  Einrichtung  der  K.-Kn.  mit  der 
der  Bruder-  und  Almosenkassen  der  Salinenarbeiter  in  Übereinstimmung 
zu  bringen.  Zufolge  MinisteriaTreskripts  vom  12.  Oktober  1820  wurden 
seitens  der  kgl.  Oberberg-  und  Salinen-Räte  v.  Bauder  und  v.  Wagner 
zwei  Entwürfe  eines  gemeinschaftlichen  Regulativs  für  die  Alimenta- 
tionen des  Berg-,  Hütten-  und  Salinenpersonals  ausgearbeitet  und  dem 
Finanzministerium  am  4.  Juli  1821  in  Vorlage  gebracht.  Der  von  der 
G.A.  zur  Annahme  empfohlene  v.  Wagnersche  Entwurf  wurde  1829  vom 
Ministerium  zurückbeschieden  mit  der  Weisung,  ihn  den  unterdessen! 
teilweise  veränderten  Verhältnissen  anzupassen.  Die  G.A.  erklärte  jedoch 
jetzt,  daß  es  der  Verschiedenartigkeit  der  Lokalverhältnisse  halber  nicht 
angängig  sei,  die  Pensionen  aller  Werke  unter  ein  und  dieselbe  Norm 
zu  stellen. 

Die  jährlichen  Alimentationen  der  ständigen  Berg-  und  Hütten- 
arbeiter sollten  für  die  5  vorgesehenen  Klassen  der  Pensionsberechtigten 
betragen:  104,  91,  78,  65  und  52 fl. 
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meisten  Fällen  nicht  dazu  geeignet,  und  den  Arbeitern  könne 
eine  Erhöhung  der  Beiträge  bei  ihren  geringen  Löhnen  nicht 
zugemutet  werden.  Es  sei  auch  ratsamer,  etwaige  Lohn- 
erhöhungen einzubehalten  und  sie  in  Form  von  Zuschüssen 
den  Bruderkassen  zuzuwenden,  anstatt  sie  den  Arbeitern  aus- 
zuzahlen und  die  Beiträge  entsprechend  zu  erhöhen. 

Daraufhin  wurden  die  Verhandlungen  abgebrochen,  und 
die  Pensionsverhältnisse  blieben  ungeändert.  Beinahe  2  Jahr- 
zehnte wurde  bei  der  Behörde  kein  Verlangen  nach  einer 
Aufbesserung  mehr  laut,  bis  die  G.B.  u.  S.A.  den  Ämtern  durch 
Rundschreiben  vom  19.  Juni  1857  ihren  Wunsch  eröffnete^ 
„daß  in  den  Alimentationen  der  Angehörigen  des  ärarialischen 
Berg-  und  Hüttenwesens  eine  Verbesserung  eintrete",  und  ein- 
gehende Berichte  derselben  ,,nach  Vernehmung  der  Bruder- 
Kasse-Ausschüsse"  einforderte.  Aber  auch  diesmal  blieb  es 
nur  bei  dem  Wunsche.  Denn  im  Hinblick  auf  das  neue  Berg- 
gesetz, dem  auch  eine  Neugestaltung  des  Knappschaftswesens 
und  somit  die  Regelung  der  Pensionsverhältnisse  vorbehalten 
war,  wurde  am  10.  Nov.  1862  das  alte  Pensionsregulativ  von 
18 IG  an  sämtliche  Berg-,  Hütten-,  Berg-  und  Hüttenämter  von 
neuem  hinausgegeben  mit  der  Weisung,  sich  daran  „künftig 
bis  auf  anderweitige  Verfügung  bei  Anträgen  auf  Alimen- 
tationen ständiger  Berg-  und  Hüttenarbeiter  oder  deren  Re- 
likten aus  der  Werkskasse  ohne  Ausnahme  zu  halten". 
Auch  sollte  es  bei  der  seitherigen  Übung,  wonach  -^/^  aus 
der  Werks-  und  1/4  aus  der  Bruderkasse  bezahlt  wurden,  bis 
auf  weitere  Verfügung  verbleiben,  was  in  einem  Schreiben 
der  G.B.  u.  S.A.  an  das  Bergamt  Amberg  besonders  hervor- 
gehoben wurde. 

3.  Die  „Ständigkeit". 
Seit  alters  her  zerfielen  die  Berg-  und  Hüttenarbeiter  in 
„ständige"  und  „unständige".  Nur  die  ständigen  Arbeiter 
hatten  für  sich  und  ihre  Relikten  Anspruch  auf  Pensionen 
aus  der  Bruderkasse,  bezw.  aus  der  Werks-  und  Bruderkasse. 
Der  Unterschied  wird  in  dem  bereits  zitierten  Rechtsreferat 
Dr.  Manuels  vom  16.  September  1862  folgendermaßen  charak- 
terisiert : 

,,Der  Unterschied  zwischen  ständigen  und  unständigen 
Arbeitern  tritt  fast  bei  allen  ärarialischen  Berg-  und  Hütten- 
ämtern schon  seit  fast  undenklichen  Zeiten  hervor.  Unständige 
dürfen  in  der  Regel  an  der  Bruderkasse  weder  aktiv  noch 
passiv  teilnehmen,  und  wenn  sie  Beiträge  leisten,  so  haben 
sie  dafür  nur  Anspruch  auf  Unterstützung  im  Erkrankungs- 
falle, ärztliche  Behandlung  und  Medizin  auf  Kosten  der  Bruder- 
kasse, und  in  besonderen  Fällen  allenfalls  auf  außerordentliche 
momentane  Unterstützungen,  niemals  aber  auf  Alimentierung 
aus  der  Bruderkasse,  wie  ihnen  ein  solcher  Anspruch  nicht 
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an  die  Werkskasse  zusteht.  Anders  verhält  es  sich  dagegen 
hinsichtHch  der  sog.  ständigen  Arbeiter.  Die  vorUegenden 
Akten  geben  keinen  Aufschluß  über  die  Entstehung  des  In- 
stituts der  ständigen  Arbeiter,  da  die  wenigstens  zur  Zeit 
aufgefundenen  Akten  erst  mit  dem  Jahre  1810  beginnen. 
Übrigens  wird  diesen  Akten  gemäß  von  damals  schon  sehr 
lange  im  Dienste  gestandenen  Referenten  dieses  Institut  als 
längst  bestehende  Tatsache  bezeichnet." 

Über  den  Mangel  einer  Definition  des  Begriffs  der  Ständig- 
keit äußerte  sich  das  ß.  u.  H.  A.  Königshütte  in  einem  Bericht 
vom  17.  Febr.  1838  an  die  G.B.  u.  S.A.  folgendermaßen: 

„Allein  über  die  Ständigkeit  eines  Arbeiters  sich  einen 
deutlichen  Begriff  zu  machen,  ist  um  so  schwerer,  je  viel- 
seitiger die  Sache  angesehen  wird  und  es  ist  dem  allerunter- 
thänigst  gehorsamen  Amte  auch  kein  allerhöchster  Ausspruch 
hierüber  bekannt.  Es  dürfte  *daher  eine  allerhöchste  Be- 
stimmung ergehen : 

1.  Was  die  Ständigkeit  eines  Arbeiters  sei? 

2.  Auf  welche  Weise  sie  erlangt  werde  ? 

3.  Durch  welche  Leistungen  sie  auf  Seite  des  Arbeiters 
bedingt  sei? 

4.  Welche  Vorteile  u.  Ansprüche  entgegen  dieselbe  gewähre  ? 

5.  Welches  die  Modalitäten  des  Aufhörens  dieser  Eigen- 
schaft seien?" 

Man  kann  auf  Grund  dieser  Befunde  nur  aussagen,  daß 
die  Sfändigkeit  unter  gewissen  Bedingungen  nach  einer  be- 
stimmten Zeit  der  Zugehörigkeit  zu  den  unständigen  Arbeitern 
erlangt  wurde.  Zu  den  letzteren  gehörten  alle  neu  eintretenden 
Arbeiter.  —  Die  Ständigkeit  war  von  der  größten  Bedeutung 
für  die  soziale  Stellung  der  Arbeiter.  Dies  erhellt  erst,  wenn 
wir  einen  Blick  werfen  auf  die  alte  bayrische  i\nsässig- 
machungs-,  Verehelichungs-  und  Heimatsgesetzgebung,  wie  sie 
durch  die  Gesetze  vom  11.  September  1825  und  i.  JuH  1834 
geregelt  war. 

Nach  §  8  Ziffer  i  des  Gesetzes  von  1825  war  die  Ansässig- 
machung  in  einer  Gemeinde  die  Voraussetzung  zur  Verehe- 
lichung. Die  Ansässigmachung  konnte  nach  §  2  des  Gesetzes 
vom  I.  Juli  1834,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  i  er- 
füllt waren,  durch  nachstehende  Titel  begründet  werden: 

1')  §  1.  Die  Ansässigmachung  eines  Staatsangehörigen  in  einer  Ge- 
meinde, in  welcher  er  sich  niederlassen  will,  hängt  vor  allem  von 
folgenden  allgemeinen  Vorbedingungen  ab: 

1.  daß  demselben  weder  civilrechtliche  Verhältnisse,  noch  das  Militär- 
Conscriptionsgesetz,  noch  besondere,  gegen  einzelne  Einwohner- 
klassen geltende  Ausnahmegesetze  entgegenstehen; 

2.  daß  er  einen  guten  Leumund  besitze,  und 

3.  nicht  nur  den  vorschriftsmäßigen  Schulunterricht  vollendet,  sondern 
auch  den  Religionsunterricht  während  der  Zeit  der  Sonntags-Schul- 
pflichtigkeit  fleißig  besucht  habe.  3 
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I.  Durch  einen,  dem  Ansässigkeits-Bewerber  eigentümlich 
oder  in  dem  Colonar- Verhältnisse  zugehörenden,  dem 
gesetzlichen  Steuerminimum  entsprechenden,  bis  zu  dem 
Kapitalbetrage  dieses  Minimums  schuldenfreien  Grund- 
besitz. 

II.  Durch  Erwerbung  eines  realen  oder  radizierten  Erwerbes. 

III.  Durch  erlangte  persönliche  Gewerbs-Concession. 

IV.  Durch  einen,  auf  sonstige  Weise  vollständig  und  nach- 
haltig gesicherten  Nahrungsstand." 

Durch  die  Ansässigkeit  wurde  nach  §  i  Ziff.  2  des  Ge- 
setzes über  die  Heimat  vom  11.  September  1825  das  Heimats- 
recht erworben,  welches  nach  §  5  dieses  Gesetzes  ,,in  der 
Gemeinde  den  Anspruch  auf  Wohnsitz  und  auf  benötigte  Unter- 
stützung nach  Maßgabe  der  Verordnung  vom  17.  Nov.  1816 
über  die  Armenpflege  gewährte." 

Um.  die  Gemeinden  von  zu  großen  Lasten  auf  Armen- 
pflege zu  bewahren,  stand  ihnen  bezüglich  der  Ansässig- 
machung  im  Falle  des  §  2  Ziff.  4,  nach  §  9  Ziff.  i  des  Ge- 
setzes vom  I.  Juli  1834  das  Recht  ,,des  absolut  hindernden 
Widerspruchs"  zu. 

Da  die  Ansässigmachung  und  Verehelichung  eine  not- 
wendige Voraussetzung  für  die  Erhaltung  eines  soliden  und 
tüchtigen  Arbeiterstammes  war,  sah  sich  die  G.A.  öfters  ver- 
anlaßt, sich  mit  den  kgl.  Regierungen  ins  Benehmen  zu  setzen 
und  darzutun,  daß  der  Unterhalt  eines  ständigen  Arbeiters 
vollkommen  gesichert  und  somit  die  häufig  vorkommende 
Geltendmachung  des  absolut  hindernden  Widerspruchsrechtes 
seitens  der  Gemeinden  bei  Ansässigmachungs-  und  Verehe- 
lichungsgesuchen  solcher  Arbeiter  unbegründet  sei.  Ein  stän- 
diger Arbeiter  könne  keineswegs  einem  gewöhnlichen  Tag- 
löhner  gleichgestellt  werden,  da  er  infolge  der  Ständigkeit 
nicht  willkürlich,  sondern  nur  wegen  eines  Verbrechens  oder 
beharrlichen  Mißverhaltens  und  schweren  Dienstverletzungen 
aus  der  Arbeit  entlassen  werden  könne,  und  ihm  selbst  für 
den  Fall  der  Arbeitsunfähigkeit,  im  Todesfalle  seinen  Relikten 
die  regulativmäßige  Pension  zu  teil  werde.  Auf  Grund  dieser 
Erklärung  über  das  Verhältnis  der  ständigen  Arbeiter  wurde 
beantragt,  dieselben  als  solche  öffentliche  Diener  zu  behandeln, 
welche  nach  Ziff.  20  Lit.  a  der  Vollzugsinstruktion  zum  revi- 
dierten Gesetz  über  Ansässigmachung  und  Verehelichung  vom 
I.  Juli  1834  in  die  Kategorie  derjenigen  Bediensteten  fallen, 
auf  welche  §  4  Abs.  i  i^)  des  Gesetzes  von  1825  Anwendung 
finde,  sodaß  ein  ta^bsolut  hinderndes  Wideräpruchsrecht  der 
Gemeinden  bei  Verehelichungen  nicht  begründet  sei.  Da  dieser 
Antrag  der  G.A.  nicht  immer  die  Genehmigung  der  kgl.  Polizei- 

Auch  der  Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt  des  Staates,  der  Kirche, 
oder  der  Gemeinde  mit  definitiver  Anstellung  wird  als  Titel  der  An- 
sässigmachung erklärt. 
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behörden  etc.  fand,  wandte  sich  erstere  in  einem  Berichte 
vom  I.  August  1840,  das  Verehelichungsgesuch  eines  Werks- 
arbeiters betr.,  an  das  kgl.  Staatsministerium  der  Finanzen, 
welches  dem  Antrag  der  G.A.  Anerkennung  zollte.  Durch 
Reskript  des  Staatsministeriums  des  Innern  vom  14.  Nov.  1840 
wurde  die  kgl.  Regierung  von  Oberbayern,  Kammer  des 
Innern,  angewiesen,  das  kgl.  Landgericht  Traunstein  über  die 
Unzulässigkeit  eines  absolut  hindernden  Widerspruchsrechtes 
bei  Ansässigmachungen  von  kgl.  Berg-  und  Hüttenarbeitern, 
welche  sogar  Pensions-Ansprüche  an  öffentliche  Kassen  hätten, 
ungesäumt  zu  belehren. 1^) 


4.  Die  Leistungen. 

Ohne  auf  die  Artikel  54  und  55  der  B.O.  von  1784,  die 
gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  Knappschaftswesen,  aus- 
drücklich Bezug  zu  nehmen,  bestimmt  das  schon  in  Betracht 
gezogene  Reglement  für  die  Berg-  und  Hüttenämter  vom 
30.  November  1803  in  §  44  über  die  K.-K.  Folgendes: 

„Zur  Unterstützung  der  armen  unbrauchbar  gewordenen 
Berg-  und  Hüttenarbeiter  sind  die  K.-Kn.  etablirt,  wozu  die 
Berg-  und  Hüttenleute  den  gewöhnlichen  Beitrag  von  i  xr 
pro  Gulden  leisten  müssen. 

Aus  den  Einkünften  der  K.-K.  werden  die  Kurkosten  für 
erkrankende  Berg-  und  Hüttenleute,  insofern  sie  sich  die  Krank- 
heit nicht  durch  eignes  Verschulden  zugezogen  haben,  ferner 
die  Pensionen  der  im  Dienste  invalid  gewordenen  Berg-  und 
Hüttenleute  und  die  Beerdigungs-Kosten  bestritten.  Kranken- 
löhne werden  nur  auf  das  pflichtgemäße  Gutachten  des  Berg- 
und  Hüttenamtes  bezahlt. 

Über  die  Pensionsbewilligung  soll  seiner  Zeit  ein  eigenes 
Pensionsregulativ  20)  festgesetzt  werden." 

Unter  der  Annahme,  daß  die  Befolgung  der  Bestimmungen 
der  B.O.  eine  selbstverständliche,  stillschweigende  Voraus- 
setzung des  §  44  gewesen  sei,  könnte  man  diese  Anordnung 
dahin  deuten,  daß  die  K.-K.  außer  den  Pensionen,  die  Kur- 
und  Beerdigungskosten  der  ohne  Verschulden,  nicht  in  Folge 
der  Werksarbeit  (inkl.  Beschädigung  durch  diese)  erkrankten 
Bergleute  zu  bestreiten  habe,  wozu  weder  die  Werks-  noch  die 
K.-K.  gesetzlich  verpflichtet  war.  §  44  wäre  dann  eine  Er- 
gänzung der  Art.  54  und  55  der  Bergordnung. 

Daß  dieser  Gesichtspunkt  jedoch  für  die  Praxis  nicht 
maßgebend  war,  geht  aus  §  IV  des  Wagner'schen  Entwurfes 


Vergl.  Dr.  Manuels  Rechtsreferat  vom  16.  Sept.  1862. 
20)  Es  ist  dies  der  Hinweis  auf  das  bereits  besprochene  Regulativ 
von  1810.  3* 
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eines  Pensionsregulativs  vom  Jahre  1821  ^i)  hervor,  worin  an 
bisherigen  Leistungen  der  Bruderkassen  genannt  werden:  Die 
Kurkosten  und  die  Beerdigungskosten  der  Arbeiter,  dann  be- 
sondere Unterstützungen  im  hilflosen  und  Krankheitszustande 
und  in  der  Regel  1/4  der  Pensionen. 

Da  hier  schlechthin  von  Kur-  und  Beerdigungskosten  der 
Arbeiter  die  Rede  ist^  ist  anzunehmen,  daß  die  Bruderkassen 
sie  damals  in  allen  Fällen  trugen,  ungeachtet  der  gesetzHchen 
Verpflichtung  der  Werkskasse  (Art.  54  Abs.  i)  bei  Beschä- 
digungen und  durch  die  Werksarbeit  veranlaßten  Krankheiten. 

Als  Äquivalent  für  die  Mehrleistung,  die  den  Bruder- 
kassen durch  Übernahme  aller  Kurkosten  erwuchs,  ist  ihre 
Entlastung  seitens  der  ärarialischen  Werkskassen  durch  Be- 
streitung des  V4  fachen  Betrages  der  Invaliden-  und  Witwen- 
pensionen sowie  der  Waisengelder  aus  diesen  zu  betrachten^ 
deren  Höhe  bekanntlich  durch  das  Regulativ  von  18 10  fest- 
gelegt war.*') 

21)  Vergl.  Anmerkung  15  pg.  31.  §  4  hat  folgenden  Wortlaut:  „Bei 
dem  Berg-  und  Hüttenwesen  haben  die  Bruderkassen  gegenwärtig  die 
Kurkosten  und  die  Beerdigungskosten  der  Arbeiter,  dann  besondere 
Unterstützungen  im  hilflosen  und  Krankheitszustande  bezahlt  und  in  der 
Regel  1/4  der  Pensionen  getragen.  Allein  durch  diese  Maßregel  sind 
die  meisten  verarmt,  sodaß  schon  einige  Pensionen  gänzlich  aus  der 
Werkskasse  bestritten  werden  müssen,  was  auch  für  die  Zukunft  wohl 
nicht  wird  vermieden  werden  können/* 

2*)  Einige  Angaben  über  die  Höhe  der  von  K.-Kn.  privater  Werke 
gewährten  Pensionen : 

In  Sulzb ach  beliefen  sich  1820  die  Invaliden-  und  Witwen- 
pensionen auf  6  fl.  jährlich.  Nach  Art.  9  der  1864  in  Kraft  getretenen 
Statuten  betrugen  die  Invalidenpensionen : 

12  fl.  jährlich  bei  5  Jahren  ununterbrochenen  Dienstes, 
24  fl.  jährlich  bei  10  Jahren  ununterbrochenen  Dienstes, 
60  fl.  jährlich  bei  15  Jahren  ununterbrochenen  Dienstes. 

Durch  Verunglückung  herbeigeführte  lebenslängliche  Arbeitsunfähig- 
keit berechtigte  zu  einer  Pension  von  1/5  des  Schichtlöhns. 

Witwen-  und  'Waisenunterstützungen  gehörten  nach  Art.  13  zu  den 
fakultativen  Leistungen. 

In  Vilseck  bezog  1820  die  höchste  Pension  ein  60  Jahre  alter 
arbeitsunfähiger  Knappe  mit  26  fl.  jährlich. 

In  Erbendorf  (Silber-  und  Bleibergbau)  wurden  auf  Grund  der 
Satzungen  vom  12.  Sept.  1862  die  Invalidenpensionen  nach  folgendem 
Regulativ  bemessen:  


Bis  15 
D.-Jahre 

15—24 
D.-Jahre 

25—34 
D.-Jahre 

35—44 
D.-Jahre 

45u.m. 
D.-Jahre 

I.  Klasse: 

GrubcHoffizianten 

45  fl. 

60  fl. 

72  fl. 

90  fl. 

120  fl. 

2.  Klasse: 

Untersteiger,  Aufseher,  Vorarbeiter, 
Maschinenwärter 

36 

45 

60 

72 

90 

3.  Klasse: 

Zimmerlinge  und  im  selben  Range 
stehende  Arbeiter 

30 

36 

45 

60 

72 

4.  Klasse: 
Häuer  und  im  selben  Range 
stehende  Arbeiter 

24 

30 

(Fortset 

36 

lung  näc 

45 

iste  Seit 

60 

i  unten.) 
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An  einigen  Bergorten  wurden  übrigens  auch  Kurkosten 
aus  der  Werks-Kasse  bestritten,  wie  eine  diesbezügliche  An- 
frage gezeigt  hat. 

Die  kgl.  Hüttenverwaltung  Bodenmais  teilte  dem  Ver- 
fasser mit,  die  Durchsicht  alter  Werks-  bezw.  Bruderkasse- 
Rechnungen  habe  ergeben,  „daß  vor  1860  von  der  Werks- 
kasse auch  Kurkosten  bezahlt  wurden",  jedoch  könne  nicht 
sicher  ermittelt  werden,  in  welchen  Fällen  dies  geschehen  sei. 

Die  Hüttenverwaltung  Bergen  berichtete :  „Aus  den  durch- 
gesehenen Werkskasse-  und  Bruderkasse-Rechnungen  geht  her- 
vor, daß  vor  dem  Jahre  1869  neben  der  Bruderkasse  auch 
die  Werkskasse  Bezahlung  von  Kur-  und  Medikamenten- 
kosten aufweist." 

Eine  von  der  G.B.  u.  S.A.  am  14.  März  1863  bei  sämt- 
lichen Ämtern  veranstaltete  Enquete :  „Wie  es  bisher  bezüg- 
lich der  Krankenschichten  gehalten  wurde,  aus  welchen  Kassen, 
ob  .  nämlich  aus  der  Werkskasse  oder  Bruderkasse  solche 
Schichten  bezahlt  wurden,  unter  welchen  Voraussetzungen,  für 
welche  Zeitdauer  und  zu  welchen  Beträgen  im  Verhältnis  zu 
den  Löhnen  der  erkrankten  Arbeiter,  und  wie  hoch  sich  in 
jedem  der  Jahre  1852/53  bis  inkl.  1861/62  die  aus  jeder  dieser 
Kassen  bezahlten  Krankenschichten  belaufen  haben,"  ergab 
Folgendes :  Alle  der  G.B.  u.  S.A.  unterstellten  Betriebsämter 
und  Verwaltungen  haben  usuell  oder  zeitweise  Kranken- 
schichten  aus  der  Werkskasse  gezahlt.  Bei  einigen 
wurde  zwischen  den  unmittelbar  und  nachweislich  durch 
die  Werksarbeit  Beschädigten  und  anderweitig  Erkrankten 
unterschieden,  während  bei  anderen  ein  solcher  Unterschied  nicht 
gemacht  wurde.  Das  Nähere  ist  aus  folgender  Tabelle  zu  ersehen : 


Name 
der 
Behörden 

Aus  der  Werks- 
kasse werden 
Kranken- 
schichten bezahlt 
(Jahre) 

Betrag 

der 

Kranken- 
schicht 

Höchste  Dauer 
d.  Leistung  von 
Krankenschicht, 
aus  der 
Werkskasse 

In 
Jahren 

wurden 
an 

Kranken- 
schichten 
bezahlt: 

1)  das 
k.  Bergamt 
A  m  b  e  r  g 

2^)  Infolge 

Allen  stän- 
digen Ar- 
beitern im 
Erkrankungs- 
falle seit 
jeher, 
unständige 
erhalten 
keine, 
der  Werksar 

Vom  ordinären 
Schichtlohn 
werden  2  x 
abgezogen  und 
die  Hälfte  des 

Restes  als 
Krankenschicht 
gegeben 

)eit  invalide 

Bis  1859/60 
die  ganze 
Dauer  der 
Krankheit, 
von  da  an 
höchstens 
8  Wochen. 

Gewordene  e 

in 

lOJahren 
rhielten  di 

fl.  Kr. 
1091  59'/4 

e  Pension 

der  nächsthöheren  Dienstjahrenklasse. 

Die  Witwenpension  betrug  die  Hälfte  der  Invalidenpension,  zu  der 
der  Mann  berechtigt  gewesen  wäre. 

Halbwaisen  erhielten  bis  zum  14.  Lebensjahr  Vs  des  Betrags  der 
auf  die  Mutter  treffenden  Witwenpension  als  Unterstützung,  und  Doppel- 
waisen bezogen  das  Doppelte. 

In  Miesbach  wurden  1861  kinderlosen  Witwen  monatlich  2  fl. 
aus  der  Bruderkasse  und  2  fl.  aus  der  Werkskasse  gewährt.  Witwen 
mit  Kindern  erhielten  noch  2fl.  extra. 
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Name 
der 
Behörden 

Aus  der  Werks- 
kasse werden 
Kranken- 
schichten bezahlt 
(Jahre) 

Betrag 
der 
Kranken- 
schicht 

Höchste  Dauer 
d.  Leistung  von 
Krankenschicht, 
aus  der 
Werkskasse 

In 
Jahren 

wurden 

an 
Kranken- 
schichten 

bezahlt 

do. 

Allen 
unmittelbar 
durch  die 
Grubenarbeit 
beschädigten 
Arbeitern 

(gleichviel  ob 
ständig  oder 
unständig). 

Der  ganze 
Schichtlohn 

Während 
der 
ganzen 
Krankheits- 
dauer 

f  1  vr 

II.  xr. 

2)  Das 
k  Berg- und 
Hütten-Aiiit 
Bergen 

Den  Ständi- 
gen seit  jeher  ^2 

den  des 
Unständigen 

seit  Entsch.  v.     >  Schicht- 

28./6.  1837 
(Hütte)   .  V4  lohnes. 
V10./VI.1854 

(Bergbau)  . 

Höchstens 

3  Monate 

4  Wochen 
4  Wochen 

In  10 
Jahren 

Hütte 
Bergbau 

3479  46«/* 
829  588/4 

3)  Die 
k.  Hütten- 
verwaltung 

Bodenmais 

Nur  den       Hälfte  des 
ständigen,     auf  27  Kr. 
in  der  Arbeit  normierten 
beschädigten  Schicht- 
seit  1846.  lohnes. 

8  Wochen 

In  10 
Jahren 

322  20^2 

4)  Das 

k.  Berg-  und 
Hüttenamt 
Boden- 
vv  ö  h  r 

Allen 
Arbeitern,  die 
nachweislich 
unmittelbar 
durch  die 
Werksarbeit 

erkranken 
(bei  Quetsch- 
ungen, Ver- 
brennungen). 

20  Kr.  für 
Verheiratete. 
15  Kr.  f.  Un- 
verheiratete. 
10—12  Kr. 
für  die 
Jungen. 

Auf  die 
Dauer 
der 
Krankheit 

do. 

759  10 

5)  Die 
k.  Hütten- 
verwaltung 
Eisenärzt 

do. 
seit  Be- 
stehen 

15  Kr.  für 
die  Aelteren, 

8  Kr  für 
die  Jungen. 

do. 

In  7 
Jahren 

94  34 

6)  Die 
k.  Gruben- 
verwaltung 

\^OlCIIiKUnicn  f 

Erbendorf 

Allen 
Arbeitern,  die 

erkranken, 
seit  Bestehen 

Hälfte 
des 
Schichtlohns 

8  Wochen 

In  6 
Jahren 

451  11 

7)  Das 
k.  Hüttenamt 
Fichtel- 
berg 

Jedem 
aktiven  Ar- 
beiter im 
Erkrankungs- 
falle seit 
Jahren. 

do 

Ganze  Dauer 
der  Krank- 
heit, Sonn- 
u.  Feiertage 

aus- 
genommen. 

In  10 
Jahren 

934  8^/2 

39 


Name 
der 
Behörden 

Aus  der  Werks- 
kasse werden 
Kranken- 
schichten bezahlt 
(Jahre) 

Betrag 
der 
Kranken- 
Schicht 

Höchste  Dauer 
d.  Leistung  von 
Krankenschicht 
aus  der 
Werkskasse 

In 
Jahren 

wurden 
an 

Krankea- 
sckichten 
bezahlt : 

8^  Die 
k.  Gruben- 
verwaltung 
Hohen- 

p  e  i  s  s  e  n  - 
b  erg 

Jedem  Ar- 
beiter auf 
Grund  ärztl 
Attestes  seit 
Bestehen 

Hälfte  des 
Normal- 
Schicht- 
lohnes 

8  Wochen 

In  4 
Jahren 

fl.  xr. 
830  41 

^))  Das 
k,  Berg-  und 
Hütten-Amt 
Sonthofen 

Jedem 
erkrankten 
Arbeiter 
während  der 
Jahre  1856/b7, 
57/58U.58/59 

M  Kr. 
bis  6  Kr  nach 
Dienstesalter 

und 
Individualität 

Ganze  Dauer 
der 
Krankheit 

In  3 
Jahren 

441  441/2 

\C\\  T\nr' 

x\})  uas 

k.  Hüttenamt 
Weiher- 
h  a  m  m  e  r 

Jedem  Hütten- 
arbeiter auf 

Orund  ärztl. 
Zeugnisses  seit 
jeher  bis  1857  58, 
in  diesem  Jahre 
zufolge  Entschl. 
der  G.  A.  vom 
I.  V.  58  aus  der 

Bruderkasse, 
von  1858/89  an 
wieder  aus  der 

Werkskasse 

Bis  1859/hO 
die  Hälfte 
des  Schicht- 
lohnes, von 
da  an  15x  für 
die  älteren, 
9-1 2  X  für  die 
jüngeren 
Arbeiter 

Bis  18^9/60 
auf  die  ganze 
Dauer  der 
Krankheit, 
von  da  an 
höchstens 
8  Wochen 

In  10 

Jahren 

1054  8 

Daß  ein  großer  Teil  der  Werkskassen  in  allen  Krank- 
heitsfällen Krankenschichten  gewährten,  ist  darin  begründet, 
daß  es  bei  vielen  Krankheiten  sehr  schwer  zu  unterscheiden 
war,  ob  sie  eine  Folge  der  Werksarbeit  waren  oder  nicht; 
letzteres  war  ja  die  Bedingung  für  die  Unterstützungs-Ver- 
pfhchtung  der  Werkskasse  (Art.  54  Abs.  i  der  ß.O.). 

Die  Bruderkassen  ergänzten  die  Leistungen  der  Werks- 
kassen derart,  daß  die  Erkrankten  und  Beschädigten  während 
der  ganzen  Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit  Unterstützung  be- 
zogen. Nur  die  Bruderkassen  Bergen  und  Fichtelberg  ge- 
währten keine  Krankengelder,  denn  die  Werkskasse  Fichtel- 
berg verabreichte  an  jeden  aktiven  Arbeiter  in  jedem  Falle 
der  Arbeitsunfähigkeit  durch  Beschädigung  oder  Krankheit 
während  dej  ganzen  Dauer  derselben  den  Krankenlohh,  und 
die  Werkskasse  Bergen  tat  dies  für  die  ständigen  Arbeiter 
während  3  Monaten.  Über  die  Leistungen  der  Bruder- 
kassenanKrankenschichten  gibt  die  folgende  Tabelle 
Aufschluß,  die  ebenso  wie  die  vorhergehende  auf  Grund  der 
Enquete  der  G.A.  vom  14.  März  1863  aus  den  Erwiderungs- 
berichten der  Ämter  zusammengestellt  ist : 
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Name  der 
Behörde 

Kranken- 
schichten aus 
der  Bruderkasse 
werden  bezahlt: 

Im  Betrage 
von: 

Beginn  und 

Dauer 
der  Leistung 

In 
Jahren 

wurden  aus 
dieser  Kasse 
an  Kranken- 
schichten 
bezahlt. 

])  Amberg, 
k.  Bergamt. 

Allen  ständ. 
Arbeitern  im 
Erkrankungs- 
falle. 

Vom  Schicht- 
lohne werden 
2  xr  subtra- 
hirt  und  die 
Hälfte  des 
Restes  als 
Kranken- 
schicht 
gereicht 

\Y/#»nn  Hl'*» 

w  enn  oie 
Krankheit 

über 
8  Wochen 
dauert,  von 
der  9.  Woche 
an. 

In 

3  Jahren 

fl.  Kr. 

76 

2) 

Bodenmais 
k  Hüttenver- 
waltung. 

Allen  stand,  in 
det  Werksarbeit 
Beschädigten. 
Allen  unstän- 
digen in  der 
Werksarbeit 
Beschädigten. 

Die  Hälfte 
des  auf  27  xr 
normirten 
Schicht- 
lohnes. 

do 

Wenn  über 
8  Wochen 
krank,  von 
der  9.  Woche 
an. 

Während  der 
Dauer  der 
Krankheit 

In 

10  Jahren 

64  30 

3)  Boden- 
wöhr, 
k.  Berg-  und 
Hüttenamt. 

Allen  Arbeitern, 
die  nicht  unmit- 
telbar und  nach- 
weislich durch 
die  Werksarbeit 

erkrankten. 
(Ausgenommen 
Erkrankungen 
in  Folge 
notorischer 
Liederlichkeit*. 

20  xr  für  jeden 
Verheirateten. 
15  xr  für  jeden 
Unverheirateten. 
10—12  xr  für 
Jungen. 

Auf  die 
Dauer  der 
Krankheit. 

In 

10  Jahren 

1841  50 

4) 

Eis  enärzt, 
k.  Hütten- 
verwaltung. 

Allen  Arbei- 
tern, die  nicht 
nachweislich 
und  unmittel- 
bar in  der 
Werksarbeit 
erkranken. 

15  xr  für 
Erwachsene, 
8  xr  für 
Jungen. 

unbestimmt, 
da  bisher 

noch  keine 
Krankheit 

üb.  6  Wochen 
gedauert. 

In 

7  Jahren 

211  15 

5) 

Erbendorf, 
k.  Gruben- 
verwaltung. 

Allen  Arbei- 
tern im  Er- 
krankungs- 
falle. 

Die  Hälfte 
des  Schicht- 
lohnes. 

Wenn  über 
8  Wochen 
krank,  von 
der  9.  Woche 
an. 

In 

6  Jahren 

42  32 

6)  Hohen- 
peissen- 

berg 
k.  Gruben- 
verwaltung. 

Allen 
erkrankten 
Arbeitern. 

Die  Hälfte 
des  Normal- 
Schicht- 
lohnes. 

do. 

Nicht 
ausgeschieden. 
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Name  der 
Behörde 

Kranken- 
schichten aas 
der  Bruderkasse 
werden  bezahlt: 

Im  Betrage 
von: 

Beginn  und 

Dauer 
der  Leistung 

In 
Jahren 

wurden  aus 
dieser  Kasse 
an  Kranken- 
schichten 
bezahlt. 

Sonthofen, 
k.  Berg-  und 
Hüttenamt. 

Früher,  diejahre 
1856/57  incl. 
1858/59  ausge- 
nommen, allen 

erkrankten 
Arbeitern,  seit 
1862  nur  den 
ständigen  und 
jenen  unständig. 
Arbeitern,  die 
wenigstens 
6  Jahre  zur  Zu- 
friedenheit des 
Amtes  dienten, 
oder  unmittelbar 
durch  d.  Werks- 
arbeit be- 
schädigt wurden. 

24  xr  —  5  xr 
je  n.  Dienst- 
alter und 
Brauchbar- 
keit. 

8  Wochen 
d.  Ständigen 
u.  4  Wochen 
den  Unstän- 
digen. 

In 

3  Jahren 

fl.  Kr. 

653  6 

8)  Weiher- 
hammer, 
k.  Hüttenamt. 

Im  Jahre 
1857/68  allen 
erkrankten 
Arbeitern. 
Vom  Jahre 
1859/60  an. 

Die  Hälfte 

lohnes. 
15  xr  den 

älteren, 
12-9  den 
jüngeren 
Arbeitern. 

Auf  d.  Krank- 

lififcHaii  Ar 

HCl  ISUaUCl  . 

Wenn 
die  Krankheit 
üb.  8Wochen 
dauert,  von 
der  9.  Woche 
an. 

In 

3  Jahren 

174  48^2 

Wie  aus  der  letzten  Tabelle  ersichtlich  ist^  wurden  in 
Sonthofen  mit  Ausnahme  der  Jahre  1856/57,  57/58  und  58/59 
alle  Krankenschichten  aus  der  Bruderkasse  bezahlt,  auch  wenn 
gesetzlich  die  Verpflichtung  der  Werkskasse  zu  dieser  Leistung 
vorlag.  Der  Bruderkasse  -  Verwaltungs  -  Ausschuß  hatte  am 
II.  April  1862  besondere  Normen 23)  hierfür  aufgestellt,  die 
jedoch  durch  Verfügung  der  G.A.  vom  27.  Juni  1863  außer 
Kraft  gesetzt  wurden.  Gleichzeitig  wurde  das  Amt  Sonthofen 
angewiesen,  dafür  Sorge  zu  tragen,  „daß  bei  den  aus  der 
Bruderkasse  zu  gewährenden  Unterstützungen  an  Erkrankte 
die  in  Art.  54  Abs.  2  der  bayr.  B.O.  aufgestellten  Grundsätze 
beobachtet"  würden. 

23)  Der  Wortlaut  der  Normen  ist  folgender: 

§  1. 

„Krankenschichten  erhalten  außer  ständigen  Arbeitern  diejenigen 
unständigen  Arbeiter,  welche  seit  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  bei 
dem  k.  Amte  in  Arbeit  standen. 

§  2. 

Putzjungen,  Handlanger,  gewöhnliche  Schichtarbeiter  und  die  übrigen 
in  letztere  Kategorie  Gehörigen  erhalten  nur  dann  Krankenschichten, 
wenn  sie  6  Jahre  zur  Zufriedenheit  des  k.  Berg-  und  Hüttenamtes  in 
Dienst  standen. 

§  3. 

Ausgenommen  hiervon  sind  jene,  welche  in  der  Arbeit  blessiert 
wurden. 

§  4. 

Ständige  Arbeiter  und  solche  unständige  ältere  Arbeiter,  die  lange 
gut  dienten,  erhalten  als  Krankenschichtlohn  24  xr. 
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An  weiteren  Leistungen  sind  noch '  Begräbniskostenbei- 
träge, außerordentliche  Unterstützungen  und  Aufwendungen 
für  Kirche  und  Schule  zu  nennen. 2*) 


§  5. 

Unständige  jüngere  Arbeiter  über  6  Jahre  im  Dienst  erhalten  eine 
Krankenschicht  von  je  18,  15,  12^  9  oder  6  xr.  nach  Ermessen  des 
k.  Amtes  und  des  Ausschusses,  wobei  auch  die  Individualität  des  Be- 
treffenden erkrankten  Arbeiters  in  Berücksichtigung  zu  ziehen  ist. 

§  6. 

Die  in  §  1  Angeführten  erhalten,  wenn  sie  länger  als  8  Wochen 
krank  sind,  die  Krankenschichten  nur  8  Wochen  lang.  Sollten  dieselben 
nach  Verfluß  dieser  Zeit  nicht  arbeitsfähig  geworden  sein,  so  hört 
von  diesem  Zeiträume  an  die  Bezahlung  auf. 

§  7. 

Die  in  §  2  Aufgeführten  erhalten  unter  den  eben  aufgeführten  Um- 
ständen nur  4  Wochen  lang  die  treffenden  Krankenschichten. 

§  8. 

Bei  Unglücksfällen  und  Verwundungen  erhalten  alle  Arbeiter  ohne 
Unterschied  Krankenschichten  bis  zur  Genesung.  Sollte  sich  jedoch 
dieselbe  zu  lange  verzögern,  so  ist  ärztliches  Rarere  hierüber  zu  er- 
holen, wonach  die  Zahl  der  Krankenschichten  festgesetzt  wird. 

§  9. 

Kurze  Zeit,  somit  unter  6  Jahren  in  Dienst  stehende  Arbeiter, 
haben  keinen  Anspruch  auf  Bezahlung  von  Krankenschichten. 

§  10. 

Dagegen  haben  sämtliche  Werksangehörige  den  Arzt  und  die  Apo- 
theke frei.'^ 

2^)  Einige  Angaben  über  Krankenunterstützungen  aus  K.-Kn.  privater 
Werke: 

In  Sulzbach  nach  den  Statuten  von  1864:  Krankengeld  erhalten 
bei  gewöhnlichen  Krankheiten  solche,  welche  wenigstens  6  Monate  lang 
in  der  Grube  beschäftigt  gewesen  sind,  nach  Bestätigung  der  Krankheit 
durch  den  Grubenarzt  vom  4.  Tage  der  Krankheit  ab  in  Höhe  von: 
1/3  des  Schichtlohnes  während  der  ersten  2  Monate, 

des  Schichtlohnes  während  der  nächsten  2  Monate, 
3  fl.  monatlich  während  der  nächsten  2  Monate. 
Bei  Arbeitsunfähigkeit  infolge  Verwundung  in  der  Grubenarbeit  be- 
trägt das   Krankengeld  ohne  Rücksicht  auf  die  Tätigkeitsdauer  vom 
Beginn  der  Krankheit  an: 

1/2  des  Schichtlohntes  während  der  ersten  2  Monate, 
1/3  des  Schichtlohnes  während  der  nächsten  2  Monate, 
1/4  des  Schichtlohnes  während  der  nächsten  2  Monate. 
Bei  länger  als  6  monatlicher  Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit  ist  die 
Verabreichung  einer  weiteren  Unterstützung  dem  Ermessen  des  Ver- 
waltungsausschusses anheimgegeben.  Außerdem  gewährte  die  Kasse  freie 
ärztliche  Behandlung  und  Bestreitung  der  Medikamentenkosten  vom  Be- 
ginn der  Krankheit  ab. 

In  A  c  h  t  h  a  1- H  a  m  m  e  r  a  u  kam  nach  Bericht  der  Berg-  und 
Hüttenverwaltung  an  das  B.A.  Bergen  Art.  54  der  B.O.  von  1784  hin- 
sichtlich der  dort  vorgeschriebenen  Leistungen  nicht  in  Anwendung, 
sondern  die  Bergleute  erhielten  im  Beschädigungs-  und  Erkrankungs- 
falle eine  Krankenschicht  von  20  xr  aus  der  Bruderkasse,  und  im  Todes- 
falle gewährte  diese  einen  Begräbniskostenbeitrag  von  8  fl. 

In  Erbendorf  trug  nach  den  Satzungen  von  1862  die  K.-K.  die 
Kur-  und  Medikamentenkosten,  falls  nicht  der  Werksbesitzer  zu  dieser 
Leistung  gesetzhch  verpflichtet  war.  Unter  gleicher  Voraussetzung  wurden 
Krankenschichten  aus  der  K.-K.  vom  3.  Tage  der  Krankheit  ab  auf 
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5-  Aufbringung  der  Mittel  und  Rechnungs- 
ergebnisse der  K.-Kn. 

Ursprünglich  war  der  Abzugskreuzer"  vom  Lohne  der 
Arbeiter  die  einzige  Einnahme  der  K.-Kn.  Von  jedem  Gulden 
Verdienst  wurde  allen  Arbeitern  i  xr  oder  1,670/0  des  Lohnes 
für  die  Bruderbüchse  abgezogen  gemäß  Art.  55  der  B.O. 
Dazu  kamen  dann  noch  bei  den  meisten  K.-Kn.  die  Zinsen  aus 
erspartem  oder  sonstigem  Vermögen.  Auf  die  Vermögens- 
ansammlung wurde  seitens  der  Bergbehörden  Hauptwert  ge- 
legt, da  man  in  den  Zinsen  die  einzige  Gewähr  für  die  Sicher- 
stellung der  dauernden  Leistungen  der  K.-Kn.  an  Pensionen 
erblickte.25) 

Schon  im  Jahre  1826  sah  sich  die  G.A.  genötigt,  auf 
eine  Erhöhung  der  bei  meist  geringer  Belegschaft  äußerst 
mäßigen  Einnahmen  bedacht  zu  sein,  und  die  Materialliefe- 
ranten, Handwerker  und  Fuhrleute  zu  einer  Beisteuer  von 
2  Pfg.  pro  Gulden  ihrer  im  Geschäftsverkehr  mit  den  Werken  er- 
zielten Einnahmen  heranzuziehen.  Diese  Maßnahme  war  bei  den 
Salinen  Traunstein  und  Reichenhall  schon  durch  Allerhöchstes 
Reskript  vom  10.  Januar  1806  und  später  auch  in  Rosen- 
heim und  Berchtesgaden  getroffen  worden,  wo  sie  sich  als 
sehr  zweckmäßig  erwiesen  und  ohne  Widerrede  der  davon 
Betroffenen  bestanden  hatte.  Wie  es  vorauszusehen  war,  hielten 
sich  die  Lieferanten  und  übrigen  von  der  Abgabe  betroffenen 
Personen  durch  eine  Preissteigerung  schadlos,  sodaß  ihre  Ab- 
gabe im  Grunde  genommen  einem  Beitrag  der  Werkskasse 
glich.  Bei  einer  Besichtigung  der  oberpfälzischen  ärarialischen 
Berg-  und  Hüttenwerke  durch  den  kgl.  Staatsrat  Dr.  v.  Her- 
mann im  Jahre  1856  wurde  mehrfach  darüber  geklagt,  daß 
der  Abzug  der  sogenannten  ,, Bruderkassen-Gelder"  bei  Aus- 
zahlung der  Beträge  für  angekaufte  Materialien  in  der  Regel 
zu  Remonstrationen  oder  übermäßigen  Preisforderungen  Ver- 
anlassung gäbe,  und  daß  die  Preise  einen  den  Abzug  über- 
steigenden Aufschlag  erhielten.  Infolgedessen  waren  am 
9.  Juli  1856  sämtliche  Aemter  zur  Berichterstattung  über 
diesen  Gegenstand  und  zur  Aufstellung  eines  Nachweises  über 


die  Dauer  von  höchstens  8  Wochen  in  Höhe  des  ganzen  8  stündigen 
Schichtlohns  gewährt. 

In  Penzberg  beliefen  sich  1864  die  Krankenschichten  für  Häuer 
auf  18  xr,  für  Schlepper  auf  15  xr  und  für  Tagarbeiter  auf  12  xr  von 
•der  Q.  Woche  der  Krankheit  ab.  Vorher  bestritt  sie  die  Grubenkasse. 
Kurkosten  würden  aus  der  K.-K.  nicht  bezahlt. 

Das  zeigt  z.  B.  ein  Erlaß  des  Bergamtes  München  vom  6.  März 
1850  an  die  Direktion  der  Miesbacher  Steinkohlengewerkschaft.  Darin 
wurde  derselben  bedeutet,  daß  die  Ausgaben  der  K.-K.  gegenüber  den 
Einnahmen  zu  groß  seien,  sodaß  der  eigentliche  Zweck,  nämlich  einen 
Kapitalstock  zu  gewinnen,  aus  dessen  Zinsen  in  späteren  Jahren  alt 
gewordene  Bergleute  etc.  unterstützt  werden  sollten,  gänzlich  verfehlt 
werde. 
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den  Erlös  aus  diesem  Abzüge  im  lo  jährigen  Durchschnitt 
aufgefordert  worden.  Das  Resuhat  des  letzteren  geben  wir  in 
folgender  Tabelle  wieder: 


fi. 

xr. 

Pf. 

1  1 

fl.  1 

xr.| 

Pf. 

Amberg 

601 

Schüttendobel 

90 

6 

4 

Bodenmais  . 

82 

16 

Sonthofen 

422 

2 

Bodenwöhr 

297 

52 

3 

Stehen 

60 

13 

4 

Fichtelberg  . 

•AH\ 

56 

Weiherhammer 

369 

11 

Königshütte 

48Ö 

14 

Wunsiedel 

35 

58 

München 

ii9 

39 

Die  Materiallieferantenbeiträge  bestanden  übrigens  bei  den 
Bruderkassen  der  Berg-  und  Hüttenwerke  im  nördlichen  Bayern 
schon  längst,  wie  mehreren  berichtlichen  Äußerungen  der 
Ämter  zu  entnehmen  ist. 

Schon  in  dem  näher  besprochenen  Bericht  der  kurfürst- 
lichen Landesdirektion  in  Bamberg  an  die  Regierung  in 
München  vom  14.  Mai  1804  „Ideen  über  die  Errichtung  der 
K.-K."  heißt  es :  „Zufluß  (nämlich  zu  den  Einnahmen  der 
K.-K.  außer  den  Arbeiterbeiträgen)  scheint  uns  daher  Bedürfnis 
zu  werden;  dieser  kann  aber  nicht  darin  bestehen,  daß 
man,  wie  an  einigen  Bergorten  üblich  ist,  die  Material- 
lieferanten  zu  einer  Abgabe  an  die  K.-K.  anhalte,  weil 
derlei  Beiträge  immer  wieder  von  den  Grubeneigenthümern 
mittel-  oder  unmittelbar  getragen  werden  müssen." 

Außerdem  wurden  die  Strafgelder,  welche  Gruben- 
bediensteten, Arbeitern  und  selbst  den  Gewerken  wegen  Über- 
tretung von  Disziplinar- Vorschriften  oder  bergamtlichen  An- 
ordnungen auferlegt  wurden,  der  K.-K.  zugewendet.  Dieser 
Brauch  ist  jedenfalls  von  den  Ansbach-Bayreuther  K.-Kn.  über- 
nommen worden,  wo  auf  Grund  der  III.  Resolution  in  Berg- 
sachen von  1772  die  Strafgelder  gesetzlich  der  Bruderkasse 
verfallen  waren. 28) 

Als  indirekte  Beiträge  zu  den  K.-Kn.  sind  die  Leistungen 
des  Ärars  in  Höhe  des  ^/^  fachen  Betrages  der  regulativmäßigen 
Pensionen  an  Invaliden,  Witwen  und  Waisen,  ferner  die  Mehr- 
leistungen an  Krankenschichten  derjenigen  Werkskassen, 
welche  diese  in  allen  Krankheitsfällen  verabreichten,  zu  be- 
zeichnen, denn  die  K.-Kn.  wurden  dadurch  bedeutend  entlastet. 

Die  in  den  Anlagen  2 — 11  mitgeteilten  Tabellen  geben 
Aufschluß  über  Einnahmen,  Ausgaben  und  Vermögenslage 
mehrerer  K.-Kn.  an  ärarialischen  und  an  den  privaten  Werken 
Miesbach  und  Penzberg  vor  dem  Erlaß  des  B.G.  von  1869. 
Anlage  i  enthält  einen  Ausweis  über  den  Stand  der  K.-Kn. 
beim  Bergwesen  (ärarial.  und  privat)  einschließlich  des  äraria- 


26)  In  Fichtelberg  betrug  die  Abgabe  1  xr  pro  fl. 

27)  Vergl.  pg.  ib    und  26. 

28)  Vergl.  Teil  D  I  2. 
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lischen  Hüttenwesens  rechts  des  Rheins  am  Schlüsse  des  Rech- 
nungsjahres 1 860/61. 

Die  in  den  zu  den  Tabellen  gehörigen  Anmerkungen  ver- 
zeichneten Zahlen  über  die  Größe  der  Belegschaften  und  die 
Anzahl  der  Alimentierten  sind  den  Jahresberichten  der  Berg- 
ämter, die  diese  der  G.A.  zu  stellen  hatten,  entnommen.  In 
den  Akten  fanden  sich  über  die  Größe  des  Mitgliederbestandes 
der  K.-Kn.  nirgends  Angaben. 

6.  Die  Verwaltung  der  K.-K. 

Die  Verwaltung  der  K.-K.  wurde  gemäß  Art.  55  der  B.O. 
von  den  Bergämtern  geführt. 

Zufolge  Allerhöchster  Entschließung  vom  7.  Nov.  182229) 
wurde  das  Königreich  in  folgende  14  Bergreviere  eingeteilt: 

I.  Amberg,  2.  Bergen,3o)  3.  Bodenmais,  4.  Bodenwöhr, 
5.  Fichtelberg,  6.  Kahl,^!)  7.  Kaiserslautern,  8.  Kissingen, 
9.  Königshütte,  10.  München,  11.  Sonthofen,^^)  12.  Stadt- 
steinach, *3)  13.  Stehen,  14.  Wunsiedel.^*) 

Für  jedes  Bergrevier  bestand  ein  Bergamt,  dem  ein  Berg- 
meister vorstand. 

Da  wir  uns  in  diesem  Teil  der  Arbeit  nur  mit  den  K.-Kn. 
im  Bereich  der  B.O.  von  1784  zu  befassen  haben,  gelten  die 
darin  gemachten  Mitteilungen  nicht  für  die  Bergreviere  Stehen 
und  Wunsiedel,  soweit  dort  die  Brandenb.-Bayr.  B.O.  von  1619 
in  Betracht  kommt,  und  für  das  Bergrevier  Kaiserslautern; 
die  zu  den  beiden  erstgenannten  Revieren  gehörigen  K.-Kn. 
werden  in  Teil  D  III  und  die  im  Revier  der  letzteren  befind- 
lichen (Rheinpfalz)  werden  in  Teil  E  II  ff.  behandelt. 

29)  Reg.-  und  Intell.-Bl.  f.  d.  K.  B.  Nr.  42,  1822.  —  Auch  Hake» 
Kommentar,  dort  ist  auch  die  genaue  Abgrenzung  der  Bergreviere  an- 
gegeben. —  Im  Jahre  1808  war  das  Königreich  hinsichtlich  des  Berg- 
baues in  nachstehende  3  Hauptdistrii<te  zerlegt  worden: 

1.  Der  Main-,  Rezat-,  Pegnitz-,  Altmühl-,  Nah-,  Regen-  und  Unter- 
donaukreis. 

2.  Der  Isar-,  Salzach-,  Lech-,  Ider-  und  Oberdonaukreis. 

3.  Der  Inn-,  Eisak-  und  Etschkreis. 

Jedem  Hauptbergdistrikt  war  ein  Oberbergkommissär  vorgesetzt, 
welcher  durch  einen  oder  mehrere  Inspektionskommissäre  in  seinem 
Distrikt  unterstützt  wurde  und  der  einen  Bergeleven  zur  Verfügung  hatte. 
Makes  Kommentar  pg.  78  §  104;  Reg.-  und  Intell.-Bl.  f.  d.  K.  B.  1808, 
pg.  1481. 

30)  und  Beide  wurden  am  1.  Januar  1867  mit  dem  Bergrevier 
München  vereinigt. 

^1)  Das  'B.A.  wurde  ca.  1850  nach  Orb  verlegt. 
33)  Wurde  1853/54  mit  Stehen  vereinigt. 

3*)  Das  Bergamt  wurde  1856  nach  Brandholz  und  von  da  1864  nach 
Bayreuth  verlegt,  nachdem  der  Gold-  und  Antimonbergbau  bei  Gold- 
kronach eingestellt  worden  war.  Vergl.  Dr.  A.  Schmidt,  Wunsiedel, 
„Mineralien  aus  den  auflässigen  Bergwerken  des  Fichtelgebirgs".  (Er- 
läuterungsschrift  zu  der  Mineralienausstellung  auf  der  III.  bayr.  Landes- 
industrie-, Gewerbe-  und  Kunst-Ausstellung  in  Nürnberg  im  Jahre  1906.) 
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Die  Namen  der  1861  bestehenden  K.-Kn.  rechts  des 
Rheins  sind  aus  der  Tabelle :  Ausweis  über  den  Stand  der 
Bruder-  und  K.-K  1861",  Anlage  1,  zu  entnehmen 

Die  Eergämter  hatten  vor  der  Verabreichung  von  Unter- 
stützungen die  Genehmigung  der  oberen  Bergbehörde  ein- 
zuholen und  derselben  jährlich  Abrechnung  zu  erstatten. 

Das  Institut  der  Knappschaftsältesten,  das  nach  Anord- 
nung der  älteren  B.O.  allein  die  K.-K.  verwaltete,  oder  neben 
dem  Schichtmeister,  Steigern  und  sonstigen  Grubenbeamten 
an  der  Verwaltung  beteiligt  war,  wird  in  der  B.O.  von  1784 
nicht  erwähnt. ■'^")  Aber  bereits  in  dem  in  Abschnitt  2  ge- 
nannten Finanzministerialreskript  vom  12.  Oktober  182027) 
an  die  G.A.  heißt  es  unter  g) : 

„Bei  jedem  Amte  soll  eine  aus  den  eignen  Mitteln  des 
Werkspersonals  zu  dotierende  und  mit  Beiziehung  eines  von 
demselben  gewählten  Ausschusses  zu  verwaltende  Bruderkasse 
bestehen." 

Seit  jener  Zeit  scheinen  auch  bei  den  meisten  Bruder- 
kassen sogenannte  „Bruderkasse-Verwaltungs-Ausschüsse"  ge- 
bildet worden  zu  sein,  die  aus  von  der  Arbeiterschaft  ge- 
wählten Vertretern  bestanden,  und  die  eine  beratende  Stimme 
in  wichtigen  Vereinsangelegenheiten  hatten.  Denn  in  dem 
ebenfalls  in  Abschnitt  2  in  Betracht  gezogenen  Reskript  des 
Finanzministeriums  an  die  G.A.  vom  30.  März  1839^^)  wird 
die  bergamtliche,  ^,nötig:en  Falls  mit  den  Bruderkassen-Aus- 
schüssen" zu  beratende  Begutachtung  des  Planes  zur  Um- 
gestaltung des  Pensionswesens  gefordert.  Daß  die  G.A.  auf 
die  Bildung  solcher  Ausschüsse  drang,  wo  sie  noch  nicht 
eingerichtet  waren,  geht  z.  B.  aus  einer  Verfügung  derselben 
an  das  B.  u.  H.A.  Stadtsteinach  vom  3.  November  1847 
hervor:  „Aus  den  Aufsehern  und  den  älteren  verlässigen 
Knappen  einen  aus  3  bis  4  Individuen  bestehenden  Verwal- 
tungsausschuß zu  wählen,  welchem  am  Schlüsse  jedes  Quar- 
tals die  Ergebnisse  der  Verrechnung  und  der  Stand  des  Bruder- 
kassen-Vermögens mitzuteilen  ist  und  welchem  die  ein- 
gelaufenen oder  sonst  als  dringend  erachteten  Unterstützungen 
zur  Begutachtung  vorzutragen  sind." 


Vergl.  pg.  19,  Anmerkung  4. 

3*^)  Dr.  H.  Achenbach  behauptet  daher  mit  Unrecht  in  der  bereits 
genannten  Abhandlung  „Die  deutschen  Bergleute  der  Vergangenheit^' 
(Z.  f.  B.  R.  Bd.  12,  1871):  „Der  Vormünder  der  Knappschaft,  Bruder- 
meister oder  Knappschaftsälteste,  gedenken  sämtliche  Bergordnungen, 
welche  Vorschriften  lüber  die  K.-K.  enthalten. 

^'')  Vergl.  pg.  31,  Anmerkung  15. 

38)  Vergl.  pg.  31. 
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Die  Befugnisse  und  Geschäftsordnung  des  Verwaltungs- 
ausschusses wurden,  soweit  es  festgestellt  werden  konnte,  zum 
ersten  Mal  bei  der  Bruderkasse  des  Steinkohlenbergbaues  am 
Hohenpeissenberg39)  durch  Satzungen  ^o)  festgelegt,  die  am 
15.  November  1849  vom  Bergamte  München  bestätigt  worden 
und  folgenden  Inhalts  sind : 

Der  jeweilige  k.  Steiger  ist  Vorsitzender  des  iVusschusses, 
der  aus  4  von  der  Knappschaft  zu  wählenden  Abgeordneten 
besteht.  Über  die  von  dem  Steiger  gewöhnlich  alle  Quartal 
einberufenen  Verhandlungen  hat  dieser  Protokoll  zu  führen, 
welches  dem  Bergamte  vorgelegt  werden  muß.  Die  Befug- 
nisse des  Ausschusses  erstrecken  sich  auf  Prüfung  der  ein- 
laufenden Unterstützungsgesuche  und  Festsetzung  der  Unter- 
stützungen mit  Rücksicht  auf  die  Kräfte  der  Kasse.  Bei  den 
Beschlüssen  entscheidet  Stimmenmehrheit;  ihre  Giltigkeit  ist 
abhängig  von  der  Genehmigung  der  G.B.  u.  S.A.,  die  seitens 
des  Bergamtes  nachgesucht  werden  muß.  In  einer  am  Schlüsse 
jedes  Jahres  stattfindenden  Mitgliederversammlung  hat  der 
Ausschuß  Rechenschaft  über  sein  Wirken  abzulegen  und  die 
Neuwahl  zweier  Mitglieder  vorzunehmen. 

Für  die  Gewährung  von  Unterstützungen  sollen  die  folgen- 
den Normen  maßgebend  sein : 

Ansprüche  auf  Unterstützungen  haben  in  der  Regel  nur: 

a)  ständige, 

b)  unständige  Arbeiter,  welche  mindestens  3  Jahre  lang 
ununterbrochen  im  Dienste  stehen, 

c)  reisende  Bergleute. 

,,Die  Hauptkasse  befindet  sich  beim  Königl.  Bergamte, 
beim  Bergbaue  selbst  aber  ist  Kassierer  und  Rechnungsführer 
der  jeweilige  k.  Steiger." 

Ferner  ist  festgesetzt,  daß  Bergleute,  die  mit  Zustimmung 
des  Bergamtes  anderorts  in  Dienste  treten,  oder  solche,  welche 
genötigt  sind,  ohne  ihr  Verschulden  abzukehren,  ihre  An- 
sprüche durch  Weiterleistung  der  Beiträge  aufrecht  erhalten 
können. 


39)  Die  Verwaltung  und  Betriebsführung  des  ärarialischen  Kohlen- 
bergbaues am  Hohenpeissenberge  wurde  vermittels  Allerh.  Reskripts 
d.  d.  Dürkheim,  den  25.  Okt.  1860,  vom  kgl.  Bergamte  München  ge- 
trennt und  für  diesen  Bergbau  eine  der  kgl.  G.B.  u.  S.A.  unmittelbar 
untergeordnete  Grubenverwaltung  errichtet.  (Jahresbericht  des  B.A. 
München  1860/61.) 

*o)  Dieselben  scheinen  später  in  Vergessenheit  geraten  zu  sein, 
denn  das  Be?irksbergamt  München  berichtete  unterm  16.  Okt.  1870  an 
die  O.A.,  daß  beim  kgl.  Steinkohlenbergbau  Hohenpeissenberg  die  Bruder- 
kasse bis  jetzt  noch  ohne  Statuten  besiehe.  —  Am  2.  Mai  1891  berichtete 
der  Vorstand  des  Kn.V.  an  das  Bezirksbergamt  München:  „In  der  hie- 
sigen Vereinsregistratur  befanden  sich  anliegende  Satzungen  der  Bruder- 
kasse vom  Jahre  1849,  Ob  dieselben  zum  Vollzuge  gelangten,  ist  fraglich. 
Wenigstens  im  Jahre  1869  bei  Einführung  der  Knappschafts  vereine  wurde 
das  Vorhandensein  von  Bruderkassastatuten  verneint." 
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Es  zeigt  sich  also,  daß  die  früher  dem  Bergamte  ob- 
liegenden Befugnisse :  Prüfung  der  einlaufenden  Unter- 
stützungsgesuche und  Festsetzung  der  Unterstützungen  auf 
den  Verwaltungsausschuß  übertragen  worden  sind,  so  daß 
das  Bergamt  nur  noch  die  Genehmigung  der  G.A.  zu  ver- 
mitteln hatte.  Da  aber  diese  Genehmigung  wohl  in  den  meisten 
Fällen  nur  eine  Bestätigung  der  vom  Bergamte  befürworteten 
Unterstützungsbeträge  war,  weil  dieses  die  dabei  in  Betracht 
zu  ziehenden  lokalen  und  persönlichen  Verhältnisse  besser 
zu  beurteilen  vermochte,  und  somit  ein  Formelakt  war,  hob 
die  G.A.  durch  Erlaß  vom  30.  März  1854  die  Bestimmung 
der  Einholung  einer  besonderen  Genehmigung  seitens  des 
Bergamtes  auf  und  behielt  sich  nur  noch  die  Superrevision 
der  jährlichen  Bruderkasserechnungen  vor.  Diese  wurden  von 
den  Berg-  und  Hüttenämtern  gestellt  und  nach  Vernehmung 
der  Bruderkasse-Ausschüsse  der  G.A.  eingereicht. 
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D.  Das  Knappschafts  wesen  im  Bereich  der 
Markgräflich  Brandenburger  B.O.  v.  1619. 

I.  Die  das  Knappschaftswesen  betr.  gesetzlichen 
Bestimmungen  und  Verordnungen. 
I.  Verordnung  des  Markgrafen  Georg  Wilhelm 
für  den  Bergmeister  in  der  Kleinschmidte 
vom  II.  Februar  1718. 

Wenn  es  auch  im  Hinblick  auf  die  frühzeitig  entwickelte 
Pflege  des  knappschaftlichen  Unterstützungswesens  in  Nach- 
barländern, z.  B.  in  der  Oberpfalz,  sehr  wahrscheinlich  ist, 
daß  auch  in  Ansbach-Bayreuth  die  Knappschaften  sich  dessen 
schon  lange  annahmen,  so  fehlten  doch  in  den  uns  zur  Ver- 
fügung gestandenen  Materialien  bis  zum  Jahre  17 18  jegliche 
Aufzeichnungen  darüber.  Denn  die  markgräflich  branden- 
burgische B.O.  von  1619  trifft  keineBestimmungenüberK.-Kn., 
sondern  beschränkt  sich  hinsichtlich  der  Arbeiterfürsorge  auf 
die  Anordnung  des  Art.  XXXV,^)  daß  die  Werksbesitzer  die 
Verpflichtung  haben,  für  die  in  der  Werksarbeit  beschädigten 
Arbeiter  8  bezw.  4  Wochen  zu  sorgen. 

Die  genannte  erste  Aufzeichnung  über  K.-Kn.  liegt  vor 
in  einer  Verordnung  des  Markgrafen  Georg  Wilhelm  für  den 
„Bergmeister  in  der  Kleinschmidte  unter  Lichtenberg",  da- 
tiert: „Bayreuth,  den  11.  H.A.  17 18."  Darin  wird  die  Er- 
richtung einer  K.-K.  für  die  Bergleute  und  Steiger  des  ganzen 
Bergamtreviers  angeordnet,  „damit  Beschädigte,  oder  Ver- 
altete und  zu  Arbeith  unvermögende  Bergleuthe,  ingl.  Arme 
und  Bedürftige  Berg-Wittiben  und  Waysen,  nothdürftige  Bey- 
trag  zu  ihrem  Unterhalt  haben,  auch  zum  Arztlohn  und  Be- 
erdigung derer  in  Bergwerk  Verunglückte  Rath  geschaffen 
werden  möge."  Folgende  Normen  sollen  dabei  maßgebend 
sein : 

Die  Einkünfte  der  Kasse  setzen  sich  zusammen : 

1.  aus  dauernden  Mitgliederbeiträgen; 

2.  aus  Verpflichtungs-  und  Vorrückungsgebühren ; 

3.  aus  einem  Beitrag  der  Werksbesitzer,  bestehend  in  dem 
Ertrag  eines  von  jeder  ,,Ausbeuth-  und  Verlag  Wieder- 
erstattenden" Zeche  für  die  K.-K.  zu  bauenden  Kuxes, 
gewöhnlich  „Freikux"  genannt; 

4.  aus  den  wegen  Verletzung  der  Ordnung  eingehenden 
Strafgeldern  der  Schichtmeister,  Steiger  und  Bergleute. 

1)  Art.  XXXV:  „Und  so  ein  Arbeiter  in  der  Gruben  oder  anderer 
Gewerken  Arbeit,  an  Gliedmaßen,  Arm-  oder  Beinbrüchen  oder  dergl. 
Fällen  Schaden  nimmt,  so  soll  demselben  von  den  Zechen,  ob  sie  fündig 
wäre,  8  Wochen  das  Lohn-  und  Arztgeld  folgen,  aber  auf  andern  Zechen, 
die  da  nicht  fündig,  sondern  mit  Zubuß  gebauet  werden,  die  sollen  dem 
Arbeiter  4  Wochen  sein  Lohn  und  das  Arztgeld  entrichten."  4 
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Die  dauernden  Mitgliederbeiträge  werden  bei  der  Aus- 
lohnuhg  von  dem  Schichtmeister  oder  Steiger  vom  Lohne  in 
folgender  Höhe  abgezogen: 

einem  Obersteiger  wöchentlich        6  Pfg. 

„     Steiger  „  4  „ 

Hauer  „  3 

Haspelknecht  2  „ 

„     Karnläufer  u.  Jungen  1V2 — 2 

An  Verpflichtungsgebühren  sind  zu  entrichten : 
von  einem  Schichtmeister       4  Groschen, 
„     Steiger  2 
und  wenn  ein  Bergmann  zum  Hauer  aufrückt,  hat  er  i  Groschen 
zu  zahlen. 

Die  Schichtmeister  oder  Steiger  der  Zechen  führen  die 
vereinnahmten  Beiträge  vierteljährlich  bei  der  Einreichung 
ihrer  „Berg-Register"  an  das  Bergamt  ab. 

Die  Kasse  soll  ,,an  einem  Wohl- Verwahrten  Orth  auf- 
behalten", „die  Schlüssel  darzu  einem  Wohlangesehenen 
Schichtmeister  und  zweye  Steigern  alss  Knappschafts-Aelteste, 
davon  wenigstens  einer  schreiben  und  lesen  können  soll,  an 
Vertrauet"  werden.  Die  Knappschaftsältesten  haben  viertel- 
jährlich, längstens  halbjährlich,  dem  Bergamte  Rechnung  zu 
erstatten,  „anfangs  noch  ohne  Entgeldt."  Die  Rechnungen, 
werden  unter  Zuziehung  der  Berggeschworenen  einer  Revision 
unterworfen,  und  es  wird  gelegentlich  Kassensturz  veranstaltet. 
Weil  „die  Disposition"  der  Kasse  „bey  dem  Berg-Ambt  (doch 
daß  die  Knappschaftsältesten  auch  dabey  gehöret  werden) 
stehet",  hat  der  Bergmeister  darauf  zu  sehen,  „daß  solche 
wohl  administrieret :  die  Almosen  nicht  anders,  alss  Worzu 
sie  destinirt,  angewendet  und  Wann  die  Cassa  in  Standt  kombt, 
capitalia  auszuleyhe  solche  sicher  und  auf  zugelassene  Zinsen 
untergebracht  werden  mögen." 

Schließlich  wird  darauf  hingewiesen,  daß  die  für  die  Ge- 
werken  geltende  Bestimmung  des  Art.  XXXV  der  B.O.  be- 
stehen bleibt. 


2.  III.  Resolution  in  Bergwerks-Sachen 
vom  12.  Dezember  1772. 

Von  den  Büchsenpfennigen. 

Wie  aus  §  i  der  III.  Resolution  in  Bergwerks-Sachen  vom 
12.  Dezember  1772  „Von  den  Büchsenpfennigen  .  .  .  ."2)  zu 
schließen  ist,  müssen  mehrere  derartige  Verordnungen  er- 
gangen sein,  denn  „vor  und  nach  ergangenen  gnädigste  Be- 
fehle" heißt  es  dort,  ist  „durch  verschiedene  bey  Gewerk- 
schaften und  Knappschaften,  genommene  Maß-Regeln  .  .  .  . 

2)  Vergl.  Einleitung  pg.  12,  Anmerkung  13. 
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zum  öfteren  der  Bedacht  genommen  Worden,  daß  beschädigte, 
veraltete  und  zur  Berg-Arbeit  untüchtig  wordene  Bergleute, 
ingleichen  deren  bedürftige  Wittwen  und  Waysen,  zu  ihren 
Unterhalt,  nothdürftigen  Beitrag  empfangen,  auch  zum  Arzt- 
Lohn  und  zur  Beerdigung  derer  im  Bergwerk  etwa  Ver- 
unglückten oder  in  gröbster  Dürftigkeit  erkrankten  oder  ver- 
storbenen, nicht  weniger  zum  Unterrichte  armer  Bergmanns- 
Kinder,  Anstalten  gemacht  werden  möchten."  Da  sich  jedoch 
bei  den  bestehenden  K.-Kn.  ,,allerley  Unordnungen  und  Reste 
veroffenbahret"  hätten,  und  auch  „die  3  Bergämter  in  ihren 
Observanzen  wegen  dieser  Sache  nicht  völlig"  übereinstimmten, 
jedoch  „der  Armuth,  dem  Berg-Wesen  und  sämtlichen  Berg- 
werks-Gegenden an  Aufrecht-Erhaltung,  Zulänglichkeit  und 
guter  Ordnung  dieses  Instituts  sehr  gelegen"  sei,  würden  unter 
Bezugnahme  auf  das  Patent  vom  28.  Juni  1771  folgende  An- 
ordnungen getroffen :  Bei  jeder  Löhnung  sollen  die  Rechnungs- 
führer und  Vorsteher  der  Werke  (Schichtmeister,  Faktor  etc.) 
allen  Berg-  und  Hüttenarbeitern  mit  Ausnahme  der  Hammer- 
und Hochofen-Arbeiter,  denen  jedoch  ,, freiwilliger  Zutritt"  ge- 
stattet ist,  und  auch  den  Eigenlöhnern  von  jedem  Taler  Ver- 
dienst 3  gute  Pfennige  abziehen  und  sofort  in  die  K.-K.  des- 
jenigen Bergamtes,  in  dessen  Revier  das  Werk  liegt,  abführen 
(§§  2,  3,  4).  Außerdem  fließen  in  die  K.-K.  die  Erträge  des 
von  jeder  „Ausbeuth-Zeche"  zu  bauenden  Freikuxes,  ferner, 
wie  es  seither  schon  üblich  war,  die  Schichtmeistern  undj 
Arbeitern  wegen  Verletzung  der  Ordnung  auferlegten  Straf- 
gelder, und  die  Verpflichtungsgebühren  aller  ,,Gewerkendiener 
und  Arbeiter,  die  im  Bergamte  verpflichtet  werden".  Letztere 
bestehen  für  Rechnungsführer  des  Werks  in  einem  halben 
Wochenlohn,  für  Steiger  und  Erbhäuer  („für  die  Kundschaft") 
in  einem  halben  Schichtlohn.  ,,Von  den  Hammer-  und  Hütten- 
arbeitern ist  nach  Proportion  ihres  Verdienstes  und  Lohnes 
bei  der  VerpfÜchtung  ein  Beytrag  zu  erheben."  „Knappschafts- 
vorsteher aber,  als  Knappschafts-Schreiber,  ältester  und  jüng- 
ster" sind  sowohl  von  Verpflichtungsgebühren,  als  auch  von 
Beiträgen  zur  K.-K.  von  ihrem  Lohn,  ,,so  sie  als  Knappschafts- 
vorsteher haben",  befreit  (§§  5,  6,  7).  Die  K.-K.  soll  beim 
Bergamte  ,,oder  wo  es  am  sichersten  geschehen  kann,  in 
einem  Kasten  mit  2  Schlössern  verwahrt  werden,  dazu  der 
Schichtmeister  den  einen,  der  Knappschaftsschreiber  den 
andern  Schlüssel  hat  (§  8).  Die  Knappschaftsvorsteher  sollen 
wie  seither  vom  Bergamte,  „jedoch  hinführo  nicht  ohne  Vor- 
wissen und  Genehmigung  des  Berghauptmanns  bestellet  und 
sodann  verpflichtet  werden."  Bergamt  und  Berghauptmann 
haben  die  Bezahlung  der  Vorsteher  ,,nach  der  Arbeit  und  den 
Umständen  der  Gasse  zu  regulieren"  (§  9). 

Über  Rechnungsstellung  und  Revisionsverfahren  ist  in 
§  IG  Folgendes  bestimmet :  „Die  Rechnung  soll  alle  Jahr  ge- 

4* 
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schlössen  Nro  4.  Woche  Reminiscere  im  Berg-Amte  eingelegt, 
innerhalb  desselben  Quartals  Reminiscere  vom  Bergmeister, 
Zehender  oder  Bergschreiber  justifiziert,  bey  der  Aufrechnung 
von  Reminiscere  den  sämtlichen  Knappschaftsvorstehern  vor- 
gelesen und  dem  Berghauptmann  bey  dessen  Anwesenheit, 
in  Gegenwart  aller  Knappschafts-Vorsteher  vorgelegt  werden, 
der  dann,  was  dabey  sowohl  als  bey  der  ganzen  Casse  hinter- 
stellig  oder  auszusetzen,  zu  erforschen,  Ordnung  herzustellen 
und.  besonders  den  haaren  Vorrathi  der  Casse  sowohl  als  die 
Capitalien  derselben  und  wie  es  mit  der  Sicherheit  und  Ver- 
zinsung steht,  zu  untersuchen  auch  die  Ueberschläge  fürs 
künftige  und  die  Vertheilung  der  Gnadenlöhne  zu  examinieren 
hat.  Inzwischen  ist  der  Knappschaftsschreiber  gehalten,  sein 
Manual  bei  jeder  Aufrechnung  im  Berg-Amte  vorzuzeigen,  da- 
mit man  der  Ordnung  desto  gewisser  sei." 

Hieran  reiht  sich  in  §  1 1  der  Hinweis  auf  die  nach  Art.  35 
der  Brandenburger  B.O.  den  Bergwerksbesitzern  gegenüber 
ihren  Bediensteten  obliegenden  Verbindlichkeiten,  und  in  §12 
das  Verbot  der  Verwaltung  der  K.-K.  durch  die  Gev/erken 
selbst.  Diese  sollen  angehalten  werden,  „sich  pro  futuro  vor- 
herstehenden Artikeln  um  so  viel  mehr  zu  fügen,  als  nunmehro 
mit  Administration  der  Knappschaftsgelder  Ordnung  her- 
gestellt worden".  Schließlich  fordert  §  13  die  pünktliche  Ein- 
haltung der  Bestimmungen  durch  „sämtliche  Gewerke,  in- 
gleichen Berg-  und  Hütten  -  Bediente  dann  Arbeiter"  und  weist 
die  Bergbehörden,  Bergamt  und  Berghauptmannschaft,  an, 
„hiernach  behörig  zu  achten". 

3.   Das  preußische  Landrecht  als 
subsidiäres  Recht. 

Durch  Promulgationspatent  vom  29.  November  1795  wurde 
das  preußische  Landrecht  vom  5.  Februar  1794  als  subsi- 
diäres Recht  in  Ansbach-Bayreuth  eingeführt.  Dieses  behandelt 
in  Teil  II,  Titel  16,  Abschnitt  4,  in  den  §§  69 — 480  die  Berg- 
werksangelegenheiten, wovon  die  §§  214 — 220  das  Knapp- 
schaftswesen betreffen.  Danach  sind  die  Bergwerkseigentümer 
verpflichtet,  sich  der  in  ihren  Diensten  erkrankten  oder  be- 
schädigten Bergleute  anzunehmen.  In  Ermangelung  besonderer 
Vorschrift  der  Provinzialgesetze,^)  muß  einem  solchen  Arbeiter 
der  Lohn  von  einer  Zubuß-Zeche,  sowie  von  einer  Freibau- 
oder Verlag  erstattenden  Zeche  auf  4  VVochen  und  von  einer 
Ausbeutzeche  auf  8  Wochen  ausbezahlt  werden.  Dauert  die 
Krankheit  länger,  so  fällt  die  Verpflegung  der  K.-K.  zur  Last. 
Von  dieser  müssen  auch  die  Kur-  und  Begräbniskosten  eines 
solchen  Arbeiters  bestritten  werden.   Auch  die  Witwe  eines 

3)  Eine  provinzialgesetzliche  Vorschrift  lag  in  Art.  XXXV  der  B.O. 
von  1619  vor. 
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Bergmanns  hat  den  vorerwähnten  Gnadenlohn  von  4  oder 
8  Wochen  zu  fordern.  Hat  sich  der  Bergmann  den  Schaden 
oder  Tod  vorsätzHch,  oder  durch  grobes  Versehen  außer  der 
Bergarbeit  zugezogen,  so  fallen  alle  Ansprüche  fort.  Wird 
der  Schaden  oder  Tod  durch  Bosheit  oder  grobes  Verschulden 
eines  Dritten  verursacht,  so  muß  dieser  die  K.-K.  bzw.  den 
Bergwerkseigentümer  entschädigen. 


II.  Die  3  Revierknappschaftskassen:  Stehen, 
Wunsiedel  und  Goldkronach. 

I.  Allgemeines. 

Die  III.  Resolution  und  die  erwähnten  Bestimmungen  des 
preußischen  Landrechts  bildeten  die  gesetzlichen  Grundlagen 
des  Knappschaftswxsens  bis  zum  Erlaß  des  neuen  Berggesetzes 
von  1869. 

Für  jedes  der  3  Revierbergämter  Stehen,  Wunsiedel  und 
Goldkronach  bestand  für  sämtliche  im  Revier  liegende  Werke 
eine  Revier-K. -K.  Der  Vorteil  der  durch  die  III.  Resolution 
getroffenen  Maßnahme  zur  Errichtung  solcher  gemeinschaft- 
lichen K.-Kn.  kam  besonders  später  in  hohem  Maße  zur  Geltung, 
als  der  Bergbau  in  Rückgang  begriffen  war,  und  eine  große 
Anzahl  kleiner  Betriebe  existierte,  die  nicht  im  Stande  ge- 
wesen wären,  eigne  K.-Kn.  zu  errichten.*) 

Bei  der  1822  für  das  ganze  Königreich  Bayern  vorge- 
nommenen Neueinteilung  in  14  Bergreviere  wurde  mit  dem 
Revier  des  Bergamtes  Wunsiedel  außer  einem  Teil  des  Gel- 
tungsberichtes der  bayrischen  B.C.  von  1784  auch  das  Gold- 
kronacher  Bergrevier  vereinigt  zu  dem  neuen  Bergrevier  Wun- 
siedel.^) Seitdem  führten  die  ehemaligen  Revier-K. -Kn.  Wun- 
siedel und  Goldkronach  die  Namen:  K.-K.  für  die  V/unsiedler 
bezw.  für  die  Goldkronacher  Revierabteilung. 

2.   Die  Aufbringung  der  Mittel. 

Außer  den  durch  die  III.  Resolution  in  Bergsachen  fest- 
gesetzten und  bei  deren  Behandlung  näher  besprochenen  Ein- 
nahmen aus 

a)  Beiträgen  der  Mitglieder, 

b)  dem  Ertrag  des  Freikuxes, 

*)  In  einem  Bericht  des  Bergamtes  Stehen  aus  dem  Jahre  1866 
findet  sich  z.  B.  die  Bemerkung,  daß  sich  dort  ca.  97  Gruben,  meist 
auf  Eisenstein,  befanden,  die,  wenn  sie  in  Betrieb  kamen,  höchstens  mit 
10  Mann,  meistens  aber  nur  mit  3—5  Mann  belegt  waren. 

5)  vergl.  pg.  45,  Anmerkung  34. 
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c)  den  Strafgeldern  und 

d)  den  Verpflichtungsgebühren, 

sind  noch  folgende  Einnahmen  der  K.-K.  zu  verzeichnen: 

e)  die  Zinsen  für  das  Vermögen  der  K.-K., 

f)  die  Lohnverbesserungsgebühren,  welche  in  den  Revier- 
abteilungen Goldkronach  und  Wunsiedel  mit  dem  Be- 
trag eines  halben  und  im  Revier  Stehen  mit  dem 
eines  vollen  Schichtlohnes  entrichtet  wurden. 

g)  Die  Beiträge  der  Gewerken  bei  neuen  Belehnungen 
mit  2  fl.  8  xr  von  jedem  Lehen. 

h)  Die  sog.  Knappschaftsfeiertagsschichten. 

Es  war  üblich,  daß  den  Bergleuten  für  Feiertage,  welche 
auf  einen  Wochentag  fielen,  der  Schichtlohn  ohne  Arbeits- 
leistung gezahlt  wurde.  Nachdem  9  solcher  Feiertage  auf- 
gehoben worden  waren,  hatte  die  Finanzadministration  zu  Bay- 
reuth die  Anordnung  getroffen,  daß  die  Gewerken  für  die  an 
diesen  Tagen  verfahrenen  Schichten  den  doppelten  Schicht- 
lohn ausbezahlen  sollten,  wovon  die  Hälfte  in  die  K.-K.  ab- 
geführt werden  sollte.  Dadurch  erwuchs  den  Gewerken  gegen 
früher  kein  Nachteü,  weil  sie  früher  den  einfachen  Schicht- 
lohn stets  ohne  Arbeitsleistung  verabfolgt  hatten.  Außerdem 
sollte  jeder  Arbeiter  zu  Gunsten  der  K.-K.  jährlich  3  Schichten 
in  Nachtstunden  verfahren.  Die  Einführung  dieser  Feiertags- 
schichten zu  Gunsten  der  K.-K.  gelang  jedoch  nur  im  Berg- 
revier Stehen  vollständig  und  teilweise  in  der  Revierabteilung 
Goldkronach. 

Nach  Bericht  des  Bergamtes  Wunsiedel  vom  22.  Juli  1857 
an  die  G.B.  u.  S.A.  bestand  dort  eine  besondere  „Knappschafts- 
feiertagsschicht engelderkasse",  woraus  die  Witwen  jährlich 
Ve  der  Gesamteinlage  ihres  verstorbenen  Mannes  bezogen. 

i)  Die  Beiträge  der  Materiallieferanten,  Fuhrleute  etc.  in 
der  Höhe  von  2  Pfg.  bis  i  xr  pro  Gulden  Einnahme. 

3.   Die  Leistungen  der  K.-K. 
Unterschied  zwischen  „wirklichen"  und  „nicht- 
wirklichen" Bergleuten. 

Gemäß  der  in  §  i  der  IIL  Resolution  gegebenen  Zweck- 
bestimmung der  K.-K.  gliederten  sich  die  Leistungen  folgender- 
maßen : 

a)  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenpensionen. 

Das  Bergamt  Wunsiedel  berichtete  am  22.  Juli  1857  an 
die  G.B.  u.  S.A.,  daß  die  Pensionen  für  verunglückte  und 
bergfertige  Bergleute  immer  nach  Vernehmung  und  mit  Zu- 
stimmung des  Knappschaftsausschusses  je  nach  Verhalten, 
Notdurft  und  Verdienst  reguliert  würden,  und  daß  die  ge- 
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ringste  Pension  jährlich  lo  fl.  betrage.  Die  Witwenpensionen 
waren  je  nach  dem  Grade  des  verstorbenen  Mannes  folgender- 
maßen normiert : 


Nach  Bericht  des  Bergamtes  Stehen  vom  24.  August  1857 
bezog  „unter  den  4  Alimentationsempfängern  der  Stebener 
Revierabteilung  alljährlich  ein  Individuum  14  fl.  4  xr  Alimen- 
tation aus  der  K.-K.,  was  viel  zu  wenig  ist,  um  den  Lebens- 
unterhalt einer  Person  bestreiten  zu  können".  Trotz  dieser 
geringen  Beträge  wären  während  der  letzten  10  Jahre  jährlich 
55  fl.  von  dem  1857  noch  7158  fl.  betragenden  Vermögen  zu- 
gesetzt worden. 

b)  Leichenkostenbeiträge, 

c)  Krankenschichten, 

d)  Kur-  und  Medikamentenkosten, 

e)  Schulgeld  für  Bergmannskinder. 

Die  sub  c)  und  d)  genannten  Leistungen  wurden  nur  dann 
von  der  K.-K.  übernommen,  wenn  nicht  die  Werksbesitzer 
berggesetzlich  dazu  verpflichtet  waren. 

Für  die  Ansprüche  der  Mitglieder  auf  die  Leistungen  der 
K.-K.  war  die  Unterscheidung  in  wirkliche"  und nichtwirk- 
liche" ^)  Bergleute  von  Bedeutung.  Hierüber  ist  einem  Bericht 
des  Bergamtes  Wunsiedel  vom  23.  März  1849  das  Bergamt 
Stehen,  welches  ersteres  um  Aufklärung  gebeten  hatte,  wer 
als  wirklicher  Bergmann  zu  betrachten  sei.  Folgendes  zu  ent- 
nehmen :  Die  den  beiden  ersten  Graden  des  Bergmannsstandes, 
Anschlägern  und  Karrenläufern,  angehörigen  Bergleute  waren 
„nicht  wirkliche".  Erst  wer  den  dritten  Grad  eines  Haspel- 
knechtes erreicht  hatte,  wurde,  nachdem  er  eine  mäßige  Probe- 
zeit in  dieser  Kategorie  gearbeitet  und  sich  auch  darin  als 
brauchbar  erwiesen  hatte,  verpflichtet,  mit  der  Instruktion 
für  das  Verhalten  der  Bergleute  samt  Pflichtschein  versehen 
und  sofort  als  „wirklicher"  Bergmann  in  die  Knappschafts- 
rolle eingetragen.  Beide  Kategorien  hatten  ein  Recht  auf  die 
berggesetzlich  bestimmten  Wohltaten  in  Verunglückungs-  und 
Krankheitsfällen  aus  Werks-  und  K.-K.  infolge  des  Art.  XXXV 
der  B.O.  und  der  §§  214,  215,  216  des  preußischen  Landrechts. 
Dagegen  hatte  der  wirkliche  Bergmann,  im  Falle  notwendig 
gewordener  Verminderung  der  Belegschaft  einer  Zeche,  den 
Vorzug  zur  'Beibehaltung  vor  einem  nicht  wirklichen  Berg- 
mann. Das  wesentliche  Recht  eines  wirklichen  Bergmanns 
bestand  aber  darin,  daß  er  für  sich  und  die  Seinigen  aus  der 
K.-K.  Pensionen  beanspruchen  konnte. 

^)  Gleichbedeutend  mit  ständigen  und  unständigen  im  Bereich  der 
B.O.  von  1784. 


Steigerswitwe  jährlich 
Aufseherswitwe  „ 
Bergmannswitwe  „ 


1857 
4fl. 

3  fl. 
2  fl. 


2  fl.  30  xr. 


fl.  30  xr. 


1826 


56 


4.  Die  Verwaltung  der  K.-K.  und  die  Rechnungs- 
ergebnisse der  Stebener  K.-K.  von  1846 — 1855. 

Nach  Bestimmung  der  §§  9,  10  der  III.  Resolution  in 
Bergsachen  sollte  die  Verwaltung  der  K.-K.  durch  die  Knapp- 
sthaftsältesten  unter  der  Aufsicht  des  Bergamtes  und  der 
Oberaufsicht  des  Berghauptmanns  geführt  werden.  Unter  der 
bayrischen  Regierung  wurde  es  aber,  wie  es  in  den  Motiven 
des  neuen  Berggesetzes  von  1869  heißt,  in  der  Hauptsache 
bezüglich  der  K.-K.  in  Ansbach-Bayreuth  ebenso  gehalten, 
wie  im  Bereich  der  bayrischen  B.O.  von  1784. 

Die  alten  Akten  des  O.B.A.  München  enthalten  über 
die  3  K.-Kn.  sehr  wenig  Material,  und  es  fehlen  darin  be- 
sonders statistische  Aufzeichnungen.  Es  wurde  nur  die  in 
Anlage  12  enthaltene  Tabelle  über  die  summari- 
schen jährlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  bei 
der  Stebener  Revier -K.-K.  vom  Jahre  1846 — 1855  vor- 
gefunden. 
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E.  Das  Knappschaftswesen  in  der 
bayrischen  Rheinpfalz. 

I.  Die  K.-K.  für  die  Steinkohlengruben  zu  St.  Ingbert 
und  Mittelbexbach. 

I.  Bis  zur  Aufstellung  des  Reglements 
vom  3.  Juli  1823. 

Obwohl  der  in  der  Rheinpfalz  gültigen  französischen  Berg- 
gesetzgebung das  Institut  der  K.-K.  fremd  war/)  wurden  nach 
dem  Vorbilde  der  Nassau-Saarbrücker  Eruderkasse/)  die  durch 
eine  Verordnung  von  1769  für  sämtliche  landesherrlichen  Stein- 
kohlengruben errichtet  worden  war^  auf  den  pfälzischen  Berg- 
werken Bruder-  oder  K.-Kn.  gegründet.  Die  älteste  derselben 
ist  die  für  die  Steinkohlengruben  St.  Ingbert  und  Mittelbex- 
bach, deren  Geschichte  wir  zunächst  betrachten  wollen. 

Am  20.  Februar  1801  trat  die  St.  Ingberter  Grube,^)  für 
die  bisher  eine  eigne  Bruderbüchse  bestanden  hatte,  der  Nassau- 
Saarbrücker  K.-K.  bei,  deren  Einrichtung  durch  das  „Regle- 
ment zur  K.-K.  bei  den  Nassau-Saarbrückischen  und  anderen 
Steinkohlen-Bergwerken"  vom  17.  Oktober  1797,  welches  eine 
Ergänzung  und  Abänderung  erfuhr  durch  das  „Reglement, 
die  K.-K.  bei  den  Nassau-Saarbrückischen,  Bayrischen  und 
Illing'schen  Steinkohlen-Bergwerke  betr."  vom  21.  Februar 
1801,*)  geregelt  war. 


1)  Durch  Edikt  Lud^vigs  XI.  vom  September  1739  wurden  die  in 
der  Verordnung  Heinrichs  IV.  vom  14.  Mai  1604  nach  deutschem  Vor- 
bilde getroffenen  Bestimmungen  über  K.-Kn.  aufgehoben.  Das  B.G.  vom 
21.  April  1810  enthält  keine  Vorschriften  über  K.-Kn.  Näheres  vergl. 
Simons,  Geschichte  und  Statistik  der  Wurm-Knappschaft  in  Barden- 
berg bei  Aachen  unter  Berücksichtigung  des  gesamten  deutschen  Kn.- 
Wesens.  Beriin  1890,  pg.  16. 

2)  Vergl.  Max  Eichhorst,  Die  Lage  der  Bergarbeiter  im  Saargebiet, 
Diss.  Heidelberg  1901.  ' 

3)  In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  wurden  die  seit 
ca.  1730  in  dem  nördhch  gelegenen  Walddistrikte  der  Gemarkung  St. 
Ingbert  betriebenen  Steinkohlengruben  von  dem  Grafen  von  der  Leyen, 
welcher  die  Vogtei  St.  Ingbert  als  kurtrierisches  Lehen  besaß,  den  Be- 
sitzern ohne  Entschädigung  abgenommen  und  an  Private  verpachtet. 
Infolge  der  Aufhebung  der  Lehensrechte  bei  der  Okkupation  der  Rhein- 
lande durch  Frankreich  wurde  die  Grube  St.  Ingbert  französisches  Staats- 
gut, und  sie  gehört  seit  der  nach  dem  zweiten  Pariser  Frieden  1815 
stattgefundenen  Besitznahme  der  Pfalz  durch  Bayern  dem  bayrischen 
Aerar.  (Jahresberichte  (1820—80)  des  kgl.  Bergamtmanns  Bockhart  in 
St.  Ingbert,  handschriftlich  beim  O.B.A.  München.) 

*)  Das  Reglement  von  1797  ist  erlassen  von  der  „Berginspektion 
der  Nassau-Saarbrückischen  und  anderen  Steinkohlenbergwerke"  in  Dutt- 
weiler, das  von  1801  ist  verfaßt  von  den  Bergwerksbeamten  der  Kom- 
pagnie Egner,  än  die  damals  die  genannten  Bergwerke  verpachtet  waren. 
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Nachdem  die  Nassau-Saarbrückischen  Gruben  an  Preußen 
gefallen  waren,  trennte  sich  die  nunmehr  kgl.  bayr.  Grube 
St.  Ingbert  Ende  1816  von  dem.  Kn. -Vereine  ab.  Sie  bildet 
seitdem  eine  eigene  K.-K.,  deren  erster  Fonds  in  dem  Anteil 
der  Grube  an  dem  Vermögen  des  Kn. -Vereins  der  Nassau- 
Saarbrückischen  Gruben  bestand,  welcher  nach  dem  am 
29.  Mai  18 18  von  dem  kgl.  preuß.  Bergamte  Saarbrücken 
aufgestellten  Abrechnungsprojekt  2989  frs.  10  cts.  betrug. 
Im  Laufe  des  Jahres  18 17  trat  die  seit  1816  im  Betrieb  ge- 
setzte ärarialische  Grube  Mittelbexbach  dem  St.  Ingberter 
Kn.V.  bei. 

Ebenso  wie  die  Betriebsleitung,  der  ärarialischen  Gruben 
der  Rheinpfalz,  war  auch  die  Aufsicht  über  die  K.-K.  dem 
Bergamte  in  der  Pfalz  übertragen,  welches  in  früherer  Zeit 
in  Kusel,  dann  in  Kaiserslautern  seinen  Sitz  hatte,  und  sich 
seit  dem  Jahre  1840  in  St.  Ingbert  befindet.  Es  war  bis  zum 
Jahre  1874  der  kgl.  Regierung  der  Pfalz,  Kammer  der  Finanzen, 
in  Speyer  unterstellt. 

Einem  von  der  kgl.  Regierung  in  Speyer  eingeforderten 
Bericht  des  kgl.  Bergamtes  Kaiserslautern  vom  20.  April  1822 
„Die  Einrichtung  der  K.-K.  bei  den  K.  Bergwerken  betr." 
ist  über  die  St.  Ingberter  K.-K.  Folgendes  zu  entnehmen: 
Die  Verwaltung  der  K.-K.  wurde  von  dem  Obersteiger  unter 
Zuziehung  der  übrigen  Werksangestellten  und  eines  von  der 
Knappschaft  gewählten  Ausschusses,  der  sog.  Büchsen-  oder 
Knappschafts-Ältesten,  unter  der  Aufsicht  des  kgl.  B.A.  geführt. 

Die  K.-K.  gewährte  nachstehende  Leistungen: 

a)  Pensionen  an  Witwen  und  Waisen  der  Bergleute  und 
Werksangestellten, 

b)  Pensionen  an  infolge  Altersschwäche  oder  Beschädigung 
in  der  Grube  dienstuntauglich  gewordene  Bergarbeiter 
und  Werksangestellte. 

c)  Unterstützungen  an  Erkrankte  und  in  der  Grube  Be- 
schädigte. 

d)  Kur-  und  Begräbniskosten. 

e)  Sonstige  Unterstützungen  z.  B.  an  reisende  Bergleute, 
zum  Militär  gezogene  Bergleute  etc. 

Die  Höhe  dieser  Leistungen  war  in  der  Knappschafts- 
versammlung vom  16.  August  18 19  folgendermaßen  normiert 
worden : 

„Bey  heutiger  Versammlung  der  Knappschaft  wurde  die 
Steuer  an  Invaliden,  Witwen,  Waisen  und  Kranken  und  andere 
Entschädigungen  reguliert  wie  folgt : 

fl.  kr. 

1.  ein  Invalid,  Wittwe  und  Waise  von  Knappen  pro 
Monat  5  — 

2.  ein  Knappe,  der  in  der  Grube  krank  geworden  .      6  — 
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3-  ein  Knappe,  der  in  der  Grube  schwer  geschlagen     fl.  Kr. 

worden   .........      8  — 

4.  ein  Lehrhauer,  der  in  der  Grube  krank  geworden      4  — 

5.  ein  Lehrhauer,   der  in   der   Grube   schwer  ge- 
schlagen worden    .       .       .       .       .       .       .6  — 

6.  ein  Jung,  der  in  der  Grube  krank  geworden    .      3  — 

7.  ein  Jung,  der  in  der  Grube  schwer  geschlagen 
worden                                                       .       -4  — 

8.  ein  Lehrhauer-InvaUd,  Wittwe  oder  Waise  .       .3  — 

9.  ein  Knapp,   der  in   der  Grube   todt  geblieben, 
dessen  Wittwe       .       .       .       .       .       .       .6  — 

IG.  ein  Lehrhauer,  der  in  der  Grube  todt  geblieben, 

dessen  Wittwe       .       .       .       .       .       .       .5  — 

11.  ein  Steiger  als  Invalid  .       .       .       .       .       .8  — 

12.  eine  Steigers-Wittwe      .       .       .       .       .       .8  — 

13.  ein  Controleur  als  Invalid      .       .       .       .       .7  — 

14.  eine  Controleurs-Wittwe        .        .        .        .        .7  — 

15.  ein  Einnehmer  als  Invalid     .       .       .       .       .8  — 

16.  eine  Einnehmers-Witwe        .       .       .       .       .8  — 

17.  zu  des  Steigers  Begräbniskosten  .       .       .       .11  — 

18.  zu  des  Controleurs                      .       .       .       .11  — 

19.  zu  des  Einnehmers        ,,             .       .       .       .11  — 

20.  desgl.  dem  Knapp         .       .       .       .       .       .11  — 

21.  „        „     Lehrhäuer  8  — 

22.  „        „     Jung  6  — 

23.  Beisteuer  eines  Knappen,  der  zum  Militär  gezogen 

wird       .       .       .       .       .       .       .       .        .25  — 

24.  desgl.  dem  Lehrhäuer   .       .       .       .       .            15  — 

25.  „        „     Jung    .       .       .        .       .       .       .    12  — 

26.  und  jedem  Büchsenältesten  für  seinen  jährl.  Gehalt      6  — 

27.  dem  Kassenrechner  und  Auszähler  jährlich  .       .    30  — 

St.  Ingberter  Grube  16.  August  18 19." 


Die  Einnahmen  der  K.-K.  setzten  sich  zusammen  aus  Mit- 
gliederbeiträgen, Strafgeldern  der  Bergleute,  Vermögenszinsen 
und  Beiträgen  der  Werkskasse,  bestehend  in  einem  Teile  des 
sog.  Ladgeldes. ^)  Bei  der  St.  Ingberter  Grube  war  das  Lad- 
geld auf  16  xr  per  Fuder  festgesetzt  worden,  wovon  der  die 


^)  Bericht  des  B  A. :  „Zwischen  Waag-  und  Ladgeld  ist  kein 
Unterschied,  der  Bergmann  muß  in  Gegenwart  des  Steigers  oder  Con- 
troleurs die  Kohlen  wiegen  (die  groben)  und  messen  (die  l^leinen)  und 
die  gewogenen  oder  gerpessenen  Kohlen  sogleich  von  der  Waage  oder 
dem  Haufen  weg,  dem  Fuhrmann  auf  den  Wagen  bringen  oder  ihm 
wenigstens  dabei  helfen,  indem  dieser  mit  dem  Laden  auf  dem  Wagen 
selbst  hinlänglich  beschäftigt  ist.  Der  Fuhrmann  kann  sich  daher  nicht 
selbst  mit  dem  Abtragen  der  Kohlen  von  der  Wage  befassen,  weil 
zu  viel  Zeit  verloren  ginge,  und  darf  sich  nicht  ganz  damit  befassen, 
weil  man  denselben  so  viel  möghch  von  der  Waage  und  den  Maßen 
entfernt  halten  muß.** 
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Kohlen  verladende  Bergmann  und  die  K.-K.  je  die  Hälfte 
erhielten. 

Die  Mitgliederbeiträge  bestanden  in  Lohnsabzügen  und 
Aufnahmegeldern.  Bei  jeder  Löhnung  wurden  den  Arbeitern 
und  Angestellten  2  xr  pro  fl.  Verdienst  für  die  K.-K.  ab- 
gezogen, die  der  Grubenrechner  in  diese  abführen  mußte. 
Außerdem  hatten  die  Arbeiter  für  den  An-  und  Abkehrschein 
eine  Gebühr  von  30  xr  in  die  K.-K.  zu  entrichten  und  nach 
8  jähriger  Tätigkeit  beim  Werke  mußte  für  die  Einschreibung 
in  das  Knappschaftsregister  i  fl.  in  die  K.-K.  bezahlt  werden. 

2.   Bis  zum  Erlaß  des  B.G.  vom  20.  März  1869. 
a)  Das  K.-K.  -  R  e  g  1  e  m  e  n  t  vom  3.  Juli  1823. 

Sowohl  die  Abtrennung  der  Grube  St.  Ingbert  von  der 
K.-K.  der  Saarbrücker  Bergwerke  und  der  Beitritt  der  Mittel- 
bexbacher  Grube  zu  der  St.  Ingberter  K.-K.,  als  auch  die 
übrigen  letztere  betreffenden  Maßnahmen,  waren  nur  mit  Zu- 
stimmung des  B.A.  ohne  die  höhere  Genehmigung  der  Re- 
gierung der  Pfalz,  Kammer  der  Finanzen,  vorgenommen 
worden.  Nachdem  letztere  durch  den  besprochenen  Bericht 
vom  20.  April  1822  über  die  Einrichtung  der  K.-K.  unter- 
richtet worden  war,  hielt  sie  die  Aufstellung  eines  Reglements 
zur  Regelung  der  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Arbeiter 
gegenüber  der  K.-K.,  sowie  der  Rechnungsführung  der  Kasse 
für  ein  wesentliches  Bedürfnis  und  forderte  in  einem  Reskript 
vom  24.  Oktober  1822  das  B.A.  Kaiserlautern  auf,  den  Ent- 
wurf eines  solchen  auszuarbeiten.  Am  2.  Juni  1823  reichte 
das  B.A.  einen  Entwurf  ein,  welcher  nach  wenigen  von  der 
Regierung  vorgenommenen  Abänderungen  am  3.  Juli  1823 
genehmigt  wurde  und  am  i.  Oktober  1823,  dem  Anfang  des 
Etatsjahres  1823/24,  als  ,,Reglement  der  vereinigten 
K.-K.  der  k.  Steinkohlen-Bergwerke  St.  Ingbert 
und  Mittelbexbach"  in  Kraft  trat.  Wir  wollen  es  einer 
Besprechung  unterziehen : 

Nach  §  I  besteht  der  Zweck  der  K.-K.  darin,  „dem  er- 
krankten, aus  Altersschwäche,  oder  wegen  eingetretener  körper- 
licher Beschädigung,  arbeitsunfähig  gewordenen  Bergmanne 
sowohl,  als  auch  den  Hinterbliebenen  desselben  Unterstützung 
zu  gewähren." 

Die  übrigen  19  Paragraphen  sind  in  folgende  4  Haupt- 
abschnitte eingeteilt : 

I.  Brechte  und  Verbindlichkeiten  der  Mitglieder  des  Knapp- 
schafts-Vereins :  §§  2 — 7. 
II.  Bildung  eines  Knappschaftsausschusses:  §§  8 — 10. 

III.  Verrechnung  der  Knappschaftsgelder:  §§  11  — 17. 

IV.  Anlegung  der  Kapitalien  des  Knappschaftsvermögens : 
§§  18 — 19;  §  20  bestimmt  die  Gehälter  der  K. -K.- 
Beamten. 
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ad  I.  Ebenso  wie  alle  Bergleute  müssen  sämtliche  Werks- 
offizianten  (Obersteiger,  Steiger  und  Einnehmer)  vom  Tage 
ihrer  Annahme  zur  Grube  an  dem  Kn.V.  beitreten.  Die  Mit- 
glieder haben  jedoch  erst  nach  8  jähriger  Tätigkeit  auf  einer 
zur  K.-K.  gehörigen  Grube  einen  Anspruch  auf  alle  Leistungen 
der  K.-K.,  vorausgesetzt,  daß  sie  sich  während  dieser  Zeit 
keines  Vergehens  schuldig  gemacht  haben. 

Es  gab  demnach,  wie  bei  den  K.-Kn.  in  den  übrigen  Teilen 
des  Königreiches  mit  Rücksicht  auf  die  Dauer  der  Mitglied- 
schaft, voll-  und  teilberechtigte  MitgÜeder,  für  die  sich  bei 
der  St.  Ingbert-Mittelbexbacher  K.-K.  seit  dem  Jahre  1864 
die  Namen  „ständige"  und  „unständige"  Mitglieder  finden. 
Der  kürzeren  Ausdrucksweise  halber  wollen  wir  uns  dieser 
Bezeichnungen  jetzt  schon  bei  der  Fortsetzung  der  Besprechung 
des  Reglements  bedienen  und  definieren :  ständige  Mitglieder 
sind  alle,  die  mindestens  8  Jahre  bei  einer  zur  K.-K.  gehörigen 
Grube  in  Arbeit  stehen,  unständige  sind  die,  welche  weniger 
als  8  Jahre  dort  tätig  sind. 

Unständige  Mitglieder,  die  durch  eine  Verletzung  in  der 
Grube  arbeitsunfähig  werden,  haben  dieselben  Ansprüche  wie 
die  ständigen  Mitglieder  (§  3).  Letztere  haben  jedoch  bei  nötig 
werdender  Verminderung  der  Belegschaft  den  Vorzug  zur  Bei- 
behaltung vor  den  unständigen  Mitgliedern.  Zur  Entlassung 
bedarf  es  der  Genehmigung  des  Bergamtes.  Die  abgelegten 
ständigen  und  unständigen  Mitglieder  verlieren  für  sich  und 
ihre  Angehörigen  alle  Ansprüche  an  die  K.-K.  und  haben 
keinen  Anspruch  auf  Rückerstattung  der  geleisteten  Beiträge. 
Wegen  temporär  notwendig  werdender  Verminderung  der  Ar- 
beiterzahl entlassene  Arbeiter  treten,  wenn  sie  später  wieder 
beim  Werke  aufgenommen  werden,  in  ihre  alten  Rechte  bei 
der  K.-K.  ein. 

Nach  §  5  bestehen  die  Unterstützungen  aus  der  K.-K.: 
„a)  in  Alimentations-Beiträgen  für  Knappen  und  Werks- 
offizianten,  welche  wegen  Altersschwäche  oder  wegen 
erlittener  Beschädigung  im  Dienste  der  Grube  arbeits- 
unfähig geworden  sind ; 

b)  in  Beiträgen  für  die  Witwen  und  Waisen  der  Knappen 
und  Wferksof f izianten ; 

c)  in  Lohnsvergütungen  an  Kranke,  oder  in  der  Grube 
beschädigte  Bergleute  ohne  Unterschied; 

d)  in  Bestreitung  von  Kur-  (Arzt  und  Apotheker)  und 
Begräbniskosten  sämtlicher  Bergleute  und  Werksoffi- 
cianten.  —  Jedoch  findet  weder  eine  Lohnsvergütung 
noch  eine  Bestreitung  der  Kurkosten  für  den  Fall  statt, 
wenn  der  Bergmann  sich  die  Krankheit  durch  Aus- 
schweifungen zugezogen  hat. 

e)  in  Reise-Entschädigungen  für  junge  Bergleute,  die  in 
das  Militär  eingereiht  werden." 
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Die  Leistungen  zerfielen  also  in  dauernde  (a,  b)  und  zeit- 
liche (c,  d,  e).  Die  ständigen  Mitglieder  hatten  Anspruch 
auf  den  Genuß  beider  Gattungen,  während  den  unständigen 
nur  solcher  auf  die  zeitlichen  Leistungen  zustand.  Darin  lag 
das  Hauptunterscheidungsmerkmal  der  ständigen  und  un- 
ständigen Mitglieder.  —  Für  die  Höhe  der  Leistungen  wird 
nach  §  7  vorerst  das  bisherige  Regulativ  von  1819  beibehalten, 
bis  der  neu  zu  bildende  Verwaltungsausschuß  nach  genauer 
Prüfung  der  Vermögenslage  hierfür  eine  andere  Maßnahme 
treffen  wird. 

Die  Einnahmen  der  K.-K.  setzen  sich  nach  §  6  folgender- 
maßen zusammen: 

a)  Beiträge  der  Mitglieder  von  2  kr.  pro  fl.  Verdienst. 

b)  Beitrag  des  Werksbesitzers  von  4  xr  (=  1/4  des  Lad- 
geldes) per  Fuder  verkaufter  Kohlen. 

c)  Strafgelder  (bei  Verspätung  beim  Anfahren,  Nicht- 
einhalten  der  Schichten  1/2  Schichtenlohn ;  bei  Verlassen 
der  Werksarbeit  ohne  I4tägige  Kündigung  verfällt  das 
Lohnguthaben  der  K.-K.;  Strafen  für  sonstige  Diszipli- 
narvergehen, die  vom  B.A.  bestimmt  werden). 

d)  Zinsen  von  ausgeliehenen  Kapitalien. 

e)  Zufällige  Einnahmen. 

ad  IL  In  den  neu  zu  bildenden  Knappschaftsausschuß 
wählt  die  Knappschaft  St.  Ingbert  4,  die  Mittelbexbacher  2  Mit- 
glieder. Alle  2  Jahre  tritt  die  Hälfte  der  Mitglieder  aus  und 
wird  durch  Neuwahl  ersetzt.  Wählbar  sind  alle  Knappschafts- 
mitglieder. Außerdem  sind  alle  Werksoffizianten,  mit  Aus- 
nahme der  Knappschaftsrechner,  Mitglieder  des  Ausschusses, 
dessen  Versammlungen  vierteljährlich  beim  Hauptknapp- 
schaftsrechner stattfinden.  Die  von  der  Majorität  gefaßten 
Beschlüsse  werden  zu  Protokoll  genommen,  welches  dem  B.A. 
eingesendet  wird. 

Die  Ausschußmitglieder,  mit  Ausnahme  der  Werksoffi- 
zianten, erhalten  eine  jährliche  Vergütung  von  je  6  fl.;  außer- 
dem wird  den  Mittelbexbacher  Ausschußmitgliedern  eine  Reise- 
entschädigung von  I  fl.  und  dem  Steiger  und  Rechner  dieses 
Werks  eine  solche  von  i  fl.  30  kr.  pro  Tag  gewährt.  Dem 
Ausschuß  ist  die  Verwaltung  des  Knappschaftsvermögens  unter 
der  oberen  Leitung  des  Bergamtes  anvertraut,  und  es  werden 
ihm  durch  §  9  noch  folgende  Befugnisse  eingeräumt : 

a)  Entwurf  des  Einnahme-  und  Ausgabe-Etats  für  das 
folgende  Jahr,  der  dem  B.A.  vorzulegen  ist. 

b)  Revision  der  Jahresrechnungen,  Einsendung  derselben 
an  das  B.A. 


6)  Unterstützungen  aus  der  Werkskasse  in  Krankheits-  und  Ver- 
unglückungsfällen  in  Folge  der  Werksarheit,  die  rechtsrheinisch  ge- 
währt wurden,  wurden  nicht  verabreicht,  weil  die  Werkskasse  im  Lad- 
gelde  direkte  Beiträge  xur  K.-K.  leistete. 
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c)  Prüfung  der  zu  verabreichenden  Unterstützungen. 

d)  Kontrolle  der  Kapitalsanlage  und  Berichterstattung  über 
die  Kapitals  Verwendung  an  das  ß.A. 

e)  Kontrolle  der  vom  Obersteiger  in  St.  Ingbert  zu  führen- 
den Matrikel  über  Zahl  und  Dienstalter  der  dem  Vereine 
angehörigen  Bergleute  und  Werksoffizianten. 

ad  III.  Der  Grubeneinnehmer  von  St.  Ingbert  ist  Haupt- 
knappschaftsrechner für  beide  Gruben.  Die  die  K.-K.  be- 
treffenden Geldgeschäfte  in  Mittelbexbach  besorgt  der  dortige 
Grubeneinnehmer  kommissionsweise.  „Beide  Einnehmer  be- 
wahren diese  Gelder  in  einer  besonderen  Kasse  unter  dem 
gemeinschaftlichen  Verschlusse  des  Kgl.  Obersteigers  und 
Steigers  auf"  (§  12).  Jeder  Einnehmer  hat  ein  Kassejournal 
zu  führen.  Der  Mittelbexbacher  übersendet  seinen  monatlichen 
Abschluß  dem  Hauptknappschaftsrechner,  der  das  Hauptbuch 
führt,  aus  dem  Letzterer  vierteljährlich  einen  Auszug  dem  Aus- 
schuß und  dem  Bergamt  vorlegt.  Seine  von  dem  Ausschuß 
revidierte  Jahresrechnung  wird  dem  Bergamte  eingereicht,  und 
auf  Grund  der  von  der  Regierung  in  Speyer  vorgenommenen 
Superrevision  wird  ihm  Decharge  erteilt. 

Auf  Grund  einer  vom  Ausschuß  am  Anfang  jedes  Etats- 
jahres zu  machenden  Zusammenstellung  über  die  zu  leistenden 
Zahlungen  verabreichen  der  Hauptknappschaftsrechner  und 
Einnehmer  von  Mittelbexbach  die  Gelder. 

ad  IV.  In  dem  vom  Hauptknappschaftsrechner  geführten 
Schuldverbriefungsbuch  sind  sämtliche  ausgeliehenen  Kapita- 
lien verzeichnet.  Hiernach  stellt  der  Ausschuß  jährlich  die 
Zinserhebungsliste  auf,  die  das  Bergamt  dem  Hauptrechner 
zur  Erhebung  der  Beträge  aushändigt.  Dieser  bewahrt  die 
Schuldscheine  und  Hypothekenbriefe  auf."^)  Zur  Anlage  eines 
Kapitals  durch  den  Hauptrechner  bedarf  es  bergamtlicher 
Genehmigung. 

Für  die  Rechnungsführung  und  Verwaltung  des  Knapp- 
schaftsvermögens sind  in  §  20  folgende  Jahres-Vergütungen 
aus  der  K.-K.  vorgesehen : 

Für  den  Hauptknappschaftsrechner  100  fl.,  dem  Einnehmer 
in  Mittelbexbach  und  Obersteiger  von  St.  Ingbert  je  25  fL 

Aus  einem  dem  Ausschuß  zur  Verfügung  stehenden  Be- 
trag von  200  fl.  können  an  bedürftige  Bergleute  bis  zu  lofL 
gegen  Handscheine  Darlehen  verabreicht  werden,  welche 
mittels  Lohnsabzügen  eingezogen  werden,  wenn  die  Rück- 
zahlung nicht  innerhalb  Jahresfrist  erfolgt. 


^)  Für  alle  Buchungen  sind  im  Reglement  bestimmte  Schemen  vor- 
geschrieben. 


64 


Das  Regulativ  für  die  Leistungen  der  K.-K. 
vom  4.  April  1826. 

Auf  Grund  des  §  7  des  Reglements  stellte  der  Knapp- 
s'cliaftsausschuß  ijn  einer  Sitzung  am  8.  Februar  1824  für 
die  Höhe  der  in  §  5  vorgesehenen  Leistungen  der  K.-K.  ein 
Regulativ  auf,  das  nach  einigen  Abänderungen  am  4.  April 
1826  in  folgender  Gestalt  die  Genehmigung  der  Regierung 
in  Speyer  erhielt : 

„I.  Die  Pension  eines  arbeitsunfähig  gewordenen  Berg- 
arbeiters, der  wenigstens  8  Dienstjahre  zählt  (unter  der  in, 
§  3  des  Reglements  vom  3.  Juli  1823  bestimmten  Ausnahme), 
seiner  Wittwe  oder  den  doppelten  Waisen  bis  zum  Eintritt 
in  das  15.  Jahr,  zu  dem  monatlichen  Betrag  von  5  fl. 

2.  Die  Pension  der  Wittwe  eines  in  der  Grube  getödeten 
Bergarbeiters  ohne  Ausnahme,  ob  derselbe  8  Dienstjahre  er- 
reicht habe  oder  nicht,  sowie  der  doppelten  Waisen  bis  zum 
15.  Lebensjahre,  zu  dem  monatlichen  Betrage  von  6  fl. 

3.  Die  Pension  eines  dienstunfähig  gewordenen,  bereits 
länger  als  8  Jahre  im  Knappschaftsvereine  befindlichen  Ober- 
steigers, seiner  Wittwe  oder  doppelten  Waisen  bis  zum  Ein- 
tritte in  das  15.  Jahr  zu  der  monatlichen  Summe  von  10  fl. 

4.  Die  Pension  eines  dienstunfähig  gewordenen  Steigers, 
seiner  Wittwe  oder  doppelten  Waisen,  unter  der  bei  Nr.  3 
ausgesprochenen  Voraussetzung,  zu  dem  monatlichen  Betrage 
von  8  fl. 

5.  Die  Pension  eines  Einnehmers,  seiner  Wittwe  oder 
doppelten  Waisen,  unter  gleicher  Voraussetzung,  zu  dem  monat- 
lichen Betrage  von  9  fl.,  und 

6.  Die  Unterstützung  eines  erkrankten  Knappen  täglich  zu 
16  kr.,  eines  Lehrhäuers  zu  14  kr.  und  eines  Jungen  zu  10  kr. 
auf  die  Dauer  von  8  Wochen." 

Dieses  Regulativ  trat  an  die  Stelle  des  18 19  aufgestellten 
und  blieb  bis  zum  Jahre  1866  in  Kraft. 

c)  Das  Regulativ  vom  7.  März  1866. 

Obwohl  die  Mitglieder  schon  seit  längerer  Zeit  eine  Er- 
höhung der  Unterstützungen  gewünscht  hatten,  begannen  die 
Verhandlungen  über  eine  Abänderung  des  Regulativs  von  1826 
erst  im  Jahre  1861,  nachdem  in  einer  Ausschußsitzung  am 
12.  Mai  d.  J.  ein  neuer  Regulativentwurf  beraten  worden  war. 
Darin  war  vorgesehen,  daß  der  durch  die  Aufbesserung  der 
Leistungen  erhöhte  Geldbedarf  der  K.-K.  durch  Steigerung 
der  Mitgliederbeiträge  (von  2  auf  2V2  xr  pro  fl.  Bruttover- 
dienst) und  Verdoppelung  des  ärarialischen  Beitrags  in  Ge- 
stalt des  Ladgeldes  (8  xr  statt  4  xr)  gedeckt  werden  sollte. 
Letztere  Forderung,  die  die  Knappschaft  deshalb  für  berechtigt 
hielt,  weil  der  Beitrag  des  preußischen  Staates  zu  der  be- 
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nachbarten  Saarbrücker  K.-K.»)  relativ  höher  war,  als  der  des 
bayrischen  Staates  zur  St.  Ingberter,  wurde  anfangs  von  der 
Regierung  in  Speyer  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  der  Ertrag 
der  Gruben  zurückgegangen  sei,  abgelehnt.  Erst  auf  die  wieder- 
holte Bitte  des  Ausschusses  und  Befürwortung  seitens  desB.A. 
hin,  unterbreitete  die  Regierung  die  Wünsche  der  Knappschaft 
dem  Finanzministerium,  welches  unter  der  Bedingung,  daß 
auch  die  Knappen  die  angegebenen  höheren  Beiträge  ent- 
richteten, den  Anteil  der  K.-K.  am  Ladgelde  vom  i.  Okt.  1864 
ab  auf  6  xr  pro  Fuder  festsetzte.  Der  daraufhin  vom  B.A. 
der  Regierung  in  Vorlage  gebrachte  zweite  Regulativentwurf 
wurde  durch  Verfügung  vom  7.  März  1866  genehmigt  und 
trat  am  i.  April  1866  in  Kraft.  Der  erhöhte  Pensionsbezug 
war  rückwirkend  für  alle  Invaliden  bezw.  Witwen  und  Waisen, 
welche  seit  dem  i.  Oktober  1861  bezw.  i.  Oktober  1864 
pensionsberechtigt  geworden  waren. 

Das  „Regulativ  über  die  aus  der  K.-K.  St.  Ing- 
bert-Mittelbexbach zu  verabreichenden  Pen- 
sionen, Alimentationen,  Krankenlöhne  etc."  hat 
folgenden  Wortlaut : 


Dienst 

Monatl.  Pensionsbezug;  für  einen  dienst-  oder 
arbeitsunfähig  gewordenen 

Alimentationen  der 
Witwen  und  Doppel 

2. 

3. 

waisen 

bis  zum  15.  Jahre 

oder 
Arbeits- 
zeit 

Einnehmer, 
Obersteiger, 
Materialrechner, 
Steiger 

Orubenaufseher, 

Maschinen- 
wärter, Steiger- 
gehilfe, Zimmer- 
meister 

Ladknecht, 
Zimmerhäuer, 
Schlosser, 
Maurer,  Häuer, 
Lehrhäuer 

ad 

.  1 

ad.  2 

ad.  3 

Jahre 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

10-15 

13 

7 

6 

12 

6 

5 

15—20 
20-25 
25-30 
30-35 

14 
16 
17 
18 

30 

7 
8 
8 
9 

30 
30 

6 
7 

7 
8 

80 
30 

13 
15 
16 
17 

30 

6 
7 
7 

8 

30 
30 

5 
6 
6 
7 

30 
30 

35-40 
40  etc. 

19 
20 

9 
10 

30 

8 
9 

30 

18 
19 

8 
9 

30 

7 
8 

30 

§  2. 

Wird  ein  Arbeiter  in  der  Grube  getötet  oder  derart  ver- 
letzt, daß  diese  Verletzung  den  unmittelbaren  Tod  zur  Folge 
hat,  so  erhält  dessen  Witwe  resp.  Doppelwaisen,  im  Falle 

8)  Nach  §  19  des  Saarbrücker  Knappschaftsstatuts  zahlte  jeder  Ar- 
beiter einen  Normalschichtlohn  als  monatlichen  Beitrag  in  die  K.-K. 
Für  die  8  stündige  Grubenschicht  betrug  der  Normalschichtl'ohn : 
für  Zimmerhäuer,  Schmiede  und  Maurermeister  I71/2  Sgr.  =  1  flL  IV4  xr, 
für  Häuer  15  Sgr.  =  521/2  xr, 
für  Lehrhäuer  14  Sgr.  =  4Q  xr, 

für  Jungen  13,  12  und  11  Sgr.  =  (durchschnittlich)  42  xr. 

Der  preußische  Staat  leistete  für  jedes  Mitglied  die  gleichen  Beträge 
monatlich. 

5 
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der  Verunglückte  das  lo.  Arbeitsjahr  noch  nicht  erreicht  haben 
sollte,  eine  monatliche  Alimentation  von  6  fl.  —  Gleicher  Be- 
trag wird  in  diesem  Falle  bis  zum  20.  Arbeitsjahr  verabreicht. 

§  3.. 

Verunglückt  jedoch  ein  Arbeiter,  der  mehr  als  20  Arbeits- 
jahre zurückgelegt  hat,  so  erhält  die  Witwe  etc.  die  Alimen- 
tation der  nächst  höheren  Klasse. 

§  4. 

Krankenlöhne  erhält  jeder  Arbeiter,  der  seine  stipulierten 
Beiträge  in  die  Knappschaftskasse  regelmäßig  entrichtet,  sich 
die  Krankheit  nicht  durch  irgend  welche  Excesse  selbst  zu- 
gezogen hat,  oder  sich  scheinkrank  macht,  um  sich  dadurch 
einer  ihm  aufgegebenen  Arbeit  zu  entziehen,  nebst  freier  Kur 
und  Medicinen  nach  folgender  Norm  auf  die  Dauer  von 
48  Krankenschichten  und  zwar  i  Häuer  per  Schicht  22  xr, 
Lehrhäuer  20  xr,  i  Junge  i.  Klasse  18  xr,  i  Junge  2.  Klasse 
16  xr. 

§  5- 

Jedes  ständige  Mitglied  der  Knappschaft  wird  nach 
48  Krankenschichten  auf  Grund  eines  dem  Ausschusse  vor- 
zulegenden ärztlichen  Zeugnisses  bis  zur  erlangten  Arbeits- 
fähigkeit nach  §  I  nach  Maßgabe  seiner  Arbeitszeit  pensioniert. 

§  6. 

Hat  der  Erkrankte  die  Rechte  eines  Knappen  noch  nicht 
erworben  und  sich  die  Arbeitsunfähigkeit  im  Dienste  zu- 
gezogen, so  wird  derselbe  auf  eine  10  jährige  Arbeitszeit 
pensioniert. 

§  7- 

Ist  ein  noch  nicht  in  den  Besitz  der  Knappschaftsrechte 
gelangter  Arbeiter  auf  andere  Weise  erkrankt,  so  erhält  der- 
selbe die  regulativmäßigen  48  Krankenschichten  bei  freier 
Kur  und  Medicin,  hat  aber  keine  weiteren  Ansprüche  auf 
Unterstützung,  Pension  an  die  Knappschaftskasse  zu  machen. 

§  8- 

Die  bisherigen  Unterstützungen  an  Brot,  Fleisch,  Mehl,^ 
Pflege-  und  Warte-Gelder  etc.,  außerordentliche  Fälle  als  un- 
verschuldete große  Dürftigkeit,  Unglücks-  und  Krankheits- 
fälle in  der  Familie  ausgenommen,  fallen  künftig  weg.») 


»)  Nach  Bericht  des  kgl  Berggeschworenen  vom  17.  Juli  1840  an 
das  Bergamt  St.  Ingbert  gründeten  die  Bergleute  eine  Mehlkasse  zur 
Errichtung  eines  Mehlmagazins,  woraus  sie  ihren  Mehlbedarf  beziehen 
wollten,  um  es  selbst  zu  Brot  zu  verbacken.  Seit  der  Teurung  im  Winter 
1839/40  kostete  der  6  pfundige  Laib  Brot  26  kr.  Aus  den  Überschüssen 
der  Mehlkasse  und  der  Musikkasse  durfte  mit  Genehmigung  der  Re- 
gierung vom  27.  März  1851  das  Schulgeld  der  Bergmannskinder  bezahlt 
werden.  —  In  die  Musikkasse,  die  seit  1842  mit  der  K.-K.  vereinigt 
war,  entrichteten  die  K.-K.-Mitglieder  1/2  xr  pro  fl.  Verdienst  extra. 
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§  9- 

Bei  kostenfreier  Verpflegung  und  Aufwartung  im  berg- 
männischen Hospitale  erhält  der  erkrankte  Knappschafts- 
genosse keinen  Krankenlohn,  wird  jedoch  bis  zu  seinem  Austritt 
aus  dem  Hospital  zur  Unterstützung  seiner  Familie  ternporär 
pensioniert. 

§  lo. 

Als  Beitrag  zu  den  Begräbniskosten  eines  jeden  ver- 
storbenen Knappschaftsmitghedes  als:  Beamten,  Bediensteten, 
Arbeiter  soll  an  dessen  Relikten  die  Summe  von  12  fl.  aus- 
bezahlt werden. 

§  n- 

Verunglückt  ein  unständiger  Bergmann,  Taglöhner  auf 
der  Grube,  so  zahlt  die  K.-K.  die  Beerdigungskosten,  welche 
jedoch  den  in  §  10  stipulierten  Betrag  von  12  fl.  nicht  über- 
steigen dürfen. 

d)  Weitere  Änderungen  des  Reglements  vom 
3.  Juli  1823,  Rechnungsergebnisse  und 
Mitgliederzahl  der  K.-K. 
Auf  Antrag  des  Bergamtes  wurden  mit  Genehmigung  der 
Regierung  in  Speyer  vom  i.  Oktober  1866  an  die  jährlichen 
Remunerationen  für  die  Verwaltung  der  K.-K.  folgendermaßen 


normiert : 

1.  Dem  Hauptknappschaftsrechner     ....    200  fl. 

2.  Dem  Vorsitzenden  des  Ausschusses       .       .       .  20 

3.  Dem  Schriftführer  des  Ausschusses       .       .       .      35  „ 

4.  Dem  Steiger  für  die  Verwaltung  des  Kranken- 
hauses zu  St.  Ingbert   .       .       .       .       .       .      18  „ 

5.  Dem  Steiger  zu  Mittelbexbach  für  Aufstellung  der 
Krankenlohnslisten  und  Spitalverwaltung      .       .      18  „ 

6.  Jedem  der  6  Ausschußmitglieder  8  fl.  .       .       .     48  „ 

7.  Jedem  der  2  Grubeneinnehmer  für  Erhebung  der 
Kassenbeiträge  25  fl.      .       .       .       .       .       •      50  „ 

8.  Dem  Hauptknappschaftsrechner   und  Ausschuß- 
vorsitzenden je  5  fl.  Schreibmaterialienaversum  .      10  „ 

Summa:    399  fl. 


Ein  der  Regierung  am  21.  Juni  1867  in  Vorlage  gebrachter 
Entwurf  eines  neuen  K.-K. -Reglements  wurde  am  9.  Jan.  1868 

Hinsichtlich  des  in  §  9  erwähnten  bergmännischen  Hospitals  ist 
zu  bemerken,  daß  die  Knappschaft  St.  Ingbert  am  30.  Okt.  1861  die 
Genehmigung  erhielt,  eine  Zimmerwerkstätte  zu  einem  Krankenhaus  um- 
zubauen. Zur  inneren  Einrichtung  desselben  und  Anschaffung  von  chirur- 
gischen Instrumenten  sollten  800  fl.  von  dem  2500  fl.  betragenden,  der 
K.-K.  ausgehändigten  Überschuß  der  Pulver-  und  Oelkasse  verwendet 
werden.  Die  von  der  Gemeinde  St.  Ingbert  gewünschte  Beteiligung  der 
Knappschaft  an  dem  geplanten  städtischen  Hospital  kam  nicht  zu 
Stande,  da  man  sich  nicht  über  den  Beitrag  der  Knappschaft  zu  einigen 
vermochte.  Die  Gemeinde  Mittelbexbach  besaß  1860  bereits  ein  Kranken- 
haus. 5* 
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mit  dem  Bemerken  zurückbeschieden,  daß  das  alte  Reglement 
vom  3.  Juli  1823  bis  zum  Erscheinen  des  neuen  Berggesetzes 
in  Geltung  bleiben  solle. 

Über  Einnahmen,  Ausgaben  und  Vermögensstand  der 
K.-K.  von  1817/ 18  bis  1859/60  gibt  Anlage  13  Aufschluß. 

Die  Zahlen  der  Mitglieder  der  K.-K.  fehlten  in  den  Akten. 
Als  Ersatz  diene  nachstehende  Tabelle  der  Zahlen  der  mittleren 
Belegschaften  im  10  jährigen  Durchschnitt,  die  dem  bereits 
zitierten  Bockhart 'sehen  Jahresberichte  entnommen  sind: 


Jahre 

Mittlere  Belegschaft 

1820-30 

200 

30-40 

367 

40-50 

583 

60-60 

663 

60-70 

792 

II.  K.-Kn.  an  anderen  ärarialischen  und  an 
privaten  Werken. 

Für  die  seit  ca.  1820  dem  bayrischen  Staate  gehörigen 
Gruben  Hahlkreuz,  Roth  und  Blochersberg,  die  nach  der  1825 
stattgefundenen  Regulierung  des  Grubenfeldes  den  Namen 
Odenbach-Roth  führten,  bestand  eine  gemeinschaftliche 
Bruderkasse.  Infolge  ihres  schwachen  Vermögensstandes  be- 
schränkte sich  dieselbe  auf  die  Verabreichung  ,, zeitlicher" 
Unterstützungen,  indem  an  erkrankte  oder  in  der  Grube  be- 
schädigte Bergleute  während  ihrer  Arbeitsunfähigkeit,  jedoch 
höchstens  auf  die  Dauer  von  3  Monaten,  der  halbe  Schicht- 
lohn bezahlt  wurde.  Außerdem  bestritt  die  Kasse  Kur-  und 
Begräbniskosten  und  gewährte  auch  Darlehen  an  hilfs- 
bedürftige Mitglieder.  Ihre  Einnahmen  setzten  sich  zusammen 
aus  wöchentlichen  Beiträgen  jedes  Arbeiters  im  Betrage  von 
I  xr,  dann  aus  Straf-  und  Ladgeldern.  Die  Rechnungsführung 
besorgte  ein  Steiger  unter  Zuziehung  der  von  der  Knapp- 
schaft gewählten  Büchsenältesten,  und  die  Rechnungsergeb- 
nisse wurden  jährlich  der  Knappschaft  mitgeteilt. 

Von  einer  1824  regierungsseitig  in  Erwägung  gezogenen 
Vereinigung  der  Kasse  mit  der  St.  Ingbert-Mittelbexbacher 
wurde  auf  Anraten  des  B.A.  hin  abgesehen,  da  ihr  Vermögen 
im  Vergleich  zu  dem  der  letztgenannten  zu  klein  war,  und  in 
Odenbach-Roth  geringere  Löhne  als  in  St.  Ingbert-Mittelbex- 
bach gezahlt  wurden.  Mit  Genehmigung  der  Regierung  erhielt 
die  Kasse  am  14.  März  1826  ein  Reglement,  welches  bis  auf 
die  Festsetzungen  der  Höhe  der  Leistungen  der  K.-K.,  der 
Einnahmen  an  Ladgeld  und  der  Remunerationen  für  die  Ver- 
waltung mit  dem  der  St.  Ingbert-Mittelbexbacher  von  1823 
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übereinstimmte,^*)  Nach  §  4  desselben  behielt  sie  vorerst  ihren 
seitherigen  Charakter  einer  Kranken-  und  Sterbekasse.  Erst 
seit  dem  i.  Oktober  1835  gestatteten  es  ihre  Mittel,  mit  der 
Auszahlung  der  Pensionen  und  Alimentationen  zu  beginnen. 
Dafür  wurde  folgendes  Regulativ  aufgestellt : 
„I.  Für  einen  Häuer  und  Lehrhäuer,  deren 
Witwe  oder  doppelte  Waisen  bis  zum  Ein- 
tritt des  15.  Jahres  per  Monat  .    .    .    .    3  fl. 
II.  Für  die  Witwe  eines  in  der  Grube  ge- 
töteten Bergmannes  ohne  Ausnahme,  oder 
für  doppelte  Waisen  per  Monat    .    .    .    3  fl.  30  xr. 

III.  Für  einen  dienstunfähig  gewordenen 
Steiger,  dessen  Witwe  oder  doppelten 
Waisen  bis  zum  15.  Jahr  per  Monat  .    4  fl. 

IV.  Für  einen  dienstunfähig  gewordenen  Ober- 
steiger, dessen  Witwe  oder  doppelten 
Waisen  per  Monat  5  fl." 

Die  Krankengelder  beliefen  sich  damals  auf  nachstehende 
Beträge : 


Nachdem  Ende  der  fünfziger  Jahre  die  Rhein-Nahebahn 
in  Betrieb  gesetzt  worden  war,  erfuhren  die  Gruben  Oden- 
bach-Roth sowohl  als  die  benachbarten  kleinen  Privatgruben 
infolge  der  Konkurrenz  der  besseren  und  billigeren  Saarkohle 
einen  bedeutenden  Rückgang  im  Kohlenabsatz  bezw.  in  der 
Förderung,  der  für  die  K.-K.  von  den  nachteüigsten  Folgen 
war.  Denn  während  das  Ärar  seinen  Beitrag  an  Ladgeld  12) 
früher  von  einem  jährlichen  Verkaufe  von  1 800  Fudern  Kohlen 
leistete,  hatte  es  von  1858/59  an  nur  für  1300  Fuder  Lad- 
geld zu  entrichten,  und  infolge  der  gleichzeitig  notwendig 
werdenden  Verminderung  der  Belegschaft  und  Reduktion 
des  Verdienstes  der  Arbeiter  gingen  auch  die  Einnahmen  aus 
den  Lohnsabzügen  zurück.  Dies  hatte  zur  Folge,  daß  die 
Kasse  seit  1861/62  jährUch  mit  einem  Defizit  abschloß,  zu 
dessen  Deckung  das  Ärar  jährlich  außerordentliche  Beiträge 
von  HO — 400  fl.  leisten  mußte,  um  eine  Inangriffnahme  des 

")  Die  Beiträge  der  Arbeiter  wurden  später  auf  21/2  xr,  1855  auf 
31/2  xr  pro  fl.  Verdienst  erhöht  und  1858  auf  3  xr  herabgesetzt. 

Der  Brutioverdienst  eines  Bergmannes  betrug  um  1860  27  xr  pro 
Tag,  und  es  kamen  pro  fl.  Verdienst  11  xr  Unkosten  für  Oel  und  Ge- 
zähe inkl.  3  xr  Beitrag  zur  K.-K.  in  Abzug.  (Bericht  der  Reg.  an  das 
Finanzministerium  vom  3.  Juli  1868.) 

12)  Nach  §  5  des  Reglements  betrug  das  Ladgeld  1  xr  pro  Zentner 
Kohlen. 

13)  1851  waren  die  Gruben  mit  81  Mann  belegt. 


für  Zimmerhäuer  . 
„  Häuer 
„  Lehrhäuer 
„  Jungen 


6  fl.  24  xr  monatlich, 


5  36  „ 
4  „  48  „ 
3  „  36  „ 
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Vermögens  der  Kasse  zu  verhindern,  da  den  Mitgliedern  keine 
höheren  Beiträge  zugemutet  werden  konnten. i*) 

Der  bereits  zitierte  Bericht  des  Bergamtes  Kaiserslautern 
an  die  Regierung  in  Speyer  vom  20.  April  1822  erwähnt 
neben  der  K.-K.  bei  den  ärarialischen  Gruben  S  e  i  t  e  r  s  und 
Reitzengraben,  die  eine  ähnliche  Einrichtung  wie  die 
K.-K.  Odenbach-Roth  zu  jener  Zeit  hatten,  und  sich  wie  diese 
bei  ihrer  schwachen  Belegschaft  auf  die  Verabreichung  von 
zeitlichen  Unterstützungen  beschränkten,  die  K.-K.  bei  den 
zu  dem  K. -Hüttenwerke  Schönau  gehörigen  Eisensteingruben 
von  Schlettenbach  etc.  Letztere  war  im  Jahre  1 8 18  unter 
der  Bedingung  errichtet  worden,  daß  jeder  Arbeiter  daran 
teilnehmen  müsse,  und  daß  die  Kasse  nur  bei  einem  gänz- 
lichen Stillstehen  des  Hüttenwerkes  und  der  Gruben  auf- 
gehoben werden  dürfe. 

Die  Einnahmen  der  Kasse  bestanden: 

1.  in  Lohnsabzügen  von  3  cts.  per  frc.  für  Steiger  und 
Arbeiter, 

2.  in  Aufnahmegeldern:  Die  Anfahrschicht  jedes  neu  ein- 
tretenden Arbeiters  wurde  zu  Gunsten  der  K.-K.  ver- 
rechnet. 

Aus  diesem  Fonds  sollten,  bis  derselbe  weitere  Unter- 
stützungen zuließe,  bestritten  werden: 

1.  Krankengeld,  von  i  frc.  pro  Tag,  wenn  die  Krankheit 
länger  als  8  Tage  dauerte.  (Während  der  ersten  8  Tage 
der  Krankheit  wurde  kein  Krankengeld  gewährt.) 

2.  Begräbniskosten  der  Bergarbeiter, 

3.  Zehrgeld  im  Betrag  von  i  frc.  für  reisende  Bergleute. 
In  Unglücksfällen  auf  den  Gruben  wurde  auf  Unterstützung 

aus  der  Werkskasse  gerechnet.  Die  Rechnungsführung  der 
Kasse  stand  dem  Steiger  und  2  Knappschaftsältesten  zu,  und 
es  wurde  vierteljährlich  der  Knappschaft  Abrechnung  darüber 
erstattet. 

Derselbe  Bericht  enthält  über  K.-Kn.  an  privaten  Werken 
die  Bemerkung:  „Auf  dem  Quecksilberbergwerke  Dreikönigs- 
zug und  bei  mehreren  anderen  privaten  Werken  bestehen 
ebenfalls  K.-Kn.,  welche  zum  Theil  nach  dem  durch  den  Unter- 
zeichneten, als  vormaliger  Berg-Director,  in  den  Jahren  1808 
und  1809  gegebenen  Instruktionen  errichtet  wurden." 

Am  I.  März  1838  berichtete  das  B.A.  Kaiserslautern  an 
die  Regierung  in  Speyer,  daß  es  sich  stets  habe  angelegen 
sein  lassen,  dafür  zu  sorgen,  daß  bei  den  Privatwerken  ordent- 
liche Knappschaftsvereine  gebildet  wurden.  Es  beständen  auch 
schon  seit  lange  auf  den  bedeutendsten  Gruben  sogenannte 

1*)  Die  Vereinigung  der  K.-K.  Odenbach-Roth  mit  der  St.  Ingbert- 
Mittelbexbacher  fand  1876  statt;  die  Bedingungen  wurden  in  der  Vor- 
stands- und  Knappschaftsältesten-Sitzung  am  23.  Juli  1876  festgelegt. 
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Bruderbüchsen  oder  K.-Kn.,  z.  B.  auf  den  Quecksilbergruben 
am  Landsberg,  Stahlberg,  Potsberg,  auf  den  Steinkohlengruben 
bei  Altenkirchen  etc.  Im  Bericht  heißt  es  dann:  „Am  Stahl- 
berg und  Landsberg  bestehen  diese  Vereine  schon  seit  un- 
denklichen Zeiten,  und  standen  stets  unter  der  speciellen  Auf- 
sicht des  Bergamtes  ganz  unabhängig  von  den  Gewerkschaften. 

Für  jeden  Verein  ist  ein  Rechner  mit  2 — 3  Knappschafts- 
oder Büchsen-Ältesten  nach  Verhältnis  der  Belegschaft  be- 
stellt, jedes  Jahr  wurde  und  wird  Rechnung  gestellt  und  an 
das  Bergamt  zur  Revision  eingeschickt. 

Bei  Schluß  des  Jahres  1836  bestand  das  K.-K.-Vermögen 
am  Stahlberg  in  775  fl.  57  kr.,  am  Landsberg  in  88  fl.  19V4  kr. 

Die  Einnahmen  bestehen : 

a)  in  Beiträgen,  welche  Obersteiger,  Steiger  und  Berg- 
leute zu  leisten  haben, 

b)  in  Zinsen  aus  ausgeliehenen  Kapitalien,  und 

c)  in  zufälligen  Einnahmen. 

Am  Landsberg  wurde  bisher  wöchentlich  i  kr.  verrechnet 
und  am  Stahlberg  i  kr.  vom  fl.  Lohn.  Diese  Einnahmen 
wurden  und  werden  verwendet : 

a)  zu  einer  kleinen  Remuneration  für  die  Rechnungs- 
führung ; 

b)  zur  Bestreitung  von  Medikamenten-  und  Kurkosten; 

c)  zur  Bestreitung  von  Begräbniskosten; 

d)  zu  kleinen  Unterstützungen  an  höchstbedürftige  invalide 
Bergleute,  und 

e)  zu  sonstigen  unvorhergesehenen  kleinen  Ausgaben." 
Ordentliche  Invaliden-,  Witwen-    und  Waisen-Pensionen 

konnten  nicht  gewährt  werden,  weil  die  Belegschaften  zu 
schwach  und  die  Einnahmen  der  Kasse  daher  zu  gering  waren. 

Einen  Einblick  in  die  Kassenverhältnisse  gewährt  folgende 
in  den  Akten  vorgefundene  „RechnungüberdieBruder- 
b  ü  c  h  s  e  n  g  e  1  d  e  r  der  Stahlberger  combinierten 
Werksknappschaft  vom  i.,  2.  und  3.  Quartal  des 
Jahres  1820: 


Einnahmen  Ausgaben 

Recapitulatio  summarum  Recapitul atio  summarum 


fl.  kr. 

4 

fl. 

kr. 

4 

Zu  Recess   .      .      .     -  — 

Zu  Recess  . 

17 

1 

2 

Extantien  (noch  z.  bez. 

Besoldung  . 

4 

30 

Zinsen)  .      .      .    24  27 

Angelegte  Kapit. 

Interessen  von  Kapital.    18  36 

Medikamente  u.  Kurk. 

8 

42 

Wöch.    Büchsengelder   28  17 

Begräbniskosten  . 

5 

Insgemeine  .      .       .    —  -- 

An  reisende   u.  arme 

Einnahmen  Sa.    .       .    71  20 

Bergleute 

20 

Ausgaben  Sa.      .      .    74  21 

2 

Diäten  und  Begräbnis- 

Behält  Rechner  zu  gut     8  1 

2 

Zehrung 
Extantien 

38 

24 

Ausständige  Kapitalien  333  fl. 

Insgemeine  . 

24 

Sa. 

74 

21 

2 

Besitzer  dieser  Gruben 

war 

eine  englische  Gesellschaft. 
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In  den  schon  erwähnten  Bockhart 'sehen  Jahresberichten 
werden  noch  einige  andere  Gruben  genannt,  für  deren  Arbeiter 
K.-Kn.  bestanden.  Es  heißt  dort: 

„Vor  dem  Jahre  1869  wurden  die  kranken  Bergleute  der 
Grube  (Steinkohle)  S  t  e  i  n  b  a  c  h  aus  den  freiwilligen  Beiträgen 
unterstützt,  welche  die  Arbeiter  unter  sich  gesammelt  haben, 
während  für  die  Gruben  Bernhard,  Joseph  und  Stein- 
brück eine  vom  Werksbesitzer  verwaltete  Unterstützungs- 
kasse, seit  6.  Februar  1871  der  Steinbrücker  Kn.V.,  bestanden 

hat  Die  Arbeiter  der  Grube  Hollerbach  und  Pfarrwiese 

gehören  zu  dem  Reifelba  cherKnappschafts  verein, 
welcher  schon  vor  dem  Jahre  1869  bestanden  und  nach  dem 
Eintritt  des  Berggesetzes  vom  20.  März  1869  seine  Satzung  in 
Übereinstimmung  mit  diesem  Gesetze  gebracht  hat.** 


F.  Die  Bruderladen  der  Salinenarbeiter, 
die  staatliche  Salinenarbeiterfürsorge 

und  die  Bruder-  und  Almosen-Kassen 
der  Salinenarbeiter.') 

I.  Die  Bruderladen. 

An  den  altbayerischen  Salinen  Reichenhall  und  Traun- 
stein existierten  seit  frühester  Zeit  korporative  Vereinigungen 
der  Salinenarbeiter,  Bruderschaften  oder  Bruderladen  genannt, 
die  einen  doppelten  Zweck  hatten.  Einerseits  bildeten  sie  den 
Innungen  ähnliche  Vereinigungen,  in  welchen  sich  das  Per- 
sonal nach  den  Hauptbetriebszweigen  zusammenschloß^  ande- 
rerseits hatten  sie  die  Natur  von  geistlichen  Bruderschaften, 
die  Hebung  des  religiösen  Sinnes  der  Mitgheder  durch  Ab- 
haltung von  Gottesdiensten,  Begleitung  bei  Leichenbegäng- 
nissen und  Beteiligung  bei  den  kirchlichen  Prozessionen  be- 
zweckten. Aus  letzterem  Grunde  konnten  sich  auch  Personen 
aufnehmen  lassen,  die  nicht  dem  Salinenpersonal  angehörten. 
In  ihrer  ersten  Eigenschaft  als  Berufsvereine  verabreichten 
sie  auch  momentane  Unterstützungen  in  Not  und  Hilflosig- 
keit der  Mitglieder,  sowie  kleine  Kapitalsvorschüsse.  Die  Mittel 
dazu  wurden  der  ,, Bruderlade"  entnommen,  deren  Einnahmen 
aus  Beiträgen  der  Arbeiter  und  mildtätigen  Schenkungen  be- 
standen. 

In  Reichenhall  waren  es  3 : 

die  vereinigte  Kufer-  und  Stasser-Lade, 
die  Holzscheiber-Lade  und 
die  Pfannhaus-Lade. 
Ihr  Fortbestand  als  Gewerbsvereine  oder  Innungen  erschien 
nicht  mehr  zeitgemäß,  nachdem  durch  das  neue  Gewerbe- 
gesetz alle  bei  anderen  Gewerben  bestandenen  Zünfte  auf- 
gehoben worden  waren.  Als  geistliche  Bruderschaften  hingegen 
durften  sie  ungehindert  weiter  bestehen,  es  hatte  nur  insofern 
eine  Änderung  einzutreten,  als  die  Oberaufsicht,  die  bisher  der 

G.  B.  u.  S.A.  oblag,  an  das  kgl.  Bezirksamt  und  die  kgl.  Re- 
gierung übergehen  mußte. 

Am  2.  Juli  1868  wurde  eine  Versammlung  der  Mitglieder 
der  Laden  in  Reichenhall  einberufen,  worin  dies  erörtert  und 

1)  Die  4  südlichen  Salinen  Bayerns:  Berchtesgaden,  Reichenhall, 
Traunstein  und  'Rosenheim  unterscheiden  sich  in  der  Art  von  einander, 
daß  Berchtesgaden  Salzbergbau  und  Sudanlagen,  Reichenhall  Gradier-  und 
Sudanstalten,  die  letzteren,  Traunstein  und  Rosenheim,  welche  die  sud- 
würdige Sole  durch  eine  großartige  Leitung  zugeführt  erhalten,  bloß  Sud- 
anlagen besitzen.  Aus  Dr.  Gümbels  Artikel:  „Bergwerks-,  Hütten-  und 
Salinen-Betrieb  in  Oberbayern'',  in  „Bavaria,  Landes-  und  Volkskunde 
für  das  Königreich  Bayern",  3  Bde.  in  6  .4bt.,  München  1860—65,  (1  1). 
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die  Zweckmäßigkeit  der  Vereinigung  der  3  Laden  als  geist- 
liche Korporationen  zu  einer  einzigen  „Salzbruderschaft" 
empfohlen  wurde.  Dies,  sowie  der  Antrag,  das  zur  Dotation 
der  Salzbruderschaft  nicht  nötige  Vermögen  sowie  die  Ein- 
nahmen der  3  Laden  von  ca.  280  fl.,  der  Bruder-  und  Almosen- 
kasse zu  überweisen,  wurde  von  der  Versammlung  an- 
genommen. Von  dem  Vermögen,  welches  sich  folgendermaßen 
zusammensetzte : 

1.  Hypothekenkapitalien   .       .       .       .    12  175  fl. 

2.  Wertpapiere.        .        .        .       .       •      3650  „ 

3.  0,95  Tagbau  Grundstücke, 

verblieben  der  Salzbruderschaft  ad  i  .      9950  „ 
ad  2  und  ad  3    .       .       .       .       .  nichts. 

Diese  Maßnahmen  wurden  am  7.  Oktober  1868  von  der 
G.B.  u.  S.A.  genehmigt. 

Durch  Vertrag  vom  25.  Januar  1872  wurde  die  Salz- 
bruderschaft mit  dem!  auf  Grund  des  B.G.  von  1869  ge- 
gründeten Knappschaftsverein  Reichenhall  vereinigt  unter 
folgenden  Bedingungen  :„....  Die  Salzbruderschaft  Reichen- 
hall tritt  ihr  Vermögen  1 1  702  fl.  50  kr.  an  den  Knappschafts- 
verein der  Saline  Reichenhall  eigentümlich  ab.  Dieses  Ver- 
mögen ist  gesondert  von  dem  übrigen  Knappschaftsvermögen, 
jedoch  nach  Maßgabe  der  für  das  letztere  geltenden  berg- 
gesetzlichen Vorschriften  zu  verwalten.  Der  Knappschafts- 
verein übernimmt  dafür  die  seitherigen  Leistungen  der  Salz- 
bruderschaft." 

An  der  im  Jahre  1809  an  Bayern  gefallenen,  früher  salz- 
burgischen Saline  Berchtesgaden  (ursprünglich  Berch- 
toldsgaden),  hatten  die  verschiedenen  Abteilungen  der  Salz- 
arbeiter, nach  Bericht  der  Salinen-Oberinspektion  vom  20.  Juli 
181 5  an  das  Finanzministerium,  ebenfalls  ihre  Bruderladen,  die 
lediglich  kirchlichen  Zwecken  dienten.  Es  waren  folgende  5  : 

Vermögen  im 
Jahre  1 8 1 5  : 

I.  Die  Küster-  und  Kleitzer-Bruderlade  im  Schellen- 


berg   

2.  Die  Pfannhausarbeiter-Lade  dort  . 

3.  „    Salzbergknappenb  ruderlade  . 

4.  ,,    Bruderlade  der  Pfannhausarbeiter  zu  Frauen 
reith  ........ 

5.  Die  Holzmeister  Bruderlade         .       .  . 

Summa 


2250  fl. 
600  „ 
2600 

1720  „ 
100  „ 


7270  fl. 


Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Salzbergknappen- 
bruderlade  setzten  sich  nach  dem  Bericht  folgendermaßen 
zusammen : 
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Einnahmen: 

„I.  An  fertigem  Rechnungsreste, 

2.  An  Zinsen  von  aufUegenden  KapitaHen.-) 

3.  An  anheimbezahlten  KapitaHen. 

4.  An  Brudergelde,  nämUch  an  dem  bisher  übUchen  Bei- 
trage der  Knappen  von  jährhch  24  kr.  pro  Kopf. 

5.  An  Einschreibgelder  von  Knappen  -  Holzhandwerker. 
Wenn  nämlich  ein  Knappe  zugleich  Holzhandwerker 
war  und  Meister  wurde,  so  erlegte  er  zur  Bruderlade 
ein  Einschreibegeld  von  36  kr. 

6.  An  Anstandgelde  der  Knappen ;  nämlich,  wenn  ein 
Arbeiter  als  wirklicher  Knappe  aufgenommen  wurde, 
hatte  er  zur  Bruderlade  in  älteren  Zeiten  5  fl.  30  kr., 
in  neueren  aber  36  kr.  bezahlt. 

7.  An  Wahlfahrtgelde.  Die  hiesige  Knappschaft  hat  hier 
altherkömmlich  einige  Bergfeyertage,  woselbe  in  be- 
nachbarte Kirchen  wahlfahrten ;  für  solche  Wahlfahrten 
wurden  denselben  aus  der  Kasse  der  Schichtlohn  mit 
IG  kr.  per  Kopf  bezahlt  und  der  Betrag  zur  Bruderlade 
verrechnet. 

8.  An  Strafgelder  bei  Vergehungen  der  Knappen,  für 
welche  selbe  mit  Geld  bestraft  wurden,  welches  sodann 
der  Bruderlade  zu  Guten  kam. 

9.  An  sonderbare  Einnahmen. 

Ausgaben: 

1.  Auf  ausgeliehene  Kapitalien. 

2.  Auf  gehaltenen  Gottesdienste  und  Processionen :  hier- 
unter sind  die  Messen  und  Aemter  begriffen,  welche 
die  Knappschaft  an  ihren  Feyer-  und  Wahlfahrtstagen 
haben,  dann  die  Processionen  an  den  Frohnleichnams- 
und  gewöhnlichen  Bittagen. 

3.  Auf  gehaltene  Seelenmessen  verstorbener  Knappen 
oder  auch  Salinenbeamten. 

4.  Auf  erkauftes  Wachs  für  Gottesdienste  und  bei  Pro- 
cessionen. 

5.  Auf  sonderbare  Abgaben,  worunter  vorzüglich  der  jähr- 
liche Beitrag  für  die  Musik  beim  Aufzuge  am  Jahr- 
tage, und  die  Unterhaltung  der  Musikinstrumente  ver- 
rechnet werden." 

Bei  den  4  anderen  Bruderladen  betrug  der  jährliche  Bei- 
trag 12  kr.  per  Kopf,  im  übrigen  waren  sie  ähnlich  einge- 
richtet.  Jede  Bruderlade  hatte  ihre  sog.  Brudermeister  oder 


2)  „Die  Kapitalien  sind  durchgehend  zu  4 0/0  angelegt,  nur  jene  Vor- 
schüsse an  die  salzburgische  General-Landesadministration  erhalten  5 0/0." 
S.  Bericht. 
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Bruderknechte,  welche  die  Verrechnung  und  Verwaltung  des 
Vermögens  besorgten.  Ebenso  wie  in  Reichenhall  wurde  das 
Vermögen  der  5  Bruderladen,  bei  der  Ende  1871  vorgenomme- 
nen Vereinigung  derselben  mit  dem  Knappschaftsverein  der 
Saline  Berchtesgaden,  dem  letzteren  überwiesen. 

Diese  Institute  unterschieden  sich  also  ihrer  Zweck- 
bestimmung nach  wesentlich  von  den  bergmännischen  Bruder- 
oder K.-Kn.,  die  in  erster  Linie  Unterstützungskassen  für  die 
Berg-  und  Hüttenarbeiter  und  deren  Relikten  waren,  wie  in 
den  vorhergehenden  Kapiteln  dargelegt  wurde. 


II.  Die  staatliche  Salinenarbeiterfürsorge. 

I.    Die  Leistungen  der  Salinenkassen. 

Während  an  den  staatlichen  Berg-  und  Hüttenwerken  Alt- 
bayerns, wie  in  allen  anderen  deutschen  bergbautreibenden 
Ländern,  in  «früheren  Jahrhunderten  die  Unterstützung  der 
Invaliden,  Witwen,  Waisen  und  Kranken  (mit  Ausnahme  der 
Beschädigten)  lediglich  aus  den  Mittehi  der  Bruder-  oder 
Knappschaftskassen  bestritten  wurde,  und  der  Staat  als  Werks- 
besitzer sich  erst  später,  infolge  der  durch  den  Niedergang] 
des  Bergbaues  herbeigeführten  schwachen  finanziellen  Lage 
dieser  Kassen  genötigt  sah,  einen  Teil  der  Pensionslasten  zu 
übernehmen,  wurde  das  arbeitsunfähige  Salinenpersonal  von 
jeher  aus  den  Mitteln  des  Werksbesitzers,  des  Staates,  alimen- 
tiert. Berichten  der  Hauptsalzämter  an  die  G.B.  u.  S.A.  aus 
dem  Jahre  1837  ist  darüber  folgendes  zu  entnehmen: 

K.  Hauptsalzamt  Traunstein,  10.  Nov.  1837. 
„Es  bestand,  soweit  die  hiesigen  Akten  reichen,  seit  dem 
Jahre  1654,  sohin  nahe  an  200  Jahre,  das  Herkommen,  daß 
den  beym  Dienste  der  Saline  verunglückten  oder  durch 
Körperschwäche  zu  dienen  unfähig  gewordenen  Salzleuten 
Pensionen  auf  Lebensdauer,  ihren  Wittwen  aber  so  auch  den 
unmündigen  Waisen  Alimentationsbeiträge,  theils  temporär  von 
Zeit  zu  Zeit  erneuernd,  theils  lebenslänglich  aus  der  Salinen- 
kasse bezahlt  wurden,  und  zwar  jedesmal  auf  besonderen  gut- 
achtlichen Bericht  durch  eigens  ausgesprochene  höchste  Ge- 
nehmigung Aus  den  frühesten  hier  vorliegenden  De- 

creturen,  die  hier  vorliegen,  ergiebt  sich,  daß  Pensionisten^ 
selten  über  i  fl,,  Wittwen  und  ältere  Waisen  24 — 36  xr  und 
48  xr  ünd  jüngere  Waisen  12—15  xr  pro  Woche  Alimentations- 
beyträge  erhielten,  in  späterer  Zeit,  namentlich  in  den  90  er 
Jahren,  steigen  die  Geldbeiträge  ein  wenig:  bey  den  Pen- 
sionisten von  I  fl.  bis  I  fl.  30  xr,  bey  den  Wittwen  und  Waisea 
von  30  xr  bis  i  fl.,  auch  erhielten  dieselben,  besonders  Meister-, 
Aufsehers-  und  Vorarbeiters-Wittwen,  decretmäßig  Getreide 
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um  den  Holzmeisterpreis,  Holz  und  Salz  und  letztes  in  nicht 
unbeträchtlicher  Quantität,  z.  B.  2 — 4  Klafter  Holz,  60 — 80  Pfd. 

Salz  für  die  Person  Es  findet  sich  ein  aus  älterer  Zeit 

bestehendes  Regulativ  nicht  vor,  und  es  scheint  die  Größe 
der  Pensionen  nebst  dem  Herkommen  mehrenteils  von  den 
Zeitverhältnissen  abhängig  gewesen  zu  sein." 

Nach  Bericht  der  G.B.  u.  S.A.  an  das  Staatsministerium 
der  Finanzen  vom  19.  Mai  1838  lassen  sich  die  Nachweisungen 
für  die  mehrere  Jahrhunderte  ältere  Saline  Reichenhall 
in  noch  ältere  Zeiten  zurückführen. 

Das  K.  Hauptsalzamt  Berchtesgaden  äußerte  sich 
am  18.  November  1837: 

„Pensionen  und  Gnadengelder  für  ständige  Arbeiter  und 
ihre  Relicten,  sowie  auch  für  unständige,  wenn  sie  eine  lange 
Reihe  von  Jahren  gedient  hatten,  wurden  nach  Ausweis  der 
Rechnungen  und  nach  der  Volkssage  zu  allen  Zeiten  verab- 
reicht. Urkunden,  daß  sie  verabreicht  werden  sollen  und 
müssen,  welche  aus  den  älteren  Zeiten  herstammen,  konnten 
beym  defekten  Zustande  des  hiesigen  Archivs  nicht  aufge- 
funden werden  Im  Bericht  des  kurfürstl.  Hauptsalzamtes 

vom  IG.  März  1796  (während  der  Pachtzeitperiode)  heißt  es 
wörtlich :  „bisher  war  gewöhnlich  dergleichen  Wittwen  monat- 
lich 2  fl.  Pension  zu  reichen,  ich  glaube  unmaßgeblich,  es 
dürfte  bey  diesem  Herkommen  belassen  werden,"  und  in  der 
darauf  erfolgten  höchsten  kurpfalzbayrischen  Hofkammer-Ent- 
schließung vom  18.  März  1796  wurden  der  Wittwe  eines 
Knappen  die  beauftragten  2  fl.  monatlich  auch  bewilligt.  Nach 
Inhalt  einer  kurfürstlichen  General  -  Landes  -  Directions  -  Ent- 
schließung vom  14.  Mai  1802  soll  auf  Erhöhung  der  Pension 
eines  ausgedienten  Pfannhausers  nicht  getrachtet  werden, 
sondern  es  sollen  die  aus  besonderen  Ursachen  bewilligten  7  fl. 
(monatlich)  zum  Maßstab  verbleiben." 

2.  Die  A  1  m  o  s  e  n  k  a  s  s  e  n 
in   Traunstein   und   Reichenhall   und   die  Ver- 
teilung    der     U  n  t  e  r  s  t  ü  t  z  u  n  g  s  1  a  s  t  e  n  zwischen 
ihnen  und  den  Werkskassen. 

In  Reichenhall  und  Traunstein  wurde  ein  Teil  der  Unter- 
stützungen nicht  unmittelbar  aus  der  Salzamtskasse,  sondern 
mittels  der  durch  jährliche  Dotation  aus  der  Amtskasse  be- 
stehenden Almosenkasse  verabreicht.  So  waren  arme  Ver- 
.  wandte  der  Salzarbeiter,  die  durch  den  Tod  ihrer  Unterstützer 
in  bedrängte  Lage  gerieten,  die  Waisen  der  Arbeiter,  welche 
zwar  das  18.  Jahr  überschritten  hatten,  aber  wegen  irgend 
welcher  Gebrechen  außerstande  waren,  ihre  Nahrung  zu  er- 
werben, und  jene  Pensionisten,  deren  Pensionen  besonderer 
Verhältnisse  halber  zum  Lebensunterhalte  nicht  hinreichten, 
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auf  Almosen  aus  ihr  angewiesen.  Außerdem  spendete  diese 
Kasse  auch  Almosen  an  arme  Ortsangehörige,  die  nicht  dem 
Salinenpersonal  angehörten,  um  dadurch  die  eigentlich  zu 
deren  Verpflegung  verpflichteten  Gemeinden  zu  entlasten. 
Letzterer  Brauch  rührte  von  den  ehemaligen  Besitzern  der 
Salzpfannen,  den  Sudherrn,  her  und  bestand  auch  auf  der 
anfangs  des  19.  Jahrhunderts  erworbenen  Saline  Orb  in  aus- 
gedehntem Maße,  wo  um  diese  Zeit  jährlich  ca.  1200  fL 
der  lokalen  Armenkommission  überwiesen  wurden.  Ums  Jahr 
1800  wurden  in  Reichenhall  ca.  1700  fl.  und  in  Traunstein 
ca.  iioo  fl.  für  die  Almosenkasse  verrechnet. 

Unmittelbar  aus  der  Salinenkasse  wurden  nach  einem 
Berichte  aus  dem  Jahre  1801  folgende  Leistungen  gewährt: 

1.  Pensionen  an  durch  Alter  oder  Gebrechlichkeit  arbeits- 
unfähig gewordene  ständige  3)  Arbeiter,  sowie  deren 
Witwen  und  Waisen,  letzteren  gewöhnlich  bis  zum 
18.  Jahre. 

2.  Bestreitung  der  Kur-  und  Medikamentenkosten  für  die 
in  der  Amtsarbeit  erkrankten  oder  beschädigten  Ar- 
beiter. 

3.  Unterstützung  bei  lang  dauernden  und  kostspieligen 
anderen  Krankheitsfällen  von  Arbeitern  und  deren  An- 
gehörigen. 

4.  Bestreitung  der  Hebammenkosten  für  die  Weiber  der 
Arbeiter. 

5.  Unterstützungen  als  Nahrungsbeitrag  bei  sehr  zahl- 
reichen Familien. 

6.  Beiträge  zu  den  Kosten  der  Erlernung  von  Gewerben 
der  Kinder  des  Salinenpersonals  und  zu  den  Freisage- 
kosten nach  beendeter  Lehrzeit. 

7.  Unterstützungen  an  solche  Personen,  die  eigentlich  auf 
die  Almosenkasse  angewiesen  waren,  aber  bei  unzuläng- 
lichen Mitteln  derselben  nichts  erhalten  konnten. 


III.  Bruder-  und  Almosenkassen. 

I.  Errichtung,  Wesen  und  Zweck  derselben. 
Da  einerseits  kein  Regulativ  für  die  Höhe  der  Leistungen 
aus  den  Werks-  und  Almosenkassen  existierte,  und  den  Be- 
amten somit  völlige  Willkür  bei  deren  Festsetzung  und  Ge- 
währung zustand,  andererseits  aber  die  Unterstützungsberech- 
tigten kein  Interesse  daran  hatten,  mäßigen  Gebrauch  von 
der  Unterstützungsmöglichkeit  zu  machen,  weil  sie  nicht  an 

3)  Der  Arbeiter  trat  erst  in  die  Ständigkeit  ein,  mit  welcher  die 
Zusicherung  der  Alimentierung  verbunden  war,  wenn  er  nach  lang- 
jähriger Dienstzeit  nicht  allein  Geschicklichkeit  und  Fleiß,  sondern  auch 
Treue  und  Anhänglichkeit  bewährt  hatte.  Bericht  der  G.B.  u.  S.A.  an 
das  Staatsministerium  der  Finanzen  vom  19.  Mai  1838. 
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der  Aufbringung  der  Mittel  dazu  beteiligt  waren,  wurde  schon 
im  Jahre  1800  seitens  der  G.S.A.  der  Vorschlag  gemacht,  bei 
den  kgl.  Hauptsalzämtern  Reichenhall  und  Traunstein,  wie 
bei  den  bayrischen  Bergämtern,  Bruderkassen  zu  errichten, 
wozu  das  gesamte  Personal  2  Pfennig  pro  Gulden  Verdienst 
und  das  Ärar  eine  jährliche  Aversalsumme  beitragen  sollten. 
In  dem  betreffenden  Bericht  heißt  es:  „Die  Vortheile  solcher 
Bruderkassen  sind  einleuchtend.  Das  Personal  wird  selbst  in 
das  Interesse  einer  sparsamen  und  zweckmäßigen  Verwendung 
der  ausgezeigten  Fonds  gezogen ;  der  Beytrag  der  Salinenkasse 
wird  fixiert  und  die  Bruderkassen  werden  wohlthätige  Institute, 
welche  vielleicht  bald  so  glücklich  seyn  werden,  Schenkungen 
und  Legate  zu  erhalten,  welche  bisher  den  nutzlosen  Bruder- 
schaften, Laden  und  dergl.  Corporationen  zugewendet  wurden." 

Daraufhin  wurde  durch  Reskript  des  Kurfürsten  Karl 
Theodor  vom  7.  Dezember  1801  die  Errichtung  von  Bruder- 
kassen an  den  Salinen  Reichenhall  und  Traunstein  und  ihre 
Vereinigung  mit  den  bestehenden  Almosenkassen  zu  den  sog. 
„Bruder-  und  Almosenkassen"  angeordnet.  Die  Gründung  einer 
Bruder-  und  Almosenkasse  für  die  jüngste  der  bayrischen 
Sahnen,  Rosenheim,  fällt  ungefähr  in  das  Jahr  18 10,  genau 
konnte  der  Zeitpunkt  nicht  ermittelt  werden.  Für  Berchtes- 
gaden wurde  sie  durch  Verfügung  der  G.S.A.  an  die  kgl. 
Salinen-Oberinspektion  vom  29.  Juli  181 5  auf  den  i.Okt.  181 5, 
den  Anfang  des  Etatsjahres  181 5/16,  festgesetzt.  Die  gleich- 
zeitig angeordnete  Vereinigung  der  5  bestehenden  Bruderladen 
mit»dieser  Bruder-  und  Almosenkasse  wurde  am  27.  Dezember 
wieder  rückgängig  gemacht^  jedenfalls,  da  man  Kollisionen 
rnit  der  Kirche,  deren  Zwecken  die  Bruderladen  bekanntlich 
vornehmlich  dient en^  vermeiden  wollte. 

Die  Bruder-  und  Almosenkassen  unterschieden  sich  da- 
durch von  den  bergmännischen  Bruder-  oder  K.-Kn.,  daß 
ihnen  nicht  die  Leistung  von  Pensionen  an  ständige  Arbeiter 
und  deren  Relikten  oblag.  Denn  in  dem  Reskripte  von  1801 
wurde  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  Pensionen,  „welche  als 
eine  Pflicht  des  höchsten  Ärars  für  treugeleistete  Dienste  an- 
zusehen sind",  wie  seither  aus  den  Salzamtskassen  bezahlt 
werden,  „sich  jedoch  der  Regel  nach  nur  auf  jene,  welche 
Alters-  oder  Gebrechlichkeitshalber  keine  Dienste  mehr  leisten 
können,  dann  auf  die  Wittwen  und  endlich  auf  die  Kinder, 
bis  selbe  ein  Alter  erreicht  haben,  wo  sie  selbst  wieder  zum 
Dienen  fähig,  sind,  und  wozu  gewöhnlich  das  18.  Jahr  an- 
genommen wird,  erstrecken"  sollten. 

Die  Bruder-  und  Almosenkassen  waren  dazu  bestimmt, 
alle  übrigen,  seither  den  Salzamts-  und  Almosenkassen; 
zustehenden,  unter  II  2  bezeichneten  Leistungen  zu  über- 
nehmen. 
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2.   Die  Aufbringung  der  Mittel. 

Außer  dem  Aversalbetrag  der  früheren  Almosenkassen 
wurden  den  Bruder-  und  Almosenkassen  Dotationen  aus  der 
Werkskasse  angewiesen.  Die  letzteren  beliefen  sich  1818  auf 
folgende  Beträge :  Reichenhall  900  fl.,  Traunstein  300  fl., 
Rosenheim  und  Berchtesgaden  je  800  fl. 

In  einem  Bericht  der  G.S.A.  vom  20.  Februar  18 19  an 
das  Staatsministerium  der  Finanzen  findet  sich  nachstehende 
Mitteilung  über  die  Leistungen  des  Salinenärars  zu  den  Bruder- 
und  Almosenkassen :  ,,Mit  dem  Almosen-  und  einigen  andren 
überlassenen  Aerarialreichungen  beziehen  dermalen  die  be- 
stehenden Bruder-  und  Almosen-Kassen  auf  den  Salinen  einzig 
aus  diesem  Aerar  jährlich: 

zu  Reichenhall  2590  fl.  30  kr. 

„  Traunstein  141 5  „  — 

„  Rosenheim  .....      800  „  — 

„  Berchtesgaden     .       ,       .       .      800  „  — 

„  Kissingen*)  .       .       .       .       .       —  — 

„  Orb^)  (ausschlüssig  der  1224  fl. 

Almosen  an  die  Stadtgerneinde) .       52  „  — 

„  Dürkheim  (wo  noch  keine  Bruder- 

u.  Almosenkasse  organisiert  ist)       —  — 

Zusammen:    5657  fl.  30  kr. 
Mit  Zurechnung  des  Almosenaversale  in  Orb  unterstützt  daher 
das  Salinenärar  sämtliche  Bruder-  und  Almosenkassen  mit 
jährlich  6881  fl.  30  kr." 

Eine  weitere  Einnahmequelle  bildeten  die  von  Arbeitern 
und  Aufsehern  zu  leistenden  Beiträge  von  i  kr.  pro  Gulden 
Verdienst. 

Am  4.  Dezember  1805  erstattete  das  damalige  Landes- 
kommissariat einen  Bericht  an  das  kgl.  Staatsministerium  der 
Finanzen,  worin  es  darstellte,  daß  der  finanzielle  Zustand  der 
Bruder-  und  Almosenkassen  ein  sehr  mißlicher  sei,  und  daß 
diesem  Übelstande  größtenteils  abgeholfen  werden  könnte, 
wenn  genehmigt  würde,  von  denjenigen  Individuen,  welchen 
von  den  Salinen  durch  Lieferung  der  Materialien  oder  auf 
sonstige  Art  ein  Verdienst  zukomme,  einen  Beitrag  von  je 
2  Pfg.  pro  Gulden  zur  Bruder-  und  Almosenkasse  zu  erheben. 
Durch  Allerh.  eigenhändig  unterzeichnetes  Reskript  vom 
IG.  Januar  1806  wurde  die  erbetene  Genehmigung  erteilt. 

Am  1.  Januar  1868  wurde  der  Salinenhetrieb  größtenteils  ein- 
gestellt (Verkauf  der  „oberen  Saline^')  und  die  „untere  Saline"  nur  noch 
zu  Badezwecken  weiter  betrieben. 

5)  Das  Landgericht  Orb  trat  Bayern  im  Friedensvertrage  vom 
22.  Aug.  1866  neben  einigen  anderen  kleinen  Gebietsteilien  an  Preußen 
ab,  um  die  „zur  Wahrung  strategischer  und  Verkehrs-Interessen"  er- 
forderlich befundene  Grenzregulierung  zu  bewirken. 
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Auch  bei  den  später  gegründeten  Kassen  in  Rosenheim 
und  Berchtesgaden  wurde  diese  Einnahme  eingeführt,  jedoch 
in  Berchtesgaden  derart,  daß  181.5  die  MateriaUieferanten  und 
erst  1841  auch  die  Handwerker  zu  Leistungen  in  die  K.-K. 
herangezogen  wurden,  wenn  ihre  Einnahmen  1 5  fl.  und  mehr 
betrugen. 

Auf  Antrag  des  Bruder-  und  Almosenkassen- Verwahungs- 
ausschusses  Berchtesgaden  wurde  am  5.  Juni  1841  von  der 
G.B.  u.  S.A.  genehmigt,  daß  die  amthch  verfügten  Lohns-, 
Straf-Abzüge  der  unständigen  SaUnenarbeiter  für  Rechnung 
der  Bruder-  und  Almosenkasse  erhoben  werden  durften.  Auch 
bei  der  Saline  Traunstein  flössen  die  Strafgelder  in  die  Bruder- 
und  Almosenkasse,  was  einem  Berichte  des  Hauptsalzamtes 
Traunstein  an  die  G.B.  u.  S.A.  vom  10.  Oktober  1839  zu 
entnehmen  ist.  Jedenfalls  wurden  auch  an  den  beiden  anderen 
Salinen  die  Arbeiterstrafgelder  zu  Gunsten  der  Bruder-  und 
Almosenkasse  verrechnet. 

Schließlich  ist  noch  die  Einnahme  aus  den  Zinsen  des 
Vermögens  der  Bruder-  und  Almosenkasse  zu  nennen.  Über 
die  Größe  des  Vermögens  finden  sich  in  einen  Bericht  der 
G.S.A.  vom  20.  Februar  1819  an  das  Finanzministerium  fol- 
gende Angaben: 

Reichenhall  .  .  .  5000  fl. 
Rosenheim  .  .  .  5000  „ 
Berchtesgaden  .  .  2000  „ 
Traunstein  1700  „ 

Summa:    13700  fl. 

3.  Leistungen. 

Obgleich  die  Kassen  von  der  Pensionslast  für  die  stän- 
digen Arbeiter  und  deren  Relikten  befreit  waren,  zerfielen  die 
Leistungen  der  Reichenhaller,  Traunsteiner  und  Rosenheimer 
Bruder-  und  Almosenkassen  in  „dauernde"  und  „zeitliche**. 

Die  ersten  setzten  sich  zusammen  aus : 

1.  Beiträgen  an  Personen,  die 

a)  keine  genügende  Ärarialpension  genossen, 

b)  keinen  Anspruch  auf  Salinen-Pension  hatten. 

2.  Beiträgen  (zu  Lebensunterhalt,  Hauszins)  an  solche  Ar- 
beiter, deren  Frauen  infolge  sehr  zahlreicher  Familie 
verdienstunfähig  waren. 

Die  zeitlichen  Leistungen  bestanden: 
I.  In  der  Bestreitung  der  Kurkosten, 

a)  der  erkrankten  und  in  der  Arbeit  beschädigten 
Arbeiter ; 

b)  der  erkrankten  Weiber  (einschließlich  Hebammen- 
kosten) und  Kinder  (bis  zur  Großjährigkeit)  der 
Arbeiter. 

6 
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2.  in  der  Bestreitung  der  Beerdigungskosten^ 

3.  in  der  Bestreitung  des  Lehrgeldes  und  der  Freisage- 


4.  in  der  Bestreitung  von  Unterstützungsbeiträgen  in  be- 
sonderen Unglücks-  und  Armutsfällen. 
Die  Traunsteiner  Bruder-  und  Almosenkasse  hatte  außer- 
dem noch  die  Hälfte  der  Krankenschichten  zu  tragen,  während 
die  Salinenkassen  bei  den  beiden  anderen  und  der  Berchtes- 
gadener Bruder-  und  Almosenkasse  diese  in  allen  Krankheits- 
fällen der  Arbeiter  allein  bezahlten.^) 

Die  Bruder-  und  Almosenkasse  Berchtesgaden  be- 
schränkte sich  auf  die  Bestreitung  der  Kurkosten  ständiger 
Arbeiter  und  deren  Familienangehörigen,  der  Freisagekosten 
der  Söhne  der  Salinenarbeiter  und  auf  die  Verabreichung  von 
Unterstützungsbeiträgen  in  besonderen  Notfällen. 

Die  älteren  Bestimmungen  über  die  Wohltaten  der  Bruder- 
und  Almosenkasse  sprachen  sich  dahin  aus,  daß  ;nur  der 
ständige  Arbeiter  für  sich,  sein  Weib  lind  minderjährige  Kinder 
derselben  teilhaftig  werden  konnte.  Später  waren  auch  die 
unständigen  Arbeiter,  welche  ununterbrochen  im  Dienste 
standen  und  dem  Personal-Status  einverleibt  waren,  bestrebt, 
den  Genuß  der  freien  ärztlichen  Behandlung  und  Medizin  in 
Erkrankungsfällen  zu  erhalten.  Die  G.A.  behielt  sich  jedoch 


6)  Nach  Bericht  des  kgl.  Hauptsal^mtes  Berchtesgaden  vom  16.  Dez, 
1827  an  die  kgl.  G.B.  u.  S.A.  hatten  folgende  Personen  bei  Erkrankung 
den  vollen  Fortgenuß  ihres  Monats-,  Wochen-  oder  Tagelohns: 

Der  Hauptsalzamtsdiener,  Obersteiger,  Steiger,  4  Hutleute  am  Salz- 
berge, der  Berghammerschmied,  das  Soleleitungspersonal  (4  Brunnen- 
wärter, 5  provisorisch  aufgenommene  Gehilfen),  die  beiden  Poliere  beim 
SaHnenbauwesen  und  einige  andere. 

Das  übrige  ständige  Personal  bezog  täglich  Krankenschichten  statt 
der  Löhnung: 

Jeder  ständige  Salzbergknappe  und  Bergschmied,  jeder  der  beiden 

Bährer  bei  den  Saltpfannen  zu  Frauenreith  20  kr 

Jeder   andere   ständige   oder  provisorische   Pfannhäuser  vom 

Bährer  abwärts  16  „ 

Jeder  unständige  Sakbergknappe  oder  Bergschmied    .    .    .    .    15  „ 

Jeder  Karrer  1.  Klasse  12  „ 

Jeder  Karrer  2.  Klasse  10  „ 


Alle  übrigen  hier  nicht  genannten  Salinenarbeiter  erhielten  in  Krank- 
heitsfällen weder  Löhnung  noch  Krankenschichten. 
Verzeichnis  der  Gehalte  des  beim  kgl.  Salzbergbau  der  SaHne  Berchtes- 
gaden beschäftigten  Personals  (26.  Januar  1831). 


kosten, 


Jeder  Säuberjunge  1.  Abt. 
Der  Sägschneider  . 


24 


9  „ 


Obersteiger  . 


Wöchentlich 
7  fl.  36  kr. 
5  fl.  36  kr. 
5  fl.  15  kr. 
4  fl.  30  kr. 


Jährlich 


Steiger  . 


Berg-Hammerschmied  .... 

Wasserknecht  

Bergschmied  

Ständige  gemeine  Bergarbeiter  von 


150 


395  flL  12  kr. 

291  fl.  12  kr. 
273  fl.  — 
231  fl'.  — 
186  flL  - 
141  fl.  — 
1—180  flL  — 
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die  Genehmigung  dazu  für  jeden  einzelnen  Fall  vor,  und  es 
ereignete  sich  öfters,  daß  sie  nur  dem  Mann  die  Berechtigung 
erteilte. 

Eine  Entschließung  der  G.B.  u.  S.A.  vom  29.  Januar  1853 
an  das  Hauptsalzamt  Berchtesgaden :  „Die  Dienstverrichtungen 
des  K.  Salinenarztes  bezüglich  auf  das  ständige  Salinenarbeiter- 
personal und  dessen  Angehörigen  betreffend"  trifft  für  die 
freie  ärztliche  Behandlung  folgende  Bestimmungen: 

„I.  Die  Vorschrift  der  Erholung  eines  Krankenzettels  bei 
dem  Kassier  des  Bruder-  und  Almosenkasse-Verwaltungs-Aus- 
schusses oder  bei  dessen  vom  H.-Salzamt  aufgestellten  Stell- 
vertreter ist  weiterhin  zu  befolgen.  Auch  bei  Erkrankungen 
der  Weiber  und  Kinder  gilt  diese  Bestimmung.  Der  Zettel  ist 
dem  k.  Salinenarzt  vorzulegen,  der  die  geleistete  ärztliche 
Hilfe  und  Behandlung  für  Rechnung  der  Kasse  darauf  zu  be- 
merken hat. 

2.  Die  Bestimmungen,  welche  in  den  Entschließungen  vom 
13.  Mai  und  5.  August  1826,  ferner  vom  28.  Oktober  1826 
und  2.  Mai  1835  darüber  erteilt  wurden,  daß  die  Töchter  wie 
die  Söhne  ständiger  Salinenarbeiter  nach  zurückgelegtem 
18.  Lebensjahre  nur  ausnahmsweise  und  in  Folge  besondere 
Bewilligung  die  Wohlthat  der  unentgeltlichen  ärztlichen  Be- 
handlung anzusprechen  haben,  und  daß  die  den  ständigen 
Salinenarbeitern  gleichzuachtenden  Hilfsarbeiter  bei  dem  Salz- 
bergbau, bei  dem  Sudbetriebe  und  bei  der  Salzfertigung, 
welchen  mit  Beiträgen  von  ihren  Lohnsabzügen  zur  Bruder- 
und  Almosenkasse  zu  konkurriren  gestattet  ist,  nur  für  ihre 
Person  (also  ausschließlich  ihrer  Familienmitglieder)  an  den 
Wohlthaten  der  bemerkten  Hilfskasse  Theil  nehmen  dürfen, 
hat  das  K.  Hauptsalzamt  auch  fernerhin  in  eigener  Competenz 
mit  der  nötigen  Strenge  aufrecht  zu  erhalten. 

Auch  hier  ist  der  Krankenzettel  Bedingung  für  ärztliche 
Behandlung  auf  Kosten  der  Kasse. 

3.  Auch  den  in  den  Ruhestand  versetzten  ständigen 
Salinenarbeitern  und  Gehilfen,  den  Wittwen  und  Waisen  der 
ständigen  Bergknappen,  Pfannhauser,  Magazinsarbeiter  ein- 
schließlich jener  der  Meister  und  Aufseher  ist  die  Erholung 
des  Krankenzettels  für  ärztliche  Behandlung  auf  Kosten  der 
Kasse  zur  Bedingung  zu  machen.'"^) 

Über  die  Einnahmen,  Ausgaben  und  dem  Vermögens- 
stand dieser  Kasse  von  181 5/16  bis  1870  gibt  Anlage  14 
Aufschluß. 


')  In  den  Akten  findet  sich  der  Hinweis  auf  ein  Alimentations^ 
regulativ  der  Bruder-  und  Almosen-Kasse  Berchtesgaden  vom  23.  April 
1858,  welches  jedoch  nicht  aufzufinden  war. 
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4-  Verwaltung. 

An  der  Verwaltung  der  Bruder-  und  Almosenkassen  war 
schon  von  Anfang  an  die  Arbeiterschaft  beteiligt.  Der  damit 
betraute  Verwaltungs-Ausschuß  bestand  nämlich  teils  aus 
Salinen-Beamten,  teils  aus  Arbeitern. 

In  den  Akten  der  Bruder-  und  Almosenkasse  Berchtes- 
gaden findet  sich  in  einer  Verfügung  der  G.S.A.  vom  4.  Mai 
18 16  die  Bemerkung:  „Übrigens  gewärtigt  man  eine  baldige 
,Wahl  und  Anzeige  einer  besonderen  Verwaltungsbehörde  für 
die  neue  Bruder-  und  Almosenkasse".  Der  daraufhin  von  dem 
Salzoberamt  eingereichte  Plan  über  die  Bildung  und  Befug- 
,nisse  eines  Bruder-  und  Almosenkasse-Verwaltungsausschusses 
fand  am  10.  August  18 16  die  Genehmigung  der  G.S.A.  Da- 
nach soll  im  Hinblick  auf  die  Dotation  der  Kasse  aus  der 
Salinenkasse,  die  G.S.A.,  „als  oberste  Kuratel  des  gesammten 
Salinenpersonals",  sowohl  unmittelbar  durch  Einsichtnahme 
der  Rechnungen  und  Bewilligung  der  Ausgaben,  als  auch 
mittelbar  durch  das  kgl.  Salzoberamt  die  Oberaufsicht  über 
die  Kasse  führen. 

Die  Bildung  eines  gemischten  Verwaltungsausschusses  (Be- 
amte und  Arbeiter)  begründete  das  Salzoberamt  damit,  daß 
dem  Salinenpersonal  rücksichtlich  seiner  Beiträge  zur  Kasse 
„sowohl  unmittelbar  für  sich,  als  auch  durch  die  ihm  vor- 
gesetzten K.  Beamten  eine  Theilnahme  an  der  Verwaltung 
der  Kassa"  gebühre.  Derselbe  soll  sich  folgendermaßen  zu- 
sammensetzen :  j 

a)  Königliche  Beamten: 

Salinen-Kassier  zur  Führung  der  Geldgeschäfte, 
Oberbergmeister  zur  schriftlichen  Geschäftsführung. 
Sudverwalter. 
Bergmeister. 

Oberpfannenmeister  zur  Kontrolle  des  Kassiers. 

b)  Aufseher  und  Arbeiter: 

Ein  Steiger  und  ein  alter  Knappe  für  das  Bergpersonal, 
ein  Oberbährer  für  das  Pfannhauspersonal  und  ein 
Kuffermeister  für  das  Personal  des  aufgelassenen 
Pfannhauses  in  Schellenberg. 
Die  Geschäfte  des  Ausschusses  bestehen  in: 

1.  der  Aufbewahrung  der  Gelder  und  Rechnungsführung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben. 

2.  Revision  der  Chirurgen-  und  Apotheker-Rechnungen. 

3.  Begutachtung  der  Unterstützungsbeiträge. 

Der  Ausschuß  tritt  vierteljährlich  zur  Beratung  zusammen, 
worüber  ein  Protokoll  aufgenommen  wird,  welches  nebst  ein- 
gelaufenen Bittschriften  dem  Salzoberamte  einzureichen  ist. 
Dieses  hat  das  Protokoll  mit  gutachtlichem  Berichte  nebst 
Auszug  aus  dem  Hauptbuche  der  G.S.A.  zur  Genehmigung 


einzuschicken.  Der  kgl.  Salineninspektor  veranstaltet  viertel- 
jährlich Kassenrevision.  Ihm  steht  auch  die  Befugnis  zu,  in 
dringenden  Fällen  Unterstützungen  aus  der  Kasse  vor  Quar- 
talsschluß zu  genehmigen. 

Die  später  vorgenommene  Hauptänderung  dieser  Be- 
stimmungen bestand  darin,  daß  die  Vertreter  der  Arbeiter- 
schaft nicht  mehr  von  der  Veru^altung  bestimmt,  sondern  von 
den  Arbeitern  gewählt  wurden. 


IV.  Die  Bestrebungen  des  Staatsministepiums  der 
Finanzen,  die  der  Staatskasse  erwachsende  Pensions- 
last des  Salinenpersonals  an  die  Bruder-  und  Almosen- 
kasse zu  überweisen.    Das  Pensions-Regulativ  vom 

12.  März  1858. 
Durch  Finanz-Ministerial-Reskript  vom  8.  Juni  1818  wurde 
die  G.S.A.  angewiesen,  die  Pensions-  und  Alimentationsbewil- 
ligungen  an  das  Salinenpersonal  einer  sorgfältigen  Revision 
zu  unterwerfen,  und  ,,die  Verhältnisse  der  bestehenden  Bruder- 
kassen und  die  Fälle  zu  entwickeln,  in  welchen  dieselben 
Unterstützungsbeiträge  zu  leisten  haben".  Die  Gegenüber- 
stellung des  staatlichen  Pensions-  und  Alimentationswesens 
einerseits  und  des  Bruder-  und  Almosenkassen-Wesens  anderer- 
seits scheint  die  G.S.A.  zu  der  vielleicht  berechtigten  Ver- 
mutung veranlaßt  zu  haben,  daß  das  Finanzministerium  plane, 
die  seither  aus  der  Salinenkasse  gereichten  Unterstützungen 
künftig  den  Bruder-  und  Almosenkassen  zu  überweisen.  Des- 
halb setzte  sie  in  Abschnitt  V.  ihres  Erwiderungsberichtes 
vom  20.  Februar  18 19  „Bisheriges  und  zukünftiges  Verhältnis 
der  Bruder-  und  Almosenkassen  an  den  K.  Salinen  hinsichtlich 
zeitlicher  oder  lebenslänglicher  Unterstützungsbeiträge"  aus- 
einander, daß  die  Bruder-  und  Almosenkassen  ,,nie  als  Ver- 
pflegungsinstitute ausgedienter  Salinenarbeiter,  nothdürftiger 
Wittwen  und  Waisen  betrachtet  werden"  sollten  und  be- 
gründete dies  folgendermaßen:  ,, Selbst  die  Überweisung 
höherer  augenblicklich  genüglicher  Aerarialsummen  zur  Be- 
friedigung aller  heutigen  Salinenpensionisten  auf  jene  Bruder- 
und  Almosenkassen  wäre  eine  zwecklose,  nicht  wirkendeFinanz- 
speculation.  Sie  würde  die  Übersicht  und  den  Verfolgungs- 
blick einer  bedeutenden  Pensionsquote  des  Reiches  hemmen, 
die  aussteuernde  k.  Nachvergeltung  reeller  Verdienste  un- 
beachtet lassen,  das  Dankgefühl  und  die  Ergebenheit  der 
auf  ihre  eigenen  Nothpfennige  wehmütig  oder  stolz  hinsehen- 
den Arbeiter  unterdrücken,  das  Einschreiten  oder  Einhalten 
eines  allgemeinen,  gleichförmigen  Pensionsregulativs  er- 
schweren und  am  Ende  über  lang  oder  kurz  die  Versorgung 
der  Pensionsgeeigneten  dem  Eigendünkel  oder  Belieben, .... 
der  Mißachtung  oder  Verschwendung  eines  Amtes,  Beamten 
oder  K^ssaführers  Preis  stellen. 
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Daher  sollen  jene  Institute  der  Wohltätigkeit,  jene  wahren 
Bruderschaftsladen,  die  Befriedigungsquellen  im  augenblick- 
lichen Gedränge,  die  Rettungsmittel  momentaner  Noth  und 
körperlichen  Leiden,  nicht  die  Pflichten  des  Staates,  nicht 
den  stillschweigenden  oder  ausdrücklichen  Anwerbungsvertrag 
mit  dem  Diener  (für  sein  Alter  und  seine  Hinterlassenen  zu 
sorgen)  in  sich  verschmelzen,  daher  sollen  die  Bruder-  und 
Almosenkassen  nie  Pensions-  oder  Lebensunterhaltskassen  für 
emeritirte  Diener  oder  für  die  Hinterlassenen  getreuer  Arbeiter 
werden." 

Nachdem  das  Finanzministerium  durch  den  übrigen  Inhalt 
dieses  Berichtes  in  Erfahrung  gebracht  hatte,  daß  ein  Re- 
gulativ, das  die  Höhe  der  Pensionen  und  Unterstützungen 
festsetzte,  fehlte,  veranlaßte  es  die  G.S.A.  zur  Aufstellung 
eines  für  sämtliche  Salinen  gemeinsamen  Regulativentwurfs, 
dessen  Vorlage  am  ii.  August  1819  erfolgte.  Von  seiner 
Genehmigung  wurde  jedoch  abgesehen,  da  man  nach  der 
im  Jahre  1820  stattgefundenen  Vereinigung  der  G.S.A.  mit 
der  Gr. B.A.  und  der  Münzkommission  zu  der  G.B. ö.  u.  M.A.,^)  die 
Aufstellung  eines  für  das  Bergwerks-  und  Salinenpersonal  ge- 
meinsamen, unter  Berücksichtigung  des  für  ersteres  gültigen 
Regulativs  von  18 10  plante.  Vv^ie  unter  C,  II,  2  dargelegt 
wurde,  führten  aber  die  über  diesen  Gegenstand  in  den  Jahren 
1821  — 1838  gepflogenen  Verhandlungen  zwischen  dem  Finanz- 
ministerium und  der  G.A.  nicht  zum  Ziele,  da  letztere  schließ- 
lich zu  der  Überzeugung  kam,  daß  die  Verschiedenheit  der 
Lokal-  und  Lohnsverhältnisse  es  nicht  ratsam  erscheinen  lasse, 
an  sämtlichen  Berg-,  Hütten-  und  Salinen-Werken  die  gleichen 
Pensionsbezüge  zu  verabreichen^  weshalb  sie  das  Bestehen- 
lassen der  bisherigen  Verhältnisse  befürwortete.  Hiermit  er- 
klärte sich  das  Finanzministerium  in  einem  Berichte  vom 
II.  August  1838  „unter  Vorbehalt  anderweitiger  allerhöchster 
Verfügung"  einverstanden,  machte  aber  zur  Bedingung,  daß 
die  Zahl  der  ständigen  Arbeiter  beschränkt  werde.  Schon 
im  folgenden  Jahre  (Reskript  vom  30.  März  1839)  unter- 
breitete es  der  G.B.  u.  S.A.  den  auf  pg.  31  besprochenen  Plan 
zur  Verminderung  resp.  Beseitigung  der  auf  dem  Ärar 
lastenden  Ausgaben  für  die  Alimentationen  der  Berg-,  Hütten- 
und  Salinenarbeiter  und  deren  Relikten.  Nachdem  die  Aus- 
führung dieses  Plans  an  dem  Widerstand  der  Bruder-  und 
Almosenkasse- Verwaltungsausschüsse  gescheitert  war,  die  sich 
besonders  auf  die  in  der  Gründungsurkunde  von  1801  ge- 
machte Zusicherung  des  Kurfürsten  Karl  Theodor,  „daß  in 
jedem  Falle  ein  in  der  Bruderkasse  sich  allenfalls  bezeichen- 

8)  Vergl.  pg.  15»,  Anmerkung  4. 

9)  Im  Jahre  1800  befanden  sich  z.  B.  in  Reichenhalf  307  FamiHen 
ständiger  Arbeiter,  welche  bis  zum  Jahre  1836  auf  129  herabgebracht 
worden  sind.  O.A.  an  das  Finanzministerium,  19.  Mai  1838.  * 
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der  Überschuß  als  dessen  unwiderrufliches  Eigentum  an- 
gesehen werden  wird",  beriefen,  ließ  man  fortan  bis  zum  Erlaß 
des  neuen  Berggesetzes  von  1869  die  Pensionen  an  die  stän- 
digen Salinenarbeiter  und  deren  Relikten  aus  der  Staatskasse 
bestehen. 

Seit  1858  wurde  dabei  nach  dem  am  12.  März  genehmigten 
Regulativ  verfahren.  Danach  diente  als  Grundlage  für  die 
Bemessung  der  Unterhaltungsbeiträge  der  ständige  Jahres-  oder 
Wochenlohn,  und  ihre  Größe  wurde  nach  der  Dauer  der  un- 
unterbrochenen Dienstzeit  folgendermaßen  bestimmt : 

im     I.  Jahrzehnt  der  Dienstzeit  .    .    Vio  des  Lohnes, 


II. 
III. 
IV. 

V. 


9  / 

7>  J7  J7  •         •  / 10       JJ  )J 

Nach  zu  gleicher  Zeit  zurückgelegten  50  Dienstjahren 
und  70  Lebensjahren,  und  auch  im  Falle  gänzlicher  Erwerbs- 
unfähigkeit in  Folge  einer  Verunglückung  bei  der  Werks- 
arbeit wurde  der  volle  Lohn  gewährt.  Als  ^öchstbetrag  wurde 
jedoch  der  Bezug  von  wöchentlich  7  fl.  festgesetzt.  Der  Unter- 
haltsbeitrag für  die  Witwe  war  aus  dem  nach  obigem 
Schema  bestimmten  Unterhaltsbeitrag  des  Mannes  zu  berech- 
nen, derart,  daß  die  Witwe  von  jedem  Gulden  erhielt : 
25  kr,  wenn  der  Mann  im  I.  oder  II.  Jahrzehnt  seiner  Dienst- 
zeit stand, 

22  kr,  wenn  der  Mann  im  III.  oder  IV.  Jahrzehnt  seiner  Dienst- 
zeit stand, 

18  kr,  wenn   der   Mann   im   V.   Jahrzehnt   seiner  Dienstzeit 
stand, 

oder  nach  vollendetem  70.  Lebensjahre  starb. 

Halbwaisen  (vaterlos)  bezogen  den  5.  Teil  des  Unterhalts- 
beitrages der  Mutter,  Doppelwaisen  die  Hälfte  mehr. 

Folgende  Übersicht  gibt  Aufschluß  über  die  Höhe  der 
wöchentlichen  Unterhaltsbeiträge  der  Invaliden  und  Witwen 
aus  der  Salinenkasse : 


Wochen- 
lohn des 
Mannes 


Unterhalts- 
beiträge 


bei  einer  Dienstzeit  des  Ehemannes 


I  I 


I      III  I 


IV 


Jahrzehnte 


fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr 

des  Mannes 

l 

48 

,  3 

30 

4 

VI 

4 

54 

6 

18 

7 

7 

der  Frau 

1 

10 

1 

28 

1 

33 

1 

48 

i 

54 

2 

6 

des  Mannes 

2 

24 

3 

3 

36 

4 

12 

5 

24 

6 

6 

der  Frau 

I 

1 

15 

1 

20 

1 

33 

1 

38 

1 

48 

des  Mannes 

2 

2 

30 

3 

3 

30 

4 

30 

5 

5 

der  Frau 

50 

1 

03 

1 

06 

1 

17 

1 

21 

1 

30 

des  Mannes 

1 

36 

2 

2 

24 

2 

48 

3 

36 

4 

4 

der  Frau 

40 

50 

53 

1 

02 

1 

05 

1 

12 

des  Mannes 

1 

24 

1 

45 

2 

6 

2 

27 

3 

09 

3 

30 

3 

30 

der  Frau 

35 

44 

47 

54 

57 

1 

03 

des  Mannes 

1 

12 

1 

30 

1 

48 

2 

06 

2 

42 

3 

3 

der  Frau 

30 

38 

40 

47 

49 

54 

Nach  zurückge- 
legten 50  Dienst 
und  70  Lebens- 
jahren 
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Auch  der  Bruder-  und  Almosenkassen,  die  dort  einfach 
Bruderkassen  genannt  sind,  wird  in  dem  Regulativ  Erwähnung 
getan.  Ihr  Zweck  wird  durch  Artikel  X  folgendermaßen 
definiert : 

„Die  Bruderkassen  sind  dazu  bestimmt,  nach  Maßgabe 
ihrer  Mittel,  den  Bedürftigen  über  den  Unterhaltsbeitrag  aus 
der  Werkskasse  hinaus  mit  Unterstützungen  beizustehen." 

Nach  Art.  XII  sollen  „Waisen,  welche  nach  zurückgelegtem 
14.  Lebensjahr  wegen  ihres  schlimmen  körperlichen  oder 
geistigen  Zustandes  und  der  daraus  hervorgehenden  Arbeits- 
unfähigkeit auch  fernerhin  für  kürzere  oder  längere  Zeit  einer 
Unterstützung  bedürfen,  der  Bruderkasse  zur  Last  fallen.  .  .  . 
Zu  dem  Unterhalte  derjenigen  Waisen,  welche  wegen  Blöd- 
sinns oder  Irrsinps  fremder  Pflege  bedürfen,  kann,  wenn  es 
für  notwendig  erachtet  wird,  der  Bruderkasse  ein  angemessener 
Beitrag  aus  der  Werkskasse  bis  zur  Höhe  des  regulativmäßigen 
Unterhaltsbeitrages  gegeben  werden." 
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G.  Kurzer  Ueberblick  des  Knapp- 
schaftswesens nach  Erlass  des  B.-G. 
vom  20.  März  1869. 

I.  Gestaltung  der  Vereine  und  ihre  Statistik. 

Die  am  i.Juli  1869  bestehenden  29  Bruder-  oderK.-Kn., 
welche,  mit  Ausnahme  der  3  in  Abschnitt  D  genannten,  Werks- 
vereine waren,  und  nur  zu  einem  Werke  oder  auch  zu  mehreren, 
am  gleichen  Orte  befindlichen  Werken  desselben  Besitzers 
gehörten,  wurden  unter  Beibehaltung  ihrer  bisherigen  Aus- 
dehnung mit  den  Vorschriften  des  7.  Titels  des  B.G.  vom 
20.  März  1869  (Art.  167 — 190)  in  Einklang  gebracht.^)  Außer- 

1)  M.  Stupp  faßt  in  seinen  Erläuterungen  zum  B.G.  vom  20.  März  1869 
die  Bestimmungen  des  VII.  Titels  in  folgenden  Sätzen  zusammen: 

Die  Bezirke.  Die  bereits  bestehenden  Bruderkassen,  be- 
ziehungsweise Knappschaftsvereine  bleiben  in  Wirksamkeit,  können  jedoch 
mit  Zustimmung  ihrer  Vertreter  einem  neugebildeten  Knappschaftsvereins- 
bezirke einverleibt  werden  (Art.  168).  Die  Bestimmungen  der  Bezirke  der 
neu  zu  gründenden  Knappschaftsvereine  hängt  zunächst  von  dem 
Beschlüsse  der  Beteiligten  ab.  Können  sich  diese  nicht  einigen  oder 
weigern  sie  sich,  einen  solchen  Bezirk  zu  konstituieren,  so  erfolgt  die  Be- 
stimmung durch  die  Bergbehörde  nach  Anhörung  der  Werksbesitzer  und 
eines  von  den  Arbeitern  zu  wählenden  Ausschusses  (Art.  16Q). 

Den  bereits  bestehenden  und  neu  zu  gründenden  Knappschafts- 
vereinen sind  alle  in  ihrem  Bezirke  gelegenen  Bergwerke,  Aufbereitungs- 
anstalten und  Salinen  beizutreten  verpflichtet  (Art.  170  Abs.  1). 

Die  Mitglieder.  Den  Knappschaftsvereinen  sind  verpflich- 
tet beizutreten  die  in  den  Bergwerken,  Aufbereitungsanstalten  und 
Salinen  des  Bezirkes  beschäftigten  Arbeiter  und  die  Werks- 
besitzer  (Art.  170,  Abs.  1);  berechtigt,  aber  nicht  ver- 
pflichtet dem  Vereine  anzugehören  sind  die  Werksbeamten 
der  Bergwerke,  Aufbereitungsanstalten  und  Salinen  des  Bezirkes  und 
die  Verwaltungsbeamten  des  Knappschaftsvereines  (Art.  170,  Abs.  2);  die 
Arbeiter  der  im  Art.  167  nicht  genannten  Gewerbsanlagen,  wenn  solche 
mit  den  dem  Knappschaftsvereine  angehörenden  Werken  zufällig  ver- 
bunden sind,  können  auf  ihren  und  der  Werksbesitzer  gemeinschaft- 
lichen Antrag  durch  den  Knappschaftsvorstand  in  den  Knappschafts- 
verein aufgenommen  werden  (Art.  167  Abs.  2). 

Satzungen.  Die  Werksbesitzer  haben  die  Verpflichtung  unter 
Mitwirkung  eines  von  den  Arbeitern  zu  wählenden  Ausschusses  für  den 
Knappschaftsverein  mit  dem  Berggesetze  übereinstimmende  Satzungen 
aufzustellen  und  der  Bergbehörde  zur  Bestätigung  vorzulegen,  welche 
nur  dann  versagt  werden  darf,  wenn  sie  den  gesetzHchen  Bestimmungen 
zuwiderlaufen.  Kommen  sie  dieser  Verpflichtung  nach  vorgängiger  Auf- 
forderung innerhalb  Jahresfrist  nicht  nach,  so  hat  die  Bergbehörde  die 
Satzungen  aufzustellen  (Art.  171).  Abänderungen  der  Satzungen  müssen 
nach  den  hierüber  in  den  Satzungen  selbst  zu  treffenden  näheren  Be- 
stimmungen von  den  Beteiligten  beschlossen  und  der  Bergbehörde  zur 
Bestätigung  vorgelegt  werden  (Art.  172). 

Die  Knappschaftsvereine  erlangen  durch  die  Bestätigung  ihrer 
Satzungen  die  Eigenschaft  juristischer  Personen  (Art.  167  Abs.  3). 

Vertretung.  Die  Vertretung  der  Knappschaftsvereine  steht  dem 
Vorstande  zu,  dessen  Mitglieder  nach  näherer  Bestimmung  der  Satzungen 
zur  einen  Hälfte  von  den  Werksbesitzern,  oder  ihren  Repräsentanten,  zur 
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dem  wurden  8  neue  Vereine,  ebenfalls  Werksvereine^  errichtet, 
sodaß  sich  Encje  1871  ihre  Gesamtzahl  auf  37  belief.  Die 
4977  ständigen  und  unständigen  Mitglieder  verteilten  sich 

andern  Hälfte  von  den  Knappschaftsältesten  je  aus  ihrer  Mitte  oder 
aus  der  Zahl  der  königlichen  oder  Privat-Werksbeamten  gewählt  werden 
(Art.  183).  Die  Knappschaftsältesten  werden  von  den  zum  Vereine  ge- 
hörigen Arbeitern  und  Beamten  gewählt;  die  Zahl  der  zu  wählenden 
wird  durch  die  Satzungen  bestimmt.  Wählbar  sind  die  zum  Vereine 
gehörigen  Beamten  und  Arbeiter.  Durch  die  Satzungen  kann  auch  inva- 
liden Arbeitern  und  Beamten  die  Wählbarkeit  beigelegt  werden. 

Die  Dienstobliegenheiten  der  Knappschaftsältesten  werden  durch  die 
Satzungen  oder  eine  besondere  Instruktion  näher  bestimmt.  Sie  ver- 
treten die  Knappschaftsmitglieder  bei  der  Wahl  des  Vorstandes  und 
haben  im  Allgemeinen  das  Recht  und  die  Pflicht  einerseits  die  Befolgung 
der  Satzungen  durch  die  Knappschaftsmitglieder  zu  überwachen  und 
anderseits  die  Rechte  der  letzteren  gegenüber  dem  Vorstande  wahrzu- 
nehmen (Art.  182),  namentlich  nehmen  sie  an  der  Prüfung  der  jährlichen 
Rechnungen  Teil  (Art.  185). 

Der  Knappschaftsvorstand  vertritt  den  Verein  nach  Außen,  leitet  die 
Wahl  der  Knappschaftsältesten,  erwählt  die  Beamten  und  Aerzte  des 
Vereins,  schließt  die  Verträge  mit  denselben,  sowie  mit  den  Apothekern 
ab,  erläßt  die  erforderlichen  Instruktionen,  verwaltet  das  Vermögen  des 
Vereines  und  besorgt  alle  übrigen  durch  die  Satzungen  ihm  übertragenen 
Geschäfte  (Art.  184).  Namentlich  hat  er  die  Krankenkassen  zu  beauf- 
sichtigen (Art.  174  Abs.  3),  eventuelH  die  Feststellung  der  Zahl  der 
Arbeiter  zu  betätigen  (Art.  178  Abs.  3),  den  Bergbehörden  die  erforder- 
Hchen  Aufschlüsse  zu  gewähren  (Art.  188),  die  jährlichen  Rechnungen 
nach  vorgängiger  Prüfung  den  Knappschaftsältesten  zur  Einsicht  und 
etwaigen  Erklärung  vorzulegen  und  den  Kassenbeamten  Entlastung  zu 
erteilen  (Art.  185).  Beschwerden  über  die  Verwaltung  des  Vorstandes 
sind  bei  der  Bergbehörde  vorzubringen  (Art.  189). 

Einnahmen.  Die  Einnahmen  der  Knappschaftsvereinskassen  sind 
außer  den  ihnen  durch  das  Gesetz  zugewiesenen  Geldstrafen  (Art.  213 
Abs.  2)  die  Beiträge  der  Arbeiter  und  Werksbesitzer,  wobei  die  Beiträge 
der  Werksbesitzer  mindestens  die  Hälfte  der  Beiträge  der  Arbeiter  aus- 
zumachen haben  (Art.  177  Abs.  2).  Die  Beiträge  der  Arbeiter  sollen 
in  einem  gewissen  Prozentsatze  ihres  Arbeitslohnes  oder  in  einem  ent- 
sprechenden Fixum  bestehen  (Art.  177  Abs.  1).  Die  Feststellung  erfolgt 
durch  die  Satzungen.  Die  Werksbesitzer  sind  berechtigt  und  verpflichtet, 
die  Beiträge  von  ihren  Arbeitern  einzuheben  und  haben  dieselben  bei 
Vermeidung  der  zwangsweisen  Einziehung  an  die  Vereinskasse  abzu- 
liefern. Auch  haben  die  Werksbesitzer  ihre  Arbeiter  und  deren  Lohn- 
bezüge regelmäßig  an  den  durch  die  Satzungen  festzusetzenden  Zeit- 
punkten bei  dem  Knappschaftsvorstande  anzumelden.  Unterbteibt  die 
Anmeldung,  so  ist  der  Vorstand  befugt,  die  Zahl  der  Arbeiter,  für 
welche  die  Beiträge  zur  Knappschaftskasse  eingezogen  werden  sollen, 
nach  seinem  Ermessen  zu  bestimmen,  oder  bei  der  Bergbehörde  die  An- 
drohung einer  Ungehorsamsstrafe  gegen  den  säumigen  Werksbesitzer  in 
Antrag  zu  bringen  (Art.  178).  Alle  Beiträge  zur  Knappschaftskasse,  wie 
zu  den  Krankenkassen,  können,  nachdem  die  Ausstandsverzeichnisse  von 
der  Bergbehörde  für  vollstreckbar  erklärt  sind,  zwangsweise  beigetrieben 
werden  (Art.  179). 

Leistungen.  Die  Leistungen,  welche  die  Mitglieder  des  Knapp- 
schaftsvereines anzusprechen  haben,  werden  durch  die  Satzungen  näher 
bestimmt.  Die  Leistungen  sind  im  allgemeinen  Unterstützungen  in 
Krankheitsfällen,  lebenslänghche  Unterstützungen  der  Invaliden,  Unter- 
stützungen der  Witwen  und  der  Kinder  verstorbener  Mitglieder  (Art.  173). 
Für  die   Leistungen   an   Kur-  und  Arzneikosten,  dann  Krankenlöhne, 
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äußerst  ungleich  auf  die  einzelnen  Vereine,  wie  nachstehende 
Zusammenstellung  zeigt : 


Anzahl  der 

Anzahl  der 

Anzahl  der 

Vereine 

Mitglieder 

Vereine 

Mitglieder 

Vereine 

Mitglieder 

1 

815 

1 

281 

3 

90-95 

1 

647 

4 

194-210 

4 

51  -70 

1 

432 

1 

151 

7 

31  -50 

1 

330 

1 

150 

9 

11-30 

1 

290 

1 

102 

1 

2 

Von  der  im  Gesetz  eingeräumten  Möglichkeit  der  Er- 
richtung von  Bezirksvereinen  und  der  Trennung  in  Kranken- 
und  Pensionskasse  wurde  kein  Gebrauch  gemacht,  obgleich 
das  vom  O.B.A.  München  anfangs  des  Jahres  1871  bekannt 
gemachte    Formular  für  Kn.V. -Satzungen"  (Mustersatzung), 2) 


sowie  an  Beiträgen  zu  Begräbniskosten  können  nach  dem  gemein- 
schaftlichen Beschlüsse  der  Werksbesitzer,  der  Knappschaftsältesten  und 
des  Knappschaftsvorstandes,  besondere  Krankenkassen  auf  sämt- 
lichen zu  einem  Knappschaftsverein  gehörigen  Werken  und  zwar  auf 
jedem  einzelnen  Werke  oder  gruppenweise  auf  mehreren  eingerichtet 
werden,  für  welche  Satzungen,  gleich  jenen  des  Knappschaftsvereines,  er- 
richtet werden.  Die  Beaufsichtigung  der  Krankenkassen  steht  dem  Knapp- 
schaftsvorstande zu  (Art.  174).  Die  Ansprüche  der  Berechtigten  auf 
die  Leistungen  der  Knappschafts-  und  Krankenkassen  können  weder  an 
Dritte  übertragen,  noch  auch  mit  Beschlag  belegt  werden  (Art.  175). 

Beaufsichtigung.  Die  Bergbehörden  haben  die  Aufsicht  über 
die  Knappschaftsvereine  zu  führen  und  die  Beobachtung  der  Satzungen, 
insbesondere  die  satzungsmäßige  Verwaltung  des  Vermögens  zu  über- 
wachen (Art.  186).  In  Ausübung  dieses  Aufsichtsrechtes  ist  der  Vor- 
stand der  Bergbehörde  oder  dessen  Stellvertreter  befugt,  allen  Sitzungen 
des  Knappschaftsvorstandes,  welche  ihm  zu  diesem  Zwecke  mindestens 
acht  Tage  vorher  anzuzeigen  sind,  beizuwohnen,  und  jeden  satzungs- 
widrigen Beschluß  zu  suspendieren  (Art.  187).  Der  Knappschaftsvorstand 
ist  jeder  Zeit  verpflichtet,  dem  Vorstande  der  Bergbehörde  oder  dessen 
Stellvertreter  auf  Verlangen  die  Einsicht  der  über  die  Verhandlungen 
zu  führenden  Protokolle  und  der  gelegten  Rechnungen,  sowie  die  Re- 
vision der  Kasse  zu  gestatten.  Auch  hat  derselbe  der  Bergbehörde  die 
zur  Statistik  des  Knappschaftswesens  erforderlichen  Nachrichten  zu 
geben  (Art.  188). 

Auflösung.  Für  den  Fall  der  Auflösung  eines  Knappschafts- 
yereines  kann  über  den  nach  Erfüllung  aller  Verbindlichkeiten  noch 
übrig  bleibenden  Vermögensrest  durch  die  Satzungen,  oder  wenn  diese 
eine  ausreichende  Bestimmung  darüber  nicht  enthalten,  durch  die  letzten 
Mitglieder  nur  zu  Gunsten  von  anderen  Knappschaftsvereinen  oder  von 
Gemeinden  verfügt  werden.  Mangelt  eine  solche  Verfügung,  so  sind  die 
Knappschaftsvereine  oder  Gemeinden,  welchen  der  Vermögensrest  zu- 
fallen soll,  durch  die  Staatsregierung  zu  bestimmen  (Art.  190). 

2)  Vergl  hierüber  den  Artikel  von  Brassert:  „Zur  Frage  des 
deutschen  Kn.-Wesens"  in  der  Zeitschrift  für  Bergrecht,  Bd.  13,  1872.  — 
Brassert  berichtet,  daß  die  Mustersatzung  fast  ohne  Ausnahme  den 
Satzungen  der  einzelnen  Vereine  zu  Grunde  gelegt  worden  sei,  schränkt 
allerdings  diese  irrtümliche  Behauptung  ein  durch  die  spätere  Bemerkung: 
„Übrigens  ist  auch  bereits  in  Bayern  die  Bildung  besonderer  Kranken- 
kassen bei  den  kleineren  Knappschaftsvereinen  unterblieben.'^ 

Jedenfalls  im  Anschluß  an  Brassert  berührt  Dr.  Karwehl  a.  a.  O. 
pg.  65  und  66  die  Frage  der  Mustersatzung.    Seine  Ausführung  kann 
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welches  den  Beteiligten  als  Anleitung  bei  der  Aufstellung  der 
Satzungen  dienen  sollte,  einen  in  eine  Krankenkasse  (event. 
mehrere  Krankenkassen  für  einzelne  Sprengel)  und  Invaliden- 
kasse getrennten  Bezirksverein  vorgesehen  hatte.  Die  Ver- 
einigung benachbarter  Knappschaften  zu  Bezirksvereinen 
scheiterte  am  Widerspruch  der  Werksbesitzer,  und  seitens  der 
Bergbehörde  vi^urde  die  Bildung  kleiner  und  kleinster  Vereine 
mit  großer  Nachsicht  zugelassen.  Letztere  konnte  die  Be- 
stätigung der  Vereinssatzungen  nicht  an  die  Voraussetzung 
der  Erfüllung  der  an  eine  gute  Pensionskasse  zu  stellenden 
Anforderungen  knüpfen,  weil  nach  Art.  173  B.G.  die  Pensionen 
zum  größten  Teil  als  fakultative  Leistungen  der  Vereine  zu 
betrachten  waren.  In  der  Fassung  des  Art.  173  beruhte  der 
prinzipielle  Unterschied  zwischen  den  im  übrigen  sogar  größten- 
teils wörtlich  übereinstimmenden  Vorschriften  über  die  Kn.V. 
des  bayrischen  und  preußischen  B.G.  Während  nämhch  das 
preußische  B.G.  vom  24.  Juni  1865  in  dem  dem  Art.  173 
des  bayrischen  B.G.  entsprechenden  §  171  die  Minimal- 
leistungen (i.  Kur-  und  Arzneikostenbestreitung,  2.  Kranken- 
lohn, 3.  Begräbniskostenbeitrag,  4.  Invaliden-,  5.  Witwen-  und 
6.  Waisen-Unterstützung)  aufführte,  welche  jeder  Kn.V.  seinen 
Mitgliedern  zu  gewähren  verpflichtet  war,  und  diejenigen  unter 
diesen  Minimalleistungen  bestimmte  (i,  2  und  bei  Ver- 
unglückung in  der  Arbeit  auch  3  und  4),  auf  welche  auch 
die  am  wenigsten  begünstigten  (unständigen)  Mitglieder  An- 
spruch hatten,  verpflichtete  Art.  173  des  bayr.  Gesetzes  die 
Vereine  überhaupt  nur  zu  diesen  letzteren  geringeren 
Leistungen,  und  überließ  es  der  Festsetzung  durch  die 
Satzungen,  ihren  Mitgliedern  auch  die  weitergehenden  Wohl- 
taten, nämlich  Witwen-  und  Waisen-Unterstützung,  sowie  In- 
validenunterstützung und  Begräbniskosten  in  solchen  Fällen 
zu  gewähren,  die  keine  Folge  einer  Verunglückung  bei  der 
Arbeit  waren. 

Trotzdem  hat  kein  Verein  die  alten  Traditionen  vernach- 
lässigt, nach  welchen  die  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisen- 
unterstützung stets  als  die  Hauptaufgabe  der  Bruderkassen 
angesehen  wurde.  Die  meisten,  zum  Teil  ihrer  geringen  Mit- 
gliederzahl halber  nicht  existenzberechtigten  Vereine,  boten 
allerdings  durchaus  keine  Sicherheit  für  die  nachhaltige  Er- 
füllung der  übernommenen  Pensionsleistungen. 

Die  Mitgliederzahl  der  Vereine  hat  in  den  folgenden  Jahren 
stetig  zugenommen,  da  die  Zahl  der  Vereine  ziemlich  gleich 
geblieben  und  in  Folge  der  günstigen  Entwicklung  des  Berg- 
baues die  Arbeiterzahl  bedeutend  gewachsen  ist.    Bis  zum 


leicht  die  falsche  Deutung  erfahren,  daß  die  in  Bayern  erst  seit  wenigen 
Jahren  allgemein  bestehende  Trennung  der  Kn.-V.  in  Kranken-  und 
Pensionskasse  schon  vor  38  Jahren  in  Folge  der  Mustersatzung  ihren 
Anfang  genommen  habe. 
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Jahre  1901  betrug  die  Anzahl  der  Vereine  durchschnitthch 
4236-  Die  Statistik  des  Jahres  1902  zählt  nur  noch  30  Vereine 
gegenüber  43  im  vorhergehenden  Jahre.  Die  Reduktion  er- 
klärt sich  daraus,  daß  bei  der  1902  stattgefundenen  Errichtung 
des  Kn.-Bezirks-V.  Bayreuth  10  kleine  Vereine  vereinigt 
wurden,  und  daß  die  Statistik  5  kleine  Vereine  ohne  aktive 
Mitglieder  im  Bezirksamt  Kusel  (Rheinpfalz),  die  unter  der 
Verwaltung  des  O.B.A.  stehen,  als  einen  Verein  aufführt.  Die 
Zahl  verminderte  sich  in  den  nächsten  Jahren  durch  Auf- 
lösungen ^)  und  Verschmelzungen  ^)  weiter  bis  auf  24  Ende 
1907.  Diese  Vereine  umfaßten  50  Bergwerke  und  Aufberei- 
tungsanstalten  mit  10847  Arbeitern,  7  Hüttenwerke  und  dazu 
gehörige  Anstalten  mit  856  Arbeitern  und  4  Salinen  mit 
463  Arbeitern,  also  zusammen  61  Werke  mit  12  160  ^)  Arbeitern. 
Auf  einen  Verein  trafen  demnach  durchschnittlich  3  Werke 
und  507  Mitglieder.  Über  die  Personalverhältnisse  der  Vereine 
im  Jahre  1907,  die  durchschnittliche  Höhe  der  Beiträge,  der 
Pensionen  und  des  Krankengeldes,  sowie  über  den  auf  ein 
aktives  Mitglied  treffenden  Vermögensbestand  gibt  Anlage  15 
Aufschluß. 

Die  in  den  Anlagen  16  bis  22  gegebenen  Tabellen  ge- 
währen einen  Einblick  in  die  Entwicklung  der  Personal- 
verhältnisse, der  Einnahmen,  Ausgaben,  des  Vermögens- 
standes etc.  der  bayrischen  Kn.V.  in  ihrer  Gesamtheit.  Die 
Tabellen  sind  zusammengestellt  und  berechnet  nach  den  An- 
gaben der  jährlich  seit  1871  vom  O.B.A.  München  als 
Manuskript  veröffentlichten  ,, Statistik  der  Kn. -Vereine  im 
Bayrischen  Staate".  Derselben  liegt  das  Schema  der  „Statistik 
der  Kn.V.  des  preußischen  Staates"  zu  Grunde,  und  sie  zer- 
gliedert sich  folgendermaßen : 

I.  A.  Allgemeine  und  örtliche  Verhältnisse  der  Vereine. 
B.  Anzahl,  Art  und  Belegschaft  der  Werke  der  Vereine. 

II.  Personalverhältnisse  der  Vereinsmitglieder. 

III.  Personalverhältnisse  der  Unterstützungsberechtigten. 

IV.  Kranke  der  Vereine. 

3)  Es  waren  die  Vereine:  Burglengenfeld,  Vilseck,  Stadtsteinach, 
Goldkronach,  Kissingen  Rev.-Abt.,  Stehen,  Hof,  Goldne  Adlerhütte,  Abbach 
und  PuHenreuth. 

Wolfstein,  Godelhausen,  Hoof,  Selchenbach  und  Hellenberg. 
^)  Reiffelbach,   Dürkheim  und  Kissingen. 
6)  Verschmelzungen  fanden  statt: 

1877  Odenbach-Roth  mit  St.  Ingbert-Mittelbexbach. 
1882  Murnau-Großweil  mit  Miesbach. 

1902  Errichtung  des  Kn.-Bez.-V.  Bayreuth. 

1903  Irsee  und  Mittenwald  mit  Miesbach. 
1905  Konsolidiertes  Nordfeld  mit  Frankenholz. 

')  Dabei  ist  als  Jahresmittel  der  Belegschaft  in  der  Statistik  die 
durchschnittliche  Zahl  der  Arbeiter  aus  den  Lohnlisten  angenommen. 
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V.  Geldrechnung  und  zwar:  Einnahmen,  Ausgaben,  Ver- 
mögensstand am  Jahresanfang  und  am  Jahresschluß, 
Durchschnittsberechnung  für  ein  Mitglied. 
Seit  1901  sind  die  Tabellen  V  für  Kranken-  und  Pensions- 
kasse getrennt  aufgeführt. 


II.  Die  gesetzliche  Neuregelung  und  die  Reformen 
des  Knappschaftswesens. 

I.  Verhältnis  der  Knapp schaftsvereine 
zur  reichsgesetzlichen  Arbeiterversicherung. 

Infolge  der  Rücksichtnahme  auf  die  Eigenart  des  knapp- 
schaftlichen Unterstützungswesens  beim  Erlaß  der  reichsgesetz- 
lichen Arbeiterversicherung,  ist  der  Fortbestand  der  Kn.V. 
gesichert  worden.  Im  Hinblick  auf  die  Invalidenversicherungs- 
Gesetzgebung  sind  die  bayrischen  Vereine  Zuschußkassen", 
die  neben  den  reichsgesetzlichen  Leistungen  seitens  der  Ver- 
sicherungsanstalten ihre  Renten  voll  auszahlen  und  ihre  Bei- 
träge ungekürzt  weiter  erheben,  sodaß  sie  durch  dieses  Gesetz 
nicht  berührt  werden.  Die  Mitglieder  müssen  allerdings 
doppelte  Beiträge  (zum  Kn.V.  und  zur  Versicherungsanstalt) 
leisten.  —  Gegenüber  der  Trägerin  der  reichsgesetzlichen  Un- 
fallversicherung für  die  knappschaftspflichtigen  Betriebe,  der 
sich  über  das  ganze  Reich  erstreckenden,  in  8  Sektionen ein- 
geteilten Knappschaftsberufs-Genossenschaft,  sind  den  Kn.V. 
für  die  den  Unfallrentnern  zu  zahlenden  Pensionen  auf  Grund 
§25  G.U.V.G.  Ersatzansprüche  eingeräumt. 

Als  Träger  der  reichsgesetzlichen  Krankenversicherung 
sind  die  Kn.V.  zu  den  nachstehenden,  für  die  Betriebs- 
(Fabrik-)  Krankenkassen  vorgeschriebenen  Mindestleistungen 
verpflichtet : 

1.  Freie  ärztliche  Behandlung,  freie  Arznei  und  Verab- 
folgung sog.  kleiner  Heilmittel  (Brillen,  Bruchbänder  etc.) 

2.  Im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  vom  3.  Tage  der 
Krankheit  ab  überdies  ein  Krankengeld  von  50  0/0  des 
Lohns,  nach  dem  die  Beitragsleistung  der  Versicherten 
bemessen  wird. 

3.  Wöchnerinnenunterstützung. 

4.  Sterbegeld. 

An  die  Stelle  der  Leistungen  i  und  2  kann  Krankenhaus- 
behandlung treten,  unter  gleichzeitiger  Gewährung  einer  An- 
gehörigenunterstützung in  Höhe  des  halben  Krankengelde^. 
Sie  enden  spätestens  mit  Ablauf  der  26.  Woche  nach  Beginn 
der  Krankheit  bezw.  im  Falle  der  Erwerbsunfähigkeit  nach 
Beginn  des  Krankengeldbezuges. 


8)  Bonn,  Dortmund,  Clausthal,  Halle  a.-  S.,  Waldenburg  i.  Schi.,  Tar- 
nowitz,  Dresden  und  München. 
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2.  Die  Novelle  zum  B.G.  vom  30.  Juni  1900. 

Die  Abänderungen,^)  welche  der  VIT.  Titel  des  B.G.  vom 
20.  März  1869  durch  die  Novelle  vom  30.  Juni  190010)  er- 
fahren hat,  bestehen  zunächst  darin,  daß  überall  das  Wort 
„Bergbehörde"  durch  „Oberbergamt"  ersetzt  wurde.  Dies  war 
erforderlich  infolge  der  Neuorganisation  der  Bergbehörden 
gemäß  der  Verordnung  vom  30.  Juli  1900:  „Organisation  und 
Wirkungskreis  der  Bergbehörden  betr.".  Danach  traten  an 
die  Stelle  der  Bezirksbergämter  (München,  Bayreuth  und  Zwei- 
brücken) Berginspektionen,  denen  als  Hauptaufgabe  die  Berg- 
polizei zugewiesen  wurde,  während  der  Schwerpunkt  der  Berg- 
behörden in  das  O.B.A.  verlegt  wurde,  welches  bisher  nur  als 
zweite  und  letzte  Instanz  fungiert  hatte. 

Sodann  wurde  der  dem  Art.  173  der  alten  Fassung  ent- 
sprechende Art.  205  der  neuen  Fassung  des  Gesetzes,  worin 
bekanntlich  die  Art  der  Leistungen  festgesetzt  ist,  in  Über- 
einstimmung mit  den  Vorschriften  des  K.V.G.  gebracht.  Es 
handelte  sich  damals  um  die  Fassung  des  Letzteren  vom 
10.  April  1892,  die  sich  von  der  neuesten  vom  28.  Mai  1903 
hauptsächlich  dadurch  unterschied,  daß  die  Maximaldauer  der 
Leistungen  auf  13  Wochen  beschränkt  war. 

Auch  der  bereits  oben  erwähnte  Unterschied  zwischen 
Art.  173  des  bayrischen  und  §  171  des  preußischen  B.G.  wurde 
durch  Art.  205  aufgehoben,  indem  darin  sämtliche  Leistungen 
(Kranken-  und  Pensionskasse  -  Leistungen)  obligatorisch  ge- 
macht sind,  mit  der  Beschränkung,  daß  für  die  nicht  voll- 
berechtigten Mitglieder  Invaliden-,  Witwen-  und  Waisenunter- 
stützungen nur  dann  gewährt  werden  müssen,  wenn  sie  bei 
der  Arbeit  verunglücken. 

Durch  die  Bestimmung  des  Art.  206,  v^^elcher  auf  An- 
regung des  Ausschusses  der  Abgeordnetenkammer  in  das 
Gesetz  aufgenommen  wurde,  ist  den  aus  dem  Verein  aus- 
scheidenden Mitgliedern  die  Möglichkeit  gegeben,  die  bis  zum 
Austritt  erworbenen  Pensionsansprüche  durch  Zahlung  einer 
Gebühr  von  monatlich  höchstens  i  Mk.  aufrecht  zu  erhalten, 
insofern  sie  nicht  beim  Eintritt  in  einen  andern  Kn.V.  sofort 
die  gleichen  Ansprüche  erwerben.  Es  kann  auch  eine  ein- 
malige Abfindung  von  den  Ausscheidenden  beantragt  werden. 


^)  Es  sollen  hier  nur  die  im  vorliegenden  Zusammenhang  am 
wichtigsten  erscheinenden  Abänderungen  aufgeführt  werden. 

10)  B.G.  vom  20.  März  1869  mit  Erläuterungen  von  M.  Stupp, 

München  1879. '—  B.G.  vom  30  "1  1900  "^'^  Erläuterungen  von  A.  Rauck, 
München  1900. 

1^)  Das  durch  Verordnung  vom  9.  Januar  1872  in  Regensburg  er- 
richtete 4.  Bezirksbergamt  wurde  1883  wieder  aufgehoben  und  sein 
Geschäftskreis  mit  dem  des  Bez.-B.A.  Bayreuth  vereinigt. 

Die  Bergbehörden  sind  dem  Staatsministerium  des  Innern,  'Abt.  für 
Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  unterstellt. 
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deren  Gewährung  jedoch  dem  Ermessen  des  Vorstandes  an- 
heimgegeben ist. 

SchheßUch  sei  noch  erwähnt,  daß  nach  Art.  216,  2  die 
Hälfte  des  Knappschaftsvorstandes  aus  Arbeitern  oder  Arbeiter- 
invahden  bestehen  muß,  und  daß  nach  Art.  215,  i  und  216,  l 
die  Knappschaftsältesten  und  der  Knappschaftsvorstand  „in 
geheimer  Wahl  mit  verdeckten  Stimmzetteln"  zu  wählen  sind^ 
während  im  alten  Gesetz  über  die  Zusammensetzung  des  Vor- 
standes keine  Festsetzung  getroffen  und  die  Art  seiner  Wahl 
der  Bestimmung  der  Satzungen  überlassen  war. 

3.  Der  K  a  r  t  e  1 1  V  e  r  b  a  n  d  der  bayrischen 
Knappschaftsvereine. 

Nach  Erörterung  der  Frage  der  Kartellierung  der  bayr. 
Kn.V.  bei  der  Beratung  der  Novelle  zum  B.G.  in  der  Landtags- 
session 1899/ 1900,  wurde  durch  Gesamtbeschluß  beider 
Kammern  vom  12.  Mai  1900  die  Regierung  ersucht,  den  Zu- 
sammenschluß der  in  Bayern  bestehenden  Kn.V.  zu  einem 
Kartellverband  zu  bewirken.  Gemäß  der  hierdurch  veranlaßten 
Entschließung  des  Staatsministeriums  des  Innern,  Abteilung 
für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel,  an  das  O.B.A.  vom 
16.  Dezember  1900,  worin  ausgeführt  war,  daß  es  sowohl 
im  Interesse  der  Vereine  als  der  Bergarbeiter  gelegen  erscheine, 
in  den  Vereinssatzungen  eine  Bestimmung  aufzunehmen,  welche 
die  in  einem  anderen  bayr.  Kn.V.  zugebrachte  Dienstzeit  für 
die  Berechnung  der  Pensionsansprüche  in  Anschlag  bringe, 
regte  die  Bergbehörde  die  Gründung  eines  Kartellverbandes 
an.  Während  die  Vereine  der  Staatswerke  in  der  Mehrzahl 
sich  sofort  zum  Beitritt  bereit  erklärten,  verhielten  sich 
mehrere  Vereine  privater  Werke  anfangs  ablehnend,  es  ge- 
lang aber  bald  in  Folge  des  Eingreifens  des  O.BA.  die  meisten 
zum  Anschluß  zu  bewegen.  Seit  dem  Dezember  1902  um- 
faßt der  Verband  22  Vereine,  dem  Namen  nach  die  in  An- 
lage 1 5  genannten,  mit  Ausnahme  von  Sulzbach,  Steinbach 
und  der  5  unter  der  Verwaltung  des  O.B.A.  stehenden  Vereine. 

Die  Durchführung  des  Prinzips  der  Gegenseitigkeit  ist, 
abgesehen  von  den  speziell  den  kleinen  Vereinen  daraus  er- 
wachsenden Vorteilen  im  Fall  ihrer  Auflösung  beim  Nieder- 
gang des  Werks,  zu  dem  sie  gehören,  besonders  deshalb  als 
ein  Fortschritt  in  der  Entwicklung  des  bayrischen  Knapp- 
schaftswesens zu  bezeichnen,  weil  damit  die  durch  das  B.G. 
begründete  Zwangsversicherung  mit  der  Forderung  der  vollen 
Freizügigkeit  der  Arbeiter  in  Einklang  gebracht  wurde.  Denn 
die  in  Art.  206  des  B.G.  eingeräumte  Möglichkeit,  des  Aus- 
tritts mit  Vorbehalt,  bot  allein  noch  keine  hinreichende  Sicher- 
heit dafür,  daß  die  Kn.V.  nicht  indirekt  dazu  dienen  könnten, 
die  Arbeiter  an  ein  Werk  zu  fesseln. 
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4-    Die  Trennung  des  Krankenfürsorgewesens 
vom  Pensionswesen    und    die  geplante  Reform 
des  letzteren. 

Von  grundlegender  Bedeutung  für  die  gesunde  Weiter- 
entwicklung des  Knappschaftswesens  ist  die  anfangs  1906  fast 
allgemein  durchgeführte  organisatorische  Trennung  zwischen 
Kranken-  und  Pensionswesen.  Die  Zweckmäßigkeit  dieser  Maß- 
nahme ergibt  sich  zunächst  aus  dem  Umstände,  daß  den 
Vereinen  Mitglieder  angehören,  welche  nicht  pensionsberechtigt 
sind  (jugendliche  und  weibliche  Arbeiter),  sodaß  es  recht 
und  billig  erscheint,  sie  von  der  Entrichtung  der  auf  die 
Pensionsansprüche  treffenden  Beitragsquote  zu  befreien. 
Außerdem  bietet  die  Trennung  das  beste  Mittel  zur  Verhütung 
einer  übermäßigen  Inanspruchnahme  der  Vereinsmittel  für  das 
Krankenwesen,  da  eine  wirksame  Kontrolle  gegen  Simulation 
und  Arzneimittelverschwendung,  worüber  seitens  der  Vereine 
häufig  geklagt  wurde,  nur  dann  zu  erwarten  ist,  wenn  die 
durch  den  Mißbrauch  verursachte  Steigerung  des  Kostenauf- 
wandes den  Mitgliedern  durch  eine  Erhöhung  der  Beiträge 
zur  Krankenkasse  fühlbar  gemacht  wird. 

Unbedingt  erforderlich  ist  aber  die  Trennung  aus  ver- 
sicherungstechnischen Gründen.  Denn  während  die  Pensions- 
versicherung feste  Beiträge  und  zur  Sicherstellung  der  künftigen 
Pensionsleistungen  das  Kapitaldeckungsverfahren  erfordert, 
müssen  die  Mittel  für  die  Zwecke  der  Krankenkasse  durch 
variable  Beiträge,  welche  sich  nach  dem  voraussichtlichen 
Bedarf  eines  Rechnungsjahres  bestimmen,  aufgebracht  werden. 

Um  eine  klare  Uebersicht  über  die  Ergebnisse  der  Vereins- 
verwaltung für  die  beiden  Zweige  des  Unterstützungswesens 
und  Anhaltspunkte  für  deren  künftige  Regelung  zu  gewinnen, 
hatte  das  O.B.A.  München  bereits  durch  Ausschreiben  vom 
10.  Juli  1901  die  rechnungsmäßige  Trennung  zwischen 
Kranken-  und  Pensionswesen  bei  den  Vereinen  in  Anregung 
gebracht.  Dementsprechend  wurde  sie  am  i.  Januar  1902  bei 
den  Vereinen  fiskalischer  und  auch  mehrerer  Privat-Werke 
eingeführt.  Bei  2  Vereinen  privater  Werke  bestand  die  Tren- 
nung schon  seit  einigen  Jahren.  Der  Miesbacher  Kn.V.  hat 
dieselbe  nämlich  am  i.  Januar  1891  bewerkstelligt  und  statt 
des  bis  dahm  nach  Prozenten  vom  Verdienste  erhobenen  Mit- 
ghederbeiträgs  (anfänglich  2  0/0,  später  4^/0)  feste  Beiträge  zur 
Kranken-  und  Pensionskasse  festgesetzt.  Die  organisatorische 
Trennung  fand  1904  statt,  bei  der  gleichzeitigen  Errichtung 


12)  d.  h.  gesonderte  Verrechnung  nicht  nur  der  Ausgaben,  wie  bis- 
her, sondern  auch  der  Einnahmen  für  jeden  der  beiden  Versicherungs- 
2weige. 
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des  Miesbacher  Kn.V.  als  Bezirksverein  ^'^)  für  den  Berginspek- 
tionsbezirk München. 

Ferner  wurde  anfangs  1897  die  Trennung  des  Kn.V.  Ach- 
thal-Hammerau in  der  Weise  vorgenommen,  daß  für  Ach- 
thal und  Hammerau  je  eine  besondere  Krankenkasse  abge- 
zweigt wurde,  während  der  gemeinschaftlichen  K.-K.  (Pensions- 
kasse) lediglich  die  Versorgung  der  Invaliden,  Witwen  und 
Waisen  verblieb. 

Bei  den  meisten  Vereinen  hatte  die  Entwicklung  des 
Pensionswesens  nicht  gleichen  Schritt  gehalten  mit  der  der 
Krankenfürsorge,  und  diejenigen,  welche  ohne  hinreichende 
Erhöhung  der  Mitgliederbeiträge  zur  Aufbesserung  der  Pen- 
sionen geschritten  waren,  hatten  ihre  dauernde  Leistungs- 
fähigkeit in  hohem  Grade  gefährdet.  Um  die  Vereine  zur 
Reform  des  Pensionswesens  zu  bewegen,  war  seitens  des  .OB.A. 
in  dem  oben  erwähnten  Reskript  vom  10.  Juli  1901  schon 
darauf  aufmerksam  gemacht  worden,  daß  künftig  eine  Herab- 
setzung der  Pensionen  auf  Grund  des  sich  in  den  meisten 
Satzungen  findenden  Vorbehalts  einer  Reduktion  der 
Leistungen  im  Unvermögensfalle,  gegenüber  der  Forderung 
des  Art.  205  B.G.  nicht  als  gerechtfertigt  erachtet  w^erden 
könne,  solange  die  Sicherung  und  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit möglich  sei.  Der  nächste  und  beste  Weg  zur  Er- 
reichung dieses  Ziels  biete  sich  in  der  Verschmelzung  der 
kleinen  Vereine  zu  einem  größeren  Verbände  und  zwar  derart, 
daß  sich  die  Vereinigung  auf  das  Pensionswesen  beschränke, 
während  die  Krankenfürsorge  den  kleinen  Knappschaftsver- 
bänden verbleiben  könne.  Dieser  Anregung  des  O.B.A.  ist 
die  Errichtung  des  Kn.-Bezirks-V.  Bayreuth  zuzuschreiben, 
im  übrigen  fand  sie  bei  den  Vereinen  wenig  Anklang. 

Die  Frage  der  Reform  des  Knappschaftswesens,  speziell 
an  den  staatlichen  Werken,  wurde  in  der  Landtagssession 
1903/04  eingehend  behandelt,i^)  nachdem  den  Kammern  die 
,, Denkschrift  über  die  Verhältnisse  und  Wünsche  der  Arbeiter 
und  Bediensteten  bayer.  Staats-,  Berg-,  Hütten-  und  Salinen- 


13)  Er  umfaßt  die  im  Bezirk  der  Berginspektion  München  bisher 
bestandenen  Pensionskassen  der  Kn.-V.  in  Miesbach  (mit  Penzberg,  Tölz 
und  Murnau),  ferner  Großweil,  Mittenwald  und  hsee.  Der  Verein  Ach- 
thal-Hammerau hat  eine  Vereinigung  abgelehnt;  mit  den  Vereinen  der 
fiskalischen  Werke  des  Bezirks  wurden  keine  Verhandlungen  gepflogen. 

14)  Vergl.  pg.  93. 

15)  Vergl.  Protokoll  über  die  99.  Sitzung  des  Finanzausschusses  der 
Kammer  der  Abgeordneten  vom  10.  Mai  1904,  dann  stenogr.  Bericht  über 
die  Plenarverhandlüngen  dieser  Kammer  vom  27.  und  28.  Mai  1904  und 
Protokoll  über  die  Sitzung  des  H,  Ausschusses  der  Kammer  der  Reichs- 
räte vom  21.  Juni  1904. 
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werke"  seitens  des  Verbandes  i^)  der  Arbeiter  und  Bediensteten 
genannter  Werke  unterbreitet  worden  war.  Der  das  Knapp- 
schaftswesen betr.  Teil  der  Denkschrift  schildert  im  Anschluß 
an  die  oberbergamtliche  Statistik  die  im  Jahre  1902  bestan- 
denen Vereinsverhältnisse  an  ärarialischen  Werken, i')  weist 
deren  Unhaltbarkeit  nach  und  bringt  schließlich  Vorschläge 
und  Wünsche  bezüglich  der  Reform  des  Knappschaftswesens. 
Die  Veranlassung  für  das  Vorgehen  des  Verbandes  bildete 
das  berechtigte  Streben  der  Arbeiter^,  eine  Aufbesserung  der 
durchweg  zu  geringen  Pensionen  herbeizuführen.  Über  die 
Höhe  der  Jahrespensionen  der  III.  Dienstesklasse,  welcher  die 
meisten  Mitglieder  angehören,  enthält  die  Denkschrift  folgende 
Angaben ; 


Vereine 

Zum  Anspruch 
auf  Invaliden- 
rente erforder- 
liche Anzahl  von 
Dienstiahren^s) 

InvaHdenrente 
bei 

20     I  40 
Dienstjahren 

Witwengeld 
bei 

20     1  40 
Dienstjahren 
des  Mannes 

Waisengeld 
(20  D.-J.  d.  Vaters) 
Halb-  1  Doppel- 
Waisen 

Berchtesgaden 

10 

197,60 

249,60 

81,12 

101,92 

20,28 

30,42 

Reichenhall 

7 

163,80 

234,- 

75,40 

93,60 

22,62 

37J0 

Traunstein 

5 

161,20 

254,80 

67,60 

109,20 

16,90 

25,35 

Rosenheim 

5 

208,- 

338,- 

93,60 

156,- 

23,40 

35,10 

Peissenberg 

5 

216,- 

312,- 

108,- 

156,- 

21,60 

43,20 

Bergen 

182,- 

356,- 

_  _19) 

Amberg 

1 

202,80 

312,- 

101^40 

156!- 

10^14 

30,42 

Bodenwöhr 

10 

130,- 

156,- 

65,- 

78,- 

20,80 

31,20 

Obereichstätt 

15 

71,24 

107,12 

35,88 

53,56 

8,97 

13,46 

St.  Jngbert 

5 

283,20 

540,- 

138,- 

234,- 

36,- 

108,- 

16)  Der  ,, Verband  der  Arbeiter  und  Bediensteten  bayr.  Staats-,  Berg-, 
Hütten-  und  Salinenwerke''  (Sitz  in  Rosenheim)  wurde  im  Jahre  1902 
gegründet.  Er  anerkennt  die  bestehende  Staats-  und  Gesellschaftsordnung 
(§  3  der  Statuten)  und  hat  es  sich  zur  Aufgabe  gestellt,  die  Interessen 
der  Genannten  nach  Kräften  zu  vertreten  und  auf  dem  Wege  der  Staats- 
und Selbsthilfe  eine  Hebung  ihrer  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lage 
herbeizuführen. 

Die  in  Betracht  stehende  Denkschrift  befaßt  sich  mit  folgenden 
Angelegenheiten:  Reform  des  Knappschaftswesens,  insbesondere  Ver- 
besserung der  Pensionsverhältnisse;  Verbesserung  der  Lohnverhältnisse; 
Kürzung  der  Arbeitszeit,  Einführung  der  Sonntagsruhe  auf  den  Salinen; 
Einschränkung  der  Akkordarbeit;  Errichtung  von  Dienstwohnungen  zur 
Linderung  der  Wohnungsnot;  Besserung  des  Arbeiter-Rechtsschutzes. 

1')  Bayern  hat  bei  15  staatlichen  Werken  11  Knappschaftsvereine 
mit  4737  Mitgliedern  (Ende  1907).  Dazu  kommen  noch  die  Pensions-  und 
Krankenkassen  der  beiden  Hüttenwerke  Weiherhammer  und  Sonthofen 
mit  ca.  je  100  Mitgliedern. 

IS)  Die  Anrechnung  der  Dienstjahre  geschieht  teils  vom  16.  Lebens- 
jahre an,  bei  den  meisten  Vereinen  aber  erst  vom  18.  an. 

19)  Die  Zahlen  fehlen. 
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Zur  Besserung  der  Kassenverhältnisse  schlägt  die  Denk- 
schrift vor,  die  vollständige  Trennung  der  Vereine  inKranken- 
und  Pensionskassen  durchzuführen  und  die  letzteren  zu  einer 
,,Landes-Knappschaftspensionskasse"  zu  vereinigen,  um  ein 
leistungsfähigeres  Institut  zu  schaffen  und  die  einheitliche  Be- 
messung der  Beiträge  und  Pensionen  zu  ermöglichen.  Die 
Abstufung  der  Pensionen  soll  nach  der  Dauer  der  Mitglied- 
schaft erfolgen.  Die  Beiträge  des  Werksbesitzers,  des  Staates, 
sollen  den  Mitgliederbeiträgen  gleich  werden,  also  das  Doppelte 
des  gesetzlich  vorgeschriebenen  Mindestbetrages  ausmachen. 
Außerdem  v^ird  ein  Staatszuschuß  zu  dieser  Kasse  gewünscht, 
um  den  Mitgliedern  bei  mäßiger  Erhöhung  der  Beiträge  nach 
30  Dienstjahren  eine  Pension  von  700  Mk.  zu  sichern.  Jeder 
bei  den  staatlichen  Berg-,  fiütten-  und  Salinenwerken  seil; 
mindestens  einem  Jahr  dauernd  beschäftigte  Arbeiter  soll  als 
ständiges,  ordentliches  Mitglied  in  die  Kasse  aufgenommen 
werden,  vorausgesetzt,  daß  er  das  17.  Lebensjahr  erreicht 
und  das  45.  noch  nicht  überschritten  hat.  Ein  weiterer  Wunsch 
besteht  darin,  daß  den  Mitgliedern  ein  möglichst  weitgehendes 
Mitbestimmungsrecht  an  der  Verwaltung  und  Leitung  der 
Kasse  eingeräumt  werde,  damit  ihre  Rechte  voll  und  ganz 
gewahrt  und  ihre  Wünsche  und  Beschwerden  zur  Geltung 
kommen  könnten. 

Die  Petition  wurde  im  Landtag  bei  den  Verhandlungen 
über  den  Etat  der  Bergwerks-,  Hütten-  und  Salzwerksgefälle 
für  die  XXVIL  Finanzperiode  1904/05  eingehend  besprochen, 
und  die  seitens  des  Finanzministers  dargelegten  Grundzüge 
zur  Vornahme  der  Reform  des  Knappschaftswesens  an  staat- 
lichen Werken  fanden  die  Billigung  der  Kammern.  Das  Projekt 
der  Regierung,  welches  auf  einem  versicherungstechnischen 
Gutachten  über  die  finanziellen  Verhältnisse  der  Vereine  und 
auf  den  Sanierungsvorschlägen  des  Versicherungstechnikers 
beruhte,  machte  die  Durchführung  der  Neuregelung  des 
Pensionswesens  zunächst  von  der  Trennung  der  Vereine  in, 
Kranken-  und  Pensionskassen  abhängig.  Für  die  Reorgani- 
sation des  Pensionswesens  sollten  alsdann  nach  der  Ministerial- 
entschließung  an  die  G.B.  u.  S.A.  vom  11.  Juh  1904  folgende 
Gesichtspunkte  maßgebend  sein: 

„I.  Die  (von  der  Krankenfürsorge  frei  gemachten)  Werks- 
pensionskassen sollen  mit  der  Maßgabe  fortbestehen,  daß  neben 
ihnen  zum  Zwecke  ihrer  Rückversicherung  eine  gesonderte 
Verbands-Pensions-Kasse  gebildet  wird. 

2.  Als  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  die  Verbandskasse  ge- 
gründet werden,  d.  h.  in  Wirksamkeit  treten  soll,  wird  der 
I.  Januar  1906  in  Aussicht  genommen. 

3.  Zur  erstmaligen  Dotierung  hat  jede  Werkspensionskasse 
die  Hälfte    ihres    rentierlichen  Kapitalvermögens  nach  dem 
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Stande  vom  31.  Dezember  1905  in  die  Verbandskasse  ein- 
zulegen. 

4.  Bei  denjenigen  Kassen,  für  welche  die  nach  dem  Stande 
vom  31.  Dezember  1905  unter  Berücksichtigung  der  geplanten 
künftigen  Einrichtungen  neuaufzustellenden  versicherungstech- 
nischen Bilanzen  einen  Passivrest  aufweisen,  ist  die  Vermögens- 
einlage in  die  Verbandskasse  durch  den  Hälftebetrag  des 
Passivrestes  zu  ergänzen.  Diese  Einlageergänzungen  über- 
nimmt das  Staatsärar  als  iWerksbesitzer.^o) 

5.  Die  andere  Hälfte  des  nach  dem  Stande  vom  31.  Dez. 
1905  ermittelten  rentierlichen  Vermögens  verbleibt  den  ein- 
zelnen Werkspensionskassen  zur  eignen  Verwaltung;  bei  den 
unter  '4.  fallenden  Kassen  ist  die  Unterbilanzhälfte  durch  (den 
Staat  als  Werksbesitzer  nicht  berührende)  Zuschläge  zu  den 
normalen  Mitgliederbeiträgen  allmählich  auszugleichen. 

6.  Denjenigen  Kassen,  für  welche  die  Bilanzen  einen 
Aktivrest  ausweisen,  bleibt  dieser  (buchmäßige)  Überschuß 
als  Reserve. 

7.  Die  Beiträge  der  Vereinsmitglieder  sind,  wie  bisher,  an 
die  Werkspensionskassen  abzuführen;  dagegen  fließen  die  bis 
auf  weiteres  in  gleicher  Höhe  bemessenen  Beiträge  des  Werks- 
besitzers in  die  Verbandskasse. 

8.  Die  Pensionslast  wird  zwischen  den  Einzelnkassen  und 
der  Verbandskasse  in  der  Weise  gleichheitlich  verteilt,  daß 
jede  Werkspensionskasse  von  dem  Gesamtanfalle  an  Pensionen 
ihrer  Mitglieder  die  Hälfte  aus  eignen  laufenden  Mitteln  zu 
bestreiten  hat,  während  die  andere  Hälfte  aus  der  Verbands- 
kasse vergütet  wird. 

9.  Um  die  Unterlagen  für  die  Bemessung  der  Beiträge 
und  d^r  J*ensionen  bei  allen  Kassen  möglichst  gleichmäßig 
zu  gestalten,  werden  unter  Aufgabe  des  bisherigen  Berech- 
nungssystems Lohnklassen  gebildet  und  für  jede  Lohnklasse 
die  normalen  Beitragssätze  einerseits  und  die  —  nach  Dienst- 
altersklassen steigerungsfähigen  —  normalen  PensionssätzCf 
andererseits  fixiert.  Darnach  bewegen  sich  die  Pensionen  inner- 
halb der  gleichen  Lohn-  und  der  gleichen  Dienstaltersklasse 
bei  sämtlichen  Pensionsklassen  in  gleicher  Höhe.  Die  Bei- 
träge sind  bei  den*  Pensionskassen  an  den  rechtsrheinischen 
Staatswerken  gleichfalls  einheitlich  reguliert,  während  für  die 
Knappschaftspensionskasse  St.  Ingbert  eine  gesonderte  (höhere) 
Normierung  der  Beitragssätze  Platz  greifen  muß. 


20)  Nach  dem  versicherungstechnischen  Gutachten  berechnet  sich 
die  Ausgleichssumme,  die  sich  infolge  der  Verschiedenheit  des  Ver- 
mögens und  der  finanziellen  Situierung  der  einzelnen  Kassen  als  not- 
wendig erweist,  auf  250  000  Mk.  Um  Schwierigkeiten  zu  vermeiden,  die 
die  Entnahme  dieses  Betrags  auf  einmal  in  irgend  einem  Etat  bereiten 
könnte,  wurden  auf  Antrag  des  Finanzministers  vom  Landtag  40  000  Mk, 
in  den  Etat  der  XXVII.  Finanzperiode  eingestellt  und  reserviert. 
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10.  Die  den  versicherungstechnischen  Berechnungen  und 
Vorschlägen  zu  Grunde  hegende,  auf  dem  Lohnklassensystem 
beruhende  neue  Skala  der  Beiträge  und  der  Pensionen  (Unter- 
stützungen), nach  der  im  allgemeinen  die  Beiträge  zu  den 
Pensionskassen  einerseits  und  die  Leistungen  der  letzteren 
andererseits  gegenüber  den  bisherigen  Sätzen  eine  ent- 
sprechende Erhöhung  erfahren  würden,  empfiehlt  sich  vor- 
behaltlich eventueller  Modifikationen  in  einzelnen  Punkten  zur 
Einführung, 

1 1 .  Die  neue  Pensionsskala  soll  ohne  rückwirkende  Kraft 
eingeführt  ^yerden  und  daher  auf  die  Pensionen  der  vor  dem 
Einführungstermine  invalid  gewordenen  Kassamitglieder  und 
die  Unterstützungen  ihrer  pensionsberechtigten  Angehörigen 
ohne  Einfluß  sein. 

12.  Die  Einzelheiten,  die  für  die  Durchführung  der  ge- 
planten Reform  der  Knappschaftspensionskassen  insbesondere 
in  Rücksicht  auf  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  der  Verbands- 
pensionskasse zu  den  neben  ihr  fortbestehenden  Werks-Pen- 
sionskassen  in  Betracht  zu  kommen  haben,  sind  in  einem 
Normalstatut  zu  regeln,  dessen  Ausarbeitung  durch  die  kgl. 
G.B.  u.  S.A.  erfolgt." 

Während  die  Trennung  in  Kranken-  und  Pensionskassen, 
wie  bereits  oben  gesagt,  am  i.  Januar  1906  bei  sämtlichen. 
Vereinen  zur  Einführung  gelangte,  und  einheitliche  Kranken- 
kassen-Satzungen, deren  Vollzugsbestimmungen  den  lokalen 
Besonderheiten  der  einzelnen  Kassen  Rechnung  tragen,  in 
Kraft  traten,  ist  die  Reorganisation  des  Pensionswesens  noch 
nicht  gelungen.  Die  Verhandlungen  darüber  zwischen  der 
G.B.  u.  S.A.  und  den  Vereinen  schweben  noch;  der  Satzungs- 
entwurf war  dem  Verfasser  nicht  zugängig,  ebenso  waren  die 
Bemühungen,  über  den  Gang  der  Verhandlungen  näheres  zu 
ermitteln,  vergebens.  Nach  Mitteilung  der  G.B.  u.  S.A.  vom 
6.  Juli  1908  werden  die  Vorarbeiten  noch  längere  Zeit  be- 
anspruchen. 

Zweifellos  ist  die  Zentralisation  im  Interesse  sämtlicher 
Vereine  gelegen  und  es  ist  zu  wünschen,  -  daß  die  Gründung 
der  Verbandskasse  bald  betätigt  wird,  eventuell  durch  gesetz- 
lichen Zwang  nach  preußischem  Muster,  falls  die  Vereine 
nicht  freiwillig  sich  dazu  entschließen  können. 


103 


Anlage  la. 

Ausweis  über  den  Stand  der  Bruder-  und  Knappschaftskassen  beim 
Bergwesen  einschließlich  des  ärarialischen  Hüttenwesens  rechts 
des  .Rheins  am  Schlüsse  1860/61  resp.  1861. 


Voriger 
Kassa-Rest 


Zinsen  von 
lusgeliehcnen 
Kapitalien 


Zurück- 
bezahlte 
Kapitalien 


innahmen 

Beiträge 
von 
Lieferanten 


Beiträge 

der 
Arbeiter 


Verschiedene 
Einnahmen 


nkohlen) 


*Amberg,  B.  A. 
'Bergen,  B.  u.  H.  A. 
»Bodenwöhr,  B.  u.  H.  A. 
*Bodenmais,  Hüttenverwaltung 
*Eisenärzt,  Hüttenverwaltung 
'Erbendorf,  Grubenverwaltung  (Steinkohlen) 
*Fichtelberg,  H.  A.  . 
*Hohenpeißenberg,  Grubenverwaltung  (Ste 
Kissingen,  B.  A.,  Revierknappschaftskasse 
"Königshütte,  B.  u.  H.  A.  . 
*Leidersdorf,  H.  A.  . 
Mänchen,  B.  A.,  Glasmalerei-Anstalit 
Miesbacher  Knappschaft 
Tegernseer  „ 
Penzberger  „ 
Orb,  B.  A.,  Grubenrevier  im  Kahlgrund 

Revierknappschafts-Kasse 
*Obereichstädt,  H.  A. 
*Sorithofen,  B.  u.  H.  A. 

Knappschafts-Kasse  Irrsee 
Stehen,  B.  A.,  Revierknappschaftskasse 
Revier  Stadtsteinach  . 
Kaulsdorfer  Knappschaft 
Büttners  Steinkohlen-Zeche  bei  Reitsch 
Meyers  Steinkohlen-Zeche  „Vereinigt.  Nachbar, 
von  Swaine'sche  Steinkohlengruben 
*Schüttendobel,  H.  A. 
'Weiherhammer,  H.  A.  . 
Wunsiedel,  B.  A.,  Revierknappschaftskasse 
Revier  Goldkronach 
Silber-  .und  Bleibergbau  Erbendorf 


Ärarialische  Bruderkassen 
Privat  Bruderkassen  . 


Zusammen 


315 

loy 

514 
289 

862 
811 
555 
50 
229 
354 
199 

3349 
283 

2591 
120 
16 
100 
543 
146 

149 
85 
102 
52 
528 
113 
576 

1093 
228 

1121 

15493 
5378 
10115 


fl. 

304 
1100 
750 
279 
113 

1186 
254 
30 
808 
214 
73 
96 

80 
4 

20 
1003 
1219 

333 
72 
59 
21 
36 
359 
156 
812 
392 
486 
18 


39 


1700 
350 


2684 


300 


200 


842 


10289 
8206 
2083 


6077 
5034 
1042 


fl. 

250 
540 
390 

54 
661 
267 
127 

66 


21 

319 


26 


2731 


fl. 

427 
1266 
645 
259 
211 
558 
700 
514 
65 


1107 
302 
255 
10 

705 
514 
45 
147 
8 
12 
1 

209 
1364 
34 
764 
144 
230 
450 


10959 
6603 
4356 


9 

170 
1 

63 
29 
87 


563 
72 


795 
2 
1 

140 


442 
40 
22 
3 
174 
1 


2623 
1222 
1400 


xr.  ^ 

30 
35 
52 

31 

30 
19 
30 


:  Ärarial  -  Werke. 


Einführung  des  Kalenderjahres  als  Rechnungsjahr  im  Gemeinde-  und  Stittungs-  Rechnungswesen  durch  die  Verordnung  vom  24.  IX.  1866  vom  1.  Januar  1868  an  l 
auch  für  alle  Knappschafts-,  Bruder-  und  Almosen-Kassen  angeordnet  seitens  der  O.  B-      i».  A.  am  25.  V.  1067. 
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Anlage  Ib. 

Ausweis  über  den  Staud  der 
Brnder-  und  Knappscliaftskassen 
beim  Bergwesen  einschließlich 
des  ärarialischen  Hüttenwesens 
rechts  des  Rheins  am  Schlüsse 
1860/61  resp.  1861. 


Amberg,  B.A. 
Bergen,  B.  u.  H.A.  . 
Bodenwöhr,  B.  u.  H.A. 
Bodenmais,  Hüttenverwaltung 
Eisenärzt,  Hüttenverwaltur  g 
Erbendorf,  Grubenverwaltung 

Fichtelberg,  H.A. 
Hohenpeißenberg,  Grubenverwaltg. 
Kissingen,  BA.,  Revierknapp.-Kasse 

Königshütte,  B,  u.  H.A, 
Leidersdorf,  H  A. 
München,  BA.,  Glasmalerei-Anstalt 

Miesbacher  Knappschaft 

Tegernseer  „ 

Penzberger  ,, 
Orb,  B.  A.,  Grubenrevier  i.  Kahlgrund 

Revierknappschaftskasse 
Obereichstädt,  H.A. 
Sonthofen,  B.  u.  H.A. 

-  Knappschaftskasse  Irrsee 
Sieben,  B.  A.,  Revierknapp.-Kasse 

Revier  Stadtsteinach  . 

Kaulsdorfer  Knappschaft 
Büttners  Steinkohlen-Zeche 

bei  Reitsch 
Meyers  Steinkohlen-Zeche 

„Vereinigt.  Nachb." 

v.Swaine'sche  Steinkohlengrb, 
Schüttendobel,  H.A. 
Weiherhammer,  H.A. 

Wunsiedel,  B.A.,  Revierkn. 
Revier  Goldkronach  . 
Silber-  und  Bleibergbau 


Erbendorf 


Ararialische  Bruderkassen 
Privat  Bruderkassen 


Zusammen 


Ausgaben 


^  C/3 
<*'  'S 


fl. 

xr 

175 

298 

49 

56 

8 

38 

30 

9 

15 

38 

53 

17 

12 

- 

10 

— 

14 

6 

6 

24 

42 

6 

48 

13 

15 

10 

40 

23 

49 

115 

12 

11 

31 

1 

45 

860 

5 

805 

24 

54 

41 

fl. 

356 
2385 
1356 
15 
95 
62 

965 
1065 
14 

45 
44 

567' 
400 
22 
13 

451 
591 
12 
31 
14 


93 
1175 
63 
738 

41 
7 

1 


21110635 
-  8237 
2  2398 


fl 

45927 
1456 
63930 
34638 

71 

73 

715 
81 


92740 
18524 
286 
54 


1211 


102455 


45026 
14626 


35632 


451  3119771 
26  -  7637 
L9  3  2134 


49 


>  


L178 
520 
658 


52745 


3309 


10645 


1000 

7162C 
1500 
150 


845350 


5493 


296026 


Abschluss 


CT! 

E 

E 

3 

< 

fl. 

xr 

fl. 

826 

42 

2 

471 

33 

3 

4270 

11 

455 

22 

2 

Zol  1 

1 

509 

56 

3 

418 

29 

466 

5 

l 

848 

34 

2 

137 

52 

196 

27 

2 

1555 

20 

1 

5096 

27 

1 

445 

2 

~ 

1165 

5 

2 

313 

3 

2 

123 

14 

22 

41 

3 

1  r\i  1 
IUI  i 

5 

2 

327 

35 

l 

10 

319 

6 

2 

286 

18 

549 

12 

1 

664 

53 

3962 

2 

400 

59l  1 

274  1 

ll 

22 

2905 

51 

114 

50 

20 

43 

10 

26 

35 

- 

2495 

43 

141 

14 

1 

1692 

47 

587 

8 

2 

115 

8 

77 

54 

2 

654 

10 

1 

167 

45 

2 

163 

27 

66 

12 

2 

90 

53 

1 

66 

34 

— 

10 

114 

37 

III 

5 

186 

30 

3 

2649 

32 

2 

45 

40 

2 

217 

22 

149 

3 

— 

1892 

42 

604 

19 

— 

2146 

49 

3 

328 

41 

561 

38 

3 

553 

37 

1 

81 

23 

1510 

47 

30899 

50 

3 

1736^ 

7 

II 

22693 

29 

6482 

42 

8206 

21 

3 

10879 

24 

t 

fl.  xr-^ 


Vermögensstand 


c 

i; 

q: 

ci 

a 

fl. 

xr 

fl. 

xr 

471 

*2 

33 

3 

7500 

455 

2S 

2 

25  IOC 

uno 
Duy 

»9 

00 

3 

— 

16070 

~- 

466 

.5 

1 

6600 

j/ 

320C 

155'' 

2( 

1 

50C 

*14C 

17 

445 

2 

31963 

— 

313 

3 

2 

6200 

22 

41 

3 

800 



*4 

327 

35 

1 

18975 

— 

319 

6 

2 

5300 

— 

549 

12 

1 

2000 

993 

2 

2969 

- 

274 

1 

1 

2905 

51 

2C 

4j 

200 

26 

35 

600 

141 

14 

1 

19725 

— 

587 

6 

2 

25400 

77 

54 

2 

30C 

167 

45 

2 

7472 

30 

66 

12 

2 

1700 

— 

*9 

24 

_ 

66 

3J 

— 

1572 

_ 

114 

37 

500 

♦155 

25 

186 

30 

3 

800 

,  »22 

30 

45 

40 

2 

9105 

149 

3 

— 

3900 

604 

19 

22025 

•23 

9 

328 

41 

9599 

ßO 

553 

37 

1 

8850 

1510 

47 

400 

11853 

1 

2| 

51 

6637 

59 

3 

192458 

5215 

1 

3 

49773 

51 

440 
3135 


200 


4608 


10283 
10283 


ermögen 
Ö 

Summa 

fl. 

xr 

fl. 

xr 

423 

33 

8.^95 

6 

3 

4 

ZOUUl 

12. 

2 

220 

16 

— 

19936 

4 

3 

7075 

5 

1 

3337 

5^ 

2055 

zu 

1 

76 

55 

— 

32825 

14 

1 

174 

19 

6687 

22 

2 

822 

41 

3 

OD 

] 

5619 

e 

2 

2549 

12 

1 

3962 

2 

274 

1 

1 

2905 

51 

220 

43 

- 

626 

35 

— 

198.6 

14 

1 

30595 

8 

2 

377 

54 

2 

76 

24 

2 

7716 

40 

1766 

12 

2 

1647 

58 

614 

37 

- 

1141 

55 

3 

25 

9198 

10 

2 

4984 

3 

33 

16 

23627 

15 

3 

37 

29 

9988 

49 

34 

12 

9437 

49 

1 

1910 

47 

11U5 
932 
173 

>4 
19 
5 

■3 

265473 
210311 
55161 

51 
58 

3 
2 
1 

*  Sind  Ausstände. 
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K.-K.  bei  dem  B.A.  Amberg.  Anlage  2. 


Vermögen: 

1860/61 

62/63 

()4/65 

66/67 

1868 

fl. 

xr. 

fi. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

VpryinsHchf  ICanifalifn 

V  V  1  ^1 1  i  wlX Vll  ^     1  Vu  MX  Ii 

7500 

— 

9000 

— 

ICOOO 

— 

lOüOO 

— 

10500 

— 

UWI^olallUC  . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

cc#»rp<if 
iXCtSSCICol               •  . 

471 

333/4 

282 

313/4 

281 

533 

45^/, 

705 

4IV2 

Inupniarwprf 

III  VCll  Ictl  W  Cl  l        •  . 

423 

83 

423 

33 

326 

33 

326 

33 

326 

33 

Summe  . 

8395 

6^/4 

97U6 

43/4 

10607 

41 '/2 

10860 

I8V2 

Il5b2 

141/2 

Gegen  dasi  Mehr 

155 

42^2 

935 

16  V2 

193 

513/4 

671 

56 

Vorjahr  J  Minder 

35 

203/4 

Ansgaben : 

Priesterschaft  und 

Kirchendiener 

Kur-    und  Medikam.- 

356 

3 

422 

29 

353 

38 

440 

34 

486 

48 

Krankenschichten  und 

35 

I6V2 

ReprHicriino'<;hpiträo"P 

75 

29 

115 

37 

193 

54^, 

108 

20 

10 

Ahmentationen 

189 

34^2 

154 

I6V2 

162 

]9»/4 

268 

483/4 

220 

56V2 

Besondere  Unterstütz- 

ungen 

194 

24 

167 

24 

205 

14^2 

228 

36 

200 

VerschiedeneAusgaben 

11 

12 

11 

12 

11 

12 

21 

12 

23 

45 

Summe  . 

82H 

42  V2 

87U 

926 

183/4 

1102 

47  V4 

941 

öl 

Ausgelieh.  KapitaHen  . 

1031 

26 

Belegschaft  beim  K.  Eisensteinbergbau  1866/67:75  Hilfsarbeiter,  53  ständ.  und 
56  unst.  Arbeiter.    Alimentierte  1866/67 :  lö  Männer,  23  Weiber,  10  Kinder. 


Bruderkasse  bei  dem  B.  u.  H.A.    Bergen.  Anlage  3. 


Yermögeusstand : 

Verzinsliche  Kapitalien 
Aktiv-Ausstände 
Aktiv-Rest 
Inventar-Vermögen 

Summe  . 
Gegen  das  r  Mehr 

Vorjahr  l  Minder 
Ausgaben: 
Priesterschaft  und 

Kirchendiener 

Kur-  u.  Medic-Kosten 

Pensionen 

Schule  . 

Außerord.  Unterstützg. 
Steuern,  Regie  u.  a.  . 
Summa  der  Ausgaben 
AusgeHeh.  Kapitalien  . 

1861 

/62 

63/64 

65/66 

1868 

20050 
2 
153 
54 

xr. 


31 V2 

fl. 
25550 
2 

492 
55 

xr. 

58V4 
30 

fl. 
26050 

30 
2 

xr. 

12 
27 

fl. 
26050 

1)53 
2 

xr. 

323/4 

24 

20259 
741 

311/2 
51 

26100 
617 

28V4 

113/, 

26082 
83 

39 

5974 

25998 
108 

5IV4 

563/4 

28 

1882 
1252 
169 
292 
54 

42 

531/2 
493/4 
18 

4V4 

14 

1564 
1264 
209 
402 
2)  404 

42 

573/4 
29V4 
20 

451/2 

7 

Leichen 
Kost.21 
930 
1428 
195 
436 
20 

43 
551/2 

4^2 

151/2 
45 

7 

28 
840 
1472 
209 
98 
27 

43 

53'/4 
54V4 
18 
53 

36 

3679 

471/2 

3860 

141/2 

3U39 

431/2 

2685 

17^2 

3621 

7 

548 

15 

200 

1)  Passiv-Rest. 

Zunahme  wegen  Beitrag  zum  Kirchenbau. 

1861/62  1868 

\ktives  Personal  bei  Bergbau-,  Hütten-  und  Kohlwesen:  112  ständ.  92 

162  unst.  132 

Mimentationsempfänger:    Männer     .         .         .         .    28  1 

Weiber  .  .  .  .33  79 
Kinder      .         .         .         .    18  \ 


I 


! 

1C6  i 


Bruderka»se  bei  der  K.  Hüttenverwaltung  Bodenmais.       Anlage  4 


Verniögensstand : 

Aufliegende  Kapitalien 
Einnahmsrückstände 
Aktiv-Rest  . 

Mobilien  und  Immobilien 
Summe 

Mehr  gegen  das  Vorjahr 

Ausgalben: 
Alimentat.  und  besondere 

Unterstützungen 
Kur-  und  Begräbniskosten 

Gottesdienst 

Schule  und  anderes 
Summe 

Aufgelegte  Kapitalien 

1861/62  1868 
Aktives  Personal     42  66 
Pensionisten     28  14 
 Bruderkasse  der  K.  Hütten vervyaltung  Eisenärzt.  Anlage  5 


Yermögen : 
Ausgeliehene  Kapitalien  . 

1855/56 

58/59 

61/62 

64/65 

1868 

fl 

xr. 

fl. 
2000 

xr. 

fl. 
370O 

xr. 

fl. 
5100 

xr. 

fl. 
7200 

xr. 

Kassarest  . 

88 

2 

153») 

37 

576 

36 

6^2 

>)6 

21 

Summe 

88 

2 

1846 

23 

4276 

5136 

7193 

39 

Mehr  gegen  das  Vorjahr 

88 

2 

673 

40 

938 

33V. 

281 

46 

449 

39 

Ausgaben: 

Kultus  und  Schule 

43 

12 

46 

36 

42 

42 

36 

3 

Kur-,  Medic.  und  Leichen- 

188 

52 

kosten 

68 

46 

L65 

49 

120 

32 

121 

44 

20 

Krankenschichfen  . 

80 

15 

49 

88 

52 

15 

Reguläre  Alimentationen  . 

24 

54 

Besondere  Unterstützung. 

23 

30 

60 

30 

25 

30 

65 

45  ^' 

Uebrige  Ausgaben 

1 

282 

54 

1 

30 

1 

36  ; 

Summe 

68 

46 

314 

14 

.  277 

32 

303 

26 

418 

Kapitalanlage 

968 

52 

500 

602 

6 

483 

38  . 

Sind  Passivreste.   ')  Enthält  Passivreste  der  Vorjahre  als  Ausgaben. 


'  K.  K.  beim  K.  Steinkohlenbergbau  Erbendorf.  Anlage  t  jy^, 

Yermögensstand : 

Verzinsl.  Kapitalien 
Kassabarschaft 
Inventar 
Summe 

Gegen  das  Vorjahr  mehr 

Ausgaben : 

Pensionen  und  Unterstütz- 
ungen 

Kur-  und  Medic.  Kosten  , 
Krankensch.,  Beerdigungs- 
kosten 

Verschiedene  Ausgaben  , 
Summe 
Kapitalanlage 


1860/61 


62/63 


fl. 

6000 
9 

466 


51/4 


fl. 

6950 

278 


46»/, 


64/6t 


fl. 
7125 

419 


25»/4 


66/67 


fl. 
8050 


55'/4 


1868 


fl. 
8226 

51 


56*/- 


6475 


5V4 


7228 
62 


46«/, 
443/, 


7544 
212 


253/4 
13V. 


8053 
321 


55V4 

2^4 


8276 
223 


66»/ 
1 


333 
15 


66 
418 


2 

43 

20 

24_ 

29 


385 
45 

10 
4 

64 
ölO 
207 


281 
25 

10 

90 
408 
103 


326 
31 

14 

99 
471 
357 


295 
Kur  20 
Beg.42 
11 

 79_ 

449 
185 


1 

35 
29 
20 

36_ 
14 


1859/60 
fl. 

500 

862  293/, 


1362 


11 
34 
42 


91 


293/. 


8 
18 
24 

18 


61/H2 


fl. 

2000 
863 


■1863 
802 


19 

163 


71 
254 
1620 


xr, 
373/4 


Ö7«/. 

in 

12 
47 

20 


63/64 


fl. 

3400 
48 


3448 
109 


17 

131 

37 
186 
411 


lOV 


10»/' 
43 


54 
34 

_5_ 

33 
15 


65/66 


fl. 
3200 
131 


3331 
10 


93 

16 

11 
121 


291/. 


1868 


fl. 
3400 
73 


381 


29  »/4  34  V3 
2  76 


6 

20 

54_ 
20 


51 


54 
197 


38». 
461, 


141; 


44 
58V 
16 
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Bruderkasse  bei  der  K.-Grubenverwalfung  Hohenpeißenberg. 


Anlage  7. 


Vermögen: 

/erzinsliche  Kapitalien  . 
(asserest  . 
nventar  . 
iumme 

3egen  das  Vorjahr  {  "^"j^^ 

Ausgaben: 

Priesterschafl  und  Kirchendiener 

[Vorj 

Kur-  und  Medikamenten-Kosten 
Alimentationen 

\ußerordentl.  Unterstützungen 
Verschiedene  Ausgaben  . 
Summe 

Ausgeliehene  Kapitalien 


1)  Kurkosten  so  gering  wegen  Nichteinsendung  der  Arztrechnung. 

Aktives  Personal:  1860  61  1866  67 


1860/61 

62/63 

64/65 

66/67 

1869 

fi. 

xr. 

fi. 

xr. 

fi. 

xr. 

fi 

xr. 

fi. 

xr. 

6200 

6500 

7800 

10000 

11500 

313 

690 

45 

539 

571/2 

374 

57 

136 

10 

174 

1  n 
19 

1  TA 
1/4 

1  "7/1 

1/4 

iy 

00 

80 

6687 

7365 

4 

8514 

16  V. 

10460 

57 

11716 

10 

198 

26 

332 

36 

713 

521/4 

1011 

54 

189 

8V2 

17 

IQ 

9 

30 

8 

18 

12 

27 

8 

18 

,r612 

[Kr.Sch.51 

453 

10'/4 

257 

41 

')  45 

51^/4 

236 

50 

1021 

3 

16 

34 

14 

21 

58V. 

37 

49  Vo 

50 

12 

65 

48 

41 

11 

12 

115 

12  ^ 

47 

12 

48^/, 

1 

m^ 

30 

43 

4 

44 

1165 

5V. 

34cJ 

45  V. 

87 

50'/4 

445 

18V, 

1182 

29 

250 

1300 

400 

21  ständige 
74  unständige 


Arbeiter 


17 


}  176 
Bruderkasse  beim  K  B  u.  H.A.  Sonthofen. 


Anlage  8. 


Einnahmen: 

1819,50 

54/55 

1  59/60 

64/65 

1  66/67 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

Zurückbezahlte  Kapitalien 

4597 

54 

Kasserest  vom  Vorjahr  . 

984 

45'/4 

1386 

41 

93b 

5474 

151 

58 

181 

3^/4 

Zinsen  und  Pachtschillingc 

21 

831 

8 

12C8 

46 

1286 

59 

1423 

Brudergelder 

775 

55V. 

1332 

141  4 

.)752 

673/4 

789 

55 

859 

16 

Uebrige  Einnahmen 

14 

12V. 

20 

Summe  .... 

2403 

1% 

3550 

2914 

50V. 

2248 

52 

7061 

52V4 

Ausgaben : 

Kapitalanlage 

1200 

1V^34 

750 

794 

58 

5014 

32 

Ordentl.  Alimentationen  . 

101 

45 

113 

53^/4 

785 

28V. 

650 

33 

1066 

48 

Außerordentl.  Unterstützungen  . 

15 

16 

24 

129 

54 

287 

241 

12 

Krankenschichten,  Kur-,  Medika  - 

und  Leichenkosten 

475 

25V2 

481 

59»/4 

611 

59 

453 

22 

670 

1 

Übrige  Ausgaben  (Steuern,  Kul- 

tus elc.) 

19 

44 

14 

45V4 

94 

8'/4 

62 

23 

142 

53/4 

Summa  .... 

1811 

54V, 

1861 

23/4 

2371 

29=^/4 

2248 

16 

7034 

38-V4 

Vermögensstand : 

Kapitalien  .... 

14705 

18500 

25400 

24000 

2C600 

Grundstücke 

3276 

48V4 

38:8 

4608 

8202 

30 

12217 

30 

Kasserest  .... 

591 

7V. 

1689 

V. 

543 

2(JU 

36 

27 

»SV« 

Summe  .... 

I8572553/4 

24U47 

V. 

30551 

203/4 

32203 

6 

328441 43  V2 

1)  Der  von  hier  an  geringere  Anfall  an  Brudergeldern  lührt  vorzüglich  von  dem  infolge  des  Ein- 
stellens des  Bergbaues  und  der  Holzkohlenlieferungen  wegfallenden  Mater ial-Anlieferungs-Brudergeldern  her. 


Aktives  Personal: 
beim  Bergbau 
bei  der  Hütte 

Pensionisten: 
Männer 
Weiber 
Kinder 


1849/50                   1859/60  1866/67 

47  in  diesem  Jahr  eingestellt  — 

116                         98  101 

4                         12  4 

11                        17  15 

-                         8  14 
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Bruderkasse  beim  K  H.A.  Weiherhammer. 


Anlag:e 


Termögensstand 

Verzinsliche  Kapitalien 
Inventar 
Aktivrest 
Ausstände 
Summe 

Mehr  gegen  das  Vorjahi 
Ausga))en: 

Kultus  und  Unterricht 
Alimentationen 
Momentane  Unterstützungen 
Kur-  und  Begräbniskosten 
Verschiedene  Ausgaben  . 
Summe 

Ausgeliehene  Kapitalien 

1)  Passivrest. 

Aktives  Personal:  1860/61 

19  ständige 
120  unständige 


1860/61 

62/63 

64/65 

66/67 

1868 

fi. 

xr. 

fi. 

xr. 

fi. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

22025 

— 

23945 

— 

24745 

26405 

— 

25205 

— 

997 

56'/4 

1024 

23/4 

1028 

47^4 

1040 

233/4 

1040 

30 

604 

19 

160 

183/4 

1047 

328/4 

')  134 

5 

1620 

58 

51 

23627 

153/4 

25 1 29 

•^1V2 

26821 

2OV2 

273  Ii 

183/4 

27924 

28V, 

719 

48^/4 

809 

49^2 

422 

351/2 

97 

3 

613 

93/4 

115 

12 

158 

8 

124 

24 

160 

45^2 

138 

16 

181 

IP/4 

119 

45 

221 

18 

40-^ 

28 

313 

126 

21 

238 

413 

449 

2C 

48 

738 

4374 

857 

63/4 

987 

2 

1238 

28 

948 

14 

54 

26 

37V4 

21 

24 

49 

48V4 

49 

ll«/4 

1176 

21 

1399 

1767 

8 

230U 

29V4 

1469 

583/4 

716 

20 

3162 

1841 

1693 

2175 

Arbeiter 


1866/67    Pensionisten:    1860/61  1866/61 

18                      Männer  4  2  ^ 

93                      Weiber  8  11 

Kinder  6  14 


Anlage  10, 

Rechnungsergebnisse  der  Bruderkasse  der  Miesbacher  Knappschaft. 


Jahr 


Ein- 
nahmen 


Darunter  be- 
finden sich 
zurück- 
bezahlte 
Kapitalien 


Ausgaben 


Darunter  be- 
finden sich 
aus- 
geliehene 
Kapitalien 


Verzins- 
liches Ge- 
samtver- 
mögen am 
Jahresschluß 


Beiläufiger 
Inventar- 
Wert 


Durch- 
schnittlicher 
Personal- 
stand. 
Köpfe 


1861/62 
1863/64 
1865/66 
1867/68 


fl. 
1160 
3077 
2855 
3898 


xr. 
16 

3 
51 

9 


fl. 


200 
450 


fl. 

1096 
1866 
3224 
3767 


xr. 

51 
45 

46 
30V 


fl. 


1191 
1171 


Die    verzinslichen  Wertpapiere  sind 
Ausgaben  dafür  aber  nach  dem  Tageskurs. 


xr. 


13 
20 


fl. 

2958 
5676 
7640 
8940 


fl. 

100 
100 
225 

394 


236 
410 
320 
412 


mit   ihrem   Nennwerte  eingesetzt,  die 


K.K.  des  Steinkohlenbergwerks  Penzberg. 


Anlage  11. 


1860 

1865 

1870 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

Einnahmen  . 

334 

24 

2104 

30 

1399 

50 

Ausgaben  . 

110 

364 

54 

866 

33 

Aktiv-Saldo 

224 

24 

1739 

36 

533 

17 

Vermögen 

2591 

33 

670^ 

5 

9852 

Aktives  Personal :  1860/61 
56 


60/6 
197 


Revier  K.K.  Stehen. 


Anlage  12. 


1846 

1849 

1852 

1855 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

fl. 

xr. 

Einnahmen 

860 

5ÜV4 

453/4 

733 

46V4 

1015 

42V4 

1^/4 

937 

38^/, 

Ausgaben 

902 

975 

45 

813 

788 

3P/4 

Pensionsbetrag 

640 

8«/, 

701 

343/4 

500 

23/4 

491 

5IV4 

109 


rmögens- 
Stand 

\     1     1     1     1  CO  tH  T-(  CO  iH 

^      1        I        1        1  lym 

X    1    1     1     1            CN  CM 
CO         CO  oa  05 

l  i  CO  "TT  00  (M 

Vei 

— :  1   I    1    1  iO  Oi  CO     o  05 

\     1     1     1  O  CO 
--^  (N  CO  Tt»  lO 

>< 

Summe 
aller  Ein- 
nahmen 
I-IX 

1  CO    1  CM  — t  CO  CSl  Ol    1  1 

»-    1  (N  iO  CO  00  05  l>- r- CO 
X    ICOlC  '""^COCMCOCN 

üOl'-QOOCOCOC^-kOD-iO 
.iOC<lOt~-(Ml--OOO^OQO 

'^"THOl'^'^iOGO^OOOSCO 
^  — '  CS« 

>< 

,  <u  .  o 

^-^C**     1         1          1          1          i         1         1         t         1  1 

°T  1  I  1   M  1  1  1  1  1 

J-O   1    ,.-1  lOCOGOOaiC 
X— '1  ■lOlcOCOO^lCO'rJi 

>-^^-^ 

O    1    1         1  X  I>-  CO  CO 

^  1  1  CM  1           c-  CO 

1      -lIIA  1 

Ab- 
getragene 
Kapitalien 

1  1  1  1  II  1  II  1 

><  1  1  II  1  ^  1  §5  1  1 

iCCCOCOO'M05lO 
•    1  iCO'-^'^tOCOCO'*!:- 

Zinsen 
V.  ausge- 
liehenen 
Kapitalien 

^  \     1  CO  <N  CO  (N    1       CO  1 

> 

«-    1  |-<*iiOOO'-i'-iOC<I 
X    '  l'<^CO«MCN'*r^ifMrH 

1  iTj^COiOiOOi-^OCO 
^  — 1  C<I 

1        I        1        1        1        1        1        1        1  1 

°T  1  1  1  1  1  1  1  1  II 

> 

bx) 

CÄ-O  O03OTtiC0C0t>-CDC0 

.(MCDCO<M05005iOiO^ 
j_4                CO O  CO  — '  05 

1   r-i     j  F- '  CO  CO  — •  (N  i— • 

> 

Wag- 
und 
Ladgeld 

»-OiO^OiO-^  —  C005— '05 
X^-^CMCO  cr-rtiO'dHCM.-« 

CO  CO  o:  CO     CO  o  iO 
_:O5i>'t--THo:>00'rtiO5t-co 

^kOOCO-^'^tiOlCO'^'^-^ 
—1  ^— 'OacocOiOiO 

> 

AusBesol- 
dungen 

und 
Remisen 

c^CO    1  (M  CM  i-H    1  1— '    1     1  CN 

u--^t>-CD— -'*iCCOCOOl>' 

XkO     rMcoio     '^ti  colC 

»oco--coo5rMt>'-Tt^r-co 

•CCt^OOOirHCMOJCOt^O 

^                                     ^  T— (  I— >  .— 1  T— t  Ol 

1 

US 

men 
Lad- 
chte 

1     1  T-l  tH  CM    1  CM  CO    1  1 

1  |t>.(NC0rtHC0^-^iO 

,  ,'*O5C0fMCDC0-*C0 
'            lO  CO  05  CO  O  05  ^  CM 
'     '                     r\i  ^  rri  ro 

Aus  Kohlen- 
gewinner, 

Oeding-  und 
Schicht- 
Löhnen 

o^— *.-iCN(NCNt-h^  I 

J-CDC0COC-COO5  losr-co 

X— irNJicCOiCCO    1  -^OJ 

COOCO«OCO-HCOCOCTSiO 

•coca^^CNoq— loi'-^co'* 

!42^COO^OOOCOtOCOCN 
— '            CO       iD  !>• 

i 

Aus  den 
Vor- 
jahren 

■^joacoco  |t-ico— icmt-i 

|OiI>-OCOT-iC005iOiO 
X  IrllCOCOCO— 1^  iO.CO 

OI>-05(NG0fNC0«OiO 
|iOOC<l— 'O5^C000c>- 
1  CO  lt:  ^  c>- CO  Oi  CO  o  iO 
— '  — <  rM  CO  ^  »o 

03 

t^-OiOjOUtiOiOOiCO 
—  CNCOCOCO'^-^iOiOCD 

^  oT-^or^or^oT^ar 

-'CNCNCOCO'^'^^O 
OOOOODXXOOOOOOOO 

HO 


>< 

Summe 

aller 
Ausgaben 
I-X 

CO       CO  lO 

ECOCD»OOC*10t^COTtiT— 1 
.—1—1  —  0.1 

>< 

Ver- 
schiedene 
Ausgaben 

«=^1     1     1     1     1     '     1          1  1 

1- 05  00  0  0       <X>  CO    ,00  1 

XOi     lO  ^  ^     to  1  CO  1 

^                   ^  CT  — ,. 

>< 

An- 
gelegte 
Kapi- 
talien 

^  1  1  1  1  1  1  1  i  1  1 

^  1  2  M  1  1  1  1  1  1 

00  000000 

«+-    1  CO         1       Ot)       CO  t>»  1 

— '                ic  r>-  CO  CD 

1  VIII. 

Verwal- 
tungs- 
kosten 

i  1   1   1   1  1   1  ' 

J-OOOX-r-O:)  —  COOtH"-* 
XCOtH'M'NCO  05'^— j 

.Otn(MO'*l>'iOoOCDCN 
rT-'-<00»OOa5»OI>-CDOiCO 

^  rM.^tlC<•f^I'NrM■^^co 

1      IIA  1 

Be- 
gräbnis- 
Kosten 

1    1    1    1    1    1    1    1  ""^ 
c        1    1    1    !    1    1    '  1 

,  lO  00  »-H  ^0  ^ 

—  — trHlOlO'rJ<00C>-l>- 

> 

c 

c^co  1   1    1  ^  ^  ^  1  ^ 

>-  — 1  iM  00  0  OD  fM  CO  0  0  CTS 

XCO  "«riHlO— 'XfH^ICO^tl'M 

■»tH  lO       00  CO  lO  CO  CO  ^  (N 

^oooaiooa5t-05i>'coco 

«+-  C^IOJCOCOO-^— <-^kO 
_       (M  rq 

> 

Kranken- 
Löhne 

(7?rvi    1     1      1     1     1     1     1      1  1 

J-l>'rJ<C^00O'^-rtiTiH(N(N 

.i-<OCOOt)<?5COCO^— <co 
—  OOti'— '«JS'Ot—C-lOC^CQ 

1            II.           1            III.           1  IV. 

Waisen 

<=T  1  1        1  1  1 

x:^  1       II  1 

.COOJ          irtO^M  —  coo 
—       CO           00  C£>  05  Oi  ^  CO 

Alimentatione 

Witwen 

1    1    1    1    1    1    1  OJ^ 

II  Ii  1  '^'^ni 

'^COiOCOCOCDCOiOCOOO 

•CD  —  o:>00rH'*'tooiC£)'* 

iCCOOOi'MOOCN'^ 
—  —  (M  CO  -^ti  !>• 

1— 1  CO       !>•  05 

qoBqxsg         —  ^  ca  »0  '■^ 

jjaqSui  7S  "           iC  0  0 

OJ  CO       CC  CO 

Invaliden 

<^  1     1     1     1     1     1     1  OC  CO  CO 

II  1  II  1^55^ 

OOCN— 'CDCDCOas^-^CN 
.i-HiOCDOSOäCCCO  —  OOCO 

CO  !>•  05  0  CO 

;j3qSui            CO  0  CM  ^ 

—  fN  CO 

Aus  den 
Vor- 
jahren 

1  1 

S       1  1 

lO  0 
•         0  CO 

Jahr 

OOOiOOiOOtOOiOO 
—  'MOlCOCO-^'Tt^LOiCCD 

(CaCMCOCO'C+tr^llOLO 
OOOOOOOOQOOOOOOOOOX 

C/)  ~ 

.s  ~ 

c 

:2  S 

Ig 


III 


e 

08 
bü 

cn 

V 


Summe  aller 
Einnahraen 
I-VIII 

<                                  1  II 

i-COCOOOira^CDCS    y-<    — coccos 

X  OJ              (N  "Sj^  >0  '~*              t}H  i/T-  rH 

cc<:o:rc>-GO'^co   c>-  CMcoocio 
r>- CO  Oi -H  to  00  —   CO       02 (M 

—  OOC-iCO-^COCO    CM  OJOSiOC- 
■-♦-rHCOCOCOOaOaCO    X)  COCNCOCl 

1      VHI-  1 

Außer- 
ordentliche 
Einnahmen 

o7  1       1   1  CM      1     1  Ii 
<  \       II           i     1      1  1 

«-jCCOGOiT.    jOCO  |0 

> 

An  heim- 
bezahlten 
Kapitalien 

u. 

X 

> 

An 
Legaten 

xr 

> 

Von  Material- 
Lieferanten, 
seit  1842  auch 
Handwerkern 

o^CN  CN    1     1  <M    1     1            CN  CN 

i-       CN  CD  OO  05    1  CO 
X       Ol  CO  (M  1 

CO  Oi 
■rM  iO 

O  lO  CD  Tt<  lO  Ci  Ol 
--:GOiOCOCDiOCMi-i 
»— 1  t-(  r-i  T~(  (M  CN  CO 

1269 
1380 
1270 

> 

Vom 
Salinen- 
Personal 

^co^  1   1   1   1  1 

iO  CO  O  Oi         1  CD 

cn  (N  iC  CO  CO  CN  -X) 
CO  L>-  L>-  r-  CX)  00 

AnZinsen 

^  1  1  1  1  1  1  1  1  II 

S  1  II ^  1  1  1    1  IS 

O  O CD  CX)  O    t>-    ^  CO 
—    lOOCDiOC^CN    O  (MJ:) 
ICNrriOCD'<^CD    CD  CDCD 

Von  der 
Salinen- 
Kasse 

^  1  1  M  1  II  1  1  M 

xllllllll^l^ 

OOOOOOOOiCOCO 

.OiOLom^OiOkOiocOiOc^ 

;j:00  00  00  O0CDCX)CO00(NC3DGO 

An 

vorjährigem 
Reste 

o^jCOco^iati'Hi  |<Nco 

XI  — i(N-^iOl  COCN'-H 

rNoaioOL--too:)  osir- 

lOCOCDOS— 'CDiO  iCTi-'^t* 
ll---rt<CD       ^CDCN  IcO'-t 
1-1 

Jahr 

CO 

CD  O  ^  O  iO  O  »O    O    lO  Oi 
•i-HCNCMCOCO'^'Ti  iOiCCOq 

— 'r-itNCNCOCO-rtl  iOiOCOCX) 
CO  OD  00  OD  CO  OO  C»    CO    00  00  CO 

in  n 


f 

*i  <U  CS  'S 

=  9>  H  3 

C-o  0/)  o 
—  "  4>  (U 

J=  c  c  ^ 

u  <u  u 

5  «  <u  ^ 

4J  5  P 

e  l'S  -  • 

Soi  o  CS 
E  S- 
cj-a>  csj_^ 

I.S 


C  ^  u  3 


:0 


_  "I  .ü 
i.S  ^-o 

^  3  <U  'S  S 

<>Q>c/3Q 
^     fo     in  vo 


112 


(L» 

bß 
••O 
E 

<u 

> 


> 

E  ^ 

IL»   •=  1 

n 

«j 

CQ  ^- 

bfl 

3   ^  ü 

c 

Auf  a 
orden 
Un 

slützi 

3  Ji:  " 


<  Ü  '2  c 
et;  e 
^^^^ 


2 

3  bJO 

<  ^ 


Hill 


<  S 


-iH  CO  CO  CO  (M  (N  CO  r-l 


INI 


OCOCNCiOlCDCNiOXCO— ' 
'Mr-tTtiOiOOJt-HCMCNiOCO 


(M— lOio.oaioooico-rtiQoo 

.COQOCOCOCMCOiO.-'COOliOC- 


COCCXCNCOCOrH  1—1 


I    1  I 


— 'lo»Oi005ijOo:)00<:£5GOO 

GOCDGOCMCOiOCOCO'-^iOD- 


II  I  I 


i^-^ODrt^CM-^cOCiaäXjCOCOGO 


O  —  — i^IMlOD-CO'^OO'^ 
— :-^iCC0COC0rt<iCCOC000004O 
■        05 -rfi      OC  "«^i  03 I>- iO  OQ  CO 
rHCNCM^CNCOOOCMO^COCM 


^  II  II  II  I  I 


OJ  CO  Oi  OJ  CD  CO 

X       i->       Ol  la  Ol  CO 


o     CO  io  ko  o  u3  10 


I  I 


o  o 
o  o 

O  I>- 


C0COC0COOC003OJi>00 
_:o:i'*  TJQOQOCDCO—^C- 
'+-'coGoa5a^L--'-<xcooocr' 


cDCiooiooioOiOOäLr; 

•-'OlOJCOCO^ti'^iOiLOiO  SO_i3 

—  0]01COCO-^^iO».OvOGO 
COCOCOOOCOOOOOOOOOXOü'-^ 


1     1     I     1     1     1     1     1  ^ 

c 

X 

1  OtH03C0-^CDi0-h 
1  03  — '  lO        00  T-l 

ü 

CO 
r> 

'ti'^oaoiL->-oi'*-^oo 

OOiO^L-^-OOiCOCN 

'-i^ooo:iO-i-itH.-<t-i 

^  1 

u, 

<u 

><  ^ 

TJ 

'  Summ 

1  1  1  1  1  1  1  1  1 

die 

xr 

1  1  1  ig  1  1  1  1 

</> 

— :  oa 

■+-1  CM 

1  Ol       CO  OJ  I>-  CO  0:1  CO 

Vorjahr 
ffrößer 

=T  1 

j     .  03  OJ  CO  03    j  OJ  OJ 

J-^CDCCr-D-OC^CDOSiO 
X       OiO            lO  10       CO  CO  0^ 

tl 


113 


< 


5  ^ 
i  2 


a 
a 

c 


o 

•VN 

US 


n:2 


-St  n  —  3 


2  "c 


3S 


T3 

5  S  ;^ 


ii-iooasotiooajco 


CDO^00I>-CO<X>?OCD 


OS  I>-  lO       05  O 
CO  O  'T'J  00  CD  CD  l>- 
CO  10  CO  ^  lO  <N  CO 


CD 

I 

Oi 


^  lO  O 
O  — '  CO  CM 

CD  00  00 


■<i<OCD00'-il>'00Ot>- 
'^rCD'^-*'*CO-^CD^ 


CD  ^  !>•  O  00  O 
CO       00  lO  JN  —  00 


00  !>•'-' 
CD  "tJH  ^  t>- 


aic::><Ni>-00'Ha5'-^ri< 

00^  tr-^CN^OI^OJ^CO^OS^-^^CD^ 
C<rt:^''so'"l>-''c^  rP^iO^rNTcD" 


TiH  I  in  (M  CD 
CO    I  T-i  00^  lO^  05^0^ 

t-'i-rarc^  cd'tjTc^" 
f-<  (M  CM  CO 


^  "M  05  lO 
(M  CN  1-1  CO 


iO<Nt-O'-'0005T*^Q0 
^  '^^OO^OJ.CD^^  OO^i-H^C^  rji 

CMfNCOCMCN  (NX>CO 


00  !>•  CO  O U5  (M  CO 

r-(           GM^<^^^^'~i.  I 

(M'  aTio  05"co'"co'~co'  '  cT 

fHCMrHi-HT-lrHiX)  t-l 


CO  CM 


CO 


05  —  O»OC005C0t^00 
vO  oq^C-^rJ^^OO^CO^CD  O^CD 
"  00"  cd"  cd"  Of  05'~ 

I>-T}i-^CM^Ot:-»005 


!>•  I>-  O  lO  05  CO  I 
TjH  iß^t-^— ^CD^05^— I, 
05*"  10  lO" (^"-^"cd'cd'Ö" 
CMvJOOOO'^CDOiO 


O  lO  1-1  05 

"^"'^"cm'cm'" 

l>-  -rji  05  O 


i0iO05rtiXCDC:it-'H 
rj<^0^"^^05  tr-^CD^CM^I>-^h- 

^  cd"  r-"  -ri^  05*  05"  05"  ^  "t-"  r^T 

"'00005iOOJI>'COuO'* 
CMCM  —  COCOCMOqCOOl 


I  CD 
I  00 


CO  t-  CO  00  C-  C<I 
00  t>-  TiH  05  ^^C-^ 
00' "  00"  Co"  cm"  !>•"  t-"  05"  O"  ^ 
OJ-^iOO— 'O^CD05 
CM  CO       CM       -(  CM 


O  >0  t-H  O 
i-<^05_T-H^iO^ 

o"co"'^'~'-r 

O  CM  05  CO 
^  CM  CM  CO 


"<*0'^05  05CD05CDlO 

^  co^oo  CD        o:)^CM  o  10 

^  t>^  l^'~iO"^"-''~CO'~OrGO" 
C^iOCOCO^CMt-I-h 


"^O-^OSOiCDOlCOO 
O'-HCDrf<-<c:5C0O'^ 


'-HCDCMi-HiO'^-Ht-^ 
lO^  0_  t>-_^  Oi^CO^  05  CO^  CM^ 

i-T  ■^"  f"-"  05"  ■^"  cm'  — ^  05"  •^" 

■^CMCMCOCMtJICMCM-- 


■rt*  !>•  rj<  O  O  ^  00  CM 

CM^C0^C0^lO^O>_CD^O5^  I  CM^ 

co"o"cd'o"o"o"o5"  '  o 

rH  CO  1— <  i-H  tH  rH  1-1 


''^Oi'^OCOr-iCD  CD 

CM^iO^OO^iO^t-^CM^O^^  I  C-^ 

cd"o"cd"o"^"'-<"o5"  oT 

rHCOTHt-tCMCM^  i-H 


O  CO  CM  05  O 
CO  05  CD  05  10  »Ä^iO^  I  ^„ 

,-ro"crr->#"co"'*"cr  '  of 

CO  CM  ^  -<  T-I  —  CM 


I  00  !>•  ^ 

l^co^co^r-^ 


I  1-1  o 

CD'^of  C^^Cm" 
—I  CM  CM  CM 


CO^  t>-^O^t>-^CM^ 

»o^ccTi^-"  05""^"  cm"  — r  05"  oT 

^  CMCCCQ-^CMCMCM 


—  OOCDCOOCOOOCDCD 
00O05000500CD«OT5 

t-I^-hCCIOOi-I  t^CM 

 CO 

— iooioo:)rtHCMcoo:)io 

<MiOI>'COCDiOCO'^00 
T-H  CM  CO  i-H       CD  .-I 

CM 


r-l  O  CD  CO  O 
CO  CM  r-(  rH  ^  -H  CM 

—  O  O  00  -O  CD  O 
iO  00  !>•  lO  lO  CD  CD 
t>-  ^  05  05  Tfi  t>-  CD 
CO  CM       -rli  lO 


o 

I 


00  >0  O  O 

tH  CO  '^^^^ 

crTt-^  05'^^'" 

lO  CO  CM  CO 


to  O 
10  CM  05  iO 
iO  O  !>• 
05 


-rf  05  CM  05  IC  X> 
05  05  CM  — I  1^  CO 
CM  ^  CM 


1  <^ 
00 
'  CD 


CO  CM  [>• 
C^l  OD  lO  CM 

lO  10 


c 

«  — 
Äoo 

c 

:3 


CDOOQiOL^-OOi-HOD  — iiO'^OOCMCOC-  ICQ 

rH  -J1        r-l  — .  ••CM,-!        CO  '-^  CM  ICM 

CM  J3 


^  rH  CO  r-H  O ü  CO       lO  CO CO  05 

COCMiOt>-COi-lCM-«!^    U,X'<^rH-^CMiOr-l  CO 

GM 


c_2  

•gcoo  I  ^ 

:3  

u  

Ä  CD  CD  ^  !>- 


'-ll>-CO'^'^CDrJi'*  CQiOCOC>'Ca003I>''*CO 
^  CMCMCO»— lOCO  H       CMi-^C-  lO 


N  00     CO  CO 

00        rH  r-l 

^  CM 


S»C>OiiOt>"!tlCO^OO  SCMCMCMiOCOCOiO 
^CDL-ODOOS-^Ot-OJ  ^  CD  l>- O  CO  !>•  CO  lO 

-W^  CM-H^T-lOCMTo'^rHi-t-CD 


c  

.2  

^    .    .    .  . 

C  <u 

^     I  Sä 

<i>  2  o 


c 
■  ■ 

-t-> 

n 


o — •  


E 
c 

(U  OJ  o 


^  JE 


u  u  oj  <u  n  X3  „ 


^   .   .  . 

™     ^  - 


53  i^xj 

73   <U  N 


cj  «  >:  .-t; 


o  -9 


IL)  C 


cq(xho^d-cqcq:^<    <  o;  O  c/5  ^  CA)  ^  Uh  cq    cd  ll,  cü  c/3  Q  io 

1-H  cm'  CtJ       lO  CD*       00'  05'        ^'  CM  CO       tO  CD*  t-*  X  05*        i-^  CM*  CO*       »O  CD* 


114 


1  1907 

12412 
58,19 
149,39 

8,36 
34,02 

IM  O  00 
CM  iC  lO 

26,30 
7,72 

11,16 
10,42 
6,71 

Oi 

CO  05 

00 
>» 

1  1906  1 

11454 
62,05 
130,14 

12,31 
28,58 

rH  l>»  T-l 

(N  CD  lO 

22,39 
6,19 

11,35 
10,92 
6,23 

o 

rH  O 

00      lO  iO 

CN 

1  1901 

10199 

57,32 
104,92 

20,10 
18,09 

35  00  tr- 
tO  05  lO 

cd'o'ö 

-H 

18,14 
0,05 

8,78 
11,38 
5,32 

00 

Tji      iO  CO 

(M 

1  1896  1 

8492 
55,00 
70,62 

13,54 
24,47 

21,23 
1,32 
0,77 

23,32 
1,15 

8,70 
12,43 
5,23 

CO 

CO  CO 

Oi 

1  1891  1 

7479 
48,60 
50,27 

29,06 
26,25 

CD  CO 
CO  c-  O 

22,13 
3,12 

7,60 
13,45 
5,36 

rH 

O 

CN 

1  1886  1 

5795 
56,22 
16,44 

7,55 
20,81 

o:>  CO  o 
a5_co  o_ 

lOy^r-H 
1— ( 

18,35 
2,46 

10,25 
16,54 
6,66 

iO 

Tj<          iO  rH 

CO^  ^ 
CO 

1  1881  1 

5388 
56,40 
8,26 

-11,37 

22,03 

23,60 
1,02 
1,05 

25,67 
3,64 

10,00 
16,14 
7,64 

CO*^      "3  'S 

1  1876  1 

6079 
50,62 
22,14 

22,14 
28,83 

03  lO 

CO  oo  00 
cd"©"©" 

28,02 
0,81 

7,30 
13,60 
6,40 

o 

CO     CO  Oi 

CO 

1  1871  1 

4977 
53,69 

32,21 

25,10 
0,90 
1,34 

27,34 
4,87 

7,70 
15,00 
5,60 

o 

X)       CO  00 
OD      ^  ^ 
CM 

^      ^  O 

^2  -  ^ 

<u  o  ^ 

■  JS 
i-Soo 

(U  ."ti  J2 
c«  (i;  O; 

j=  j; 
g        ct3  C3 

^  C  ^  ? 
cn  *-  3  S 

^<NN 


55  ^€-2/ 


c 

V-, 

1»  o 
rC  bßS 

C/) 

3  g  <U 


•°°  = 
g.S.S'S 

-(— >  rts 
bJo£f 


c  9 


'S 

C  TS 

C  CA 

-ö  (u 

Ig 

n  c 
T3  -a 


T3    C  C 


115 


OS 
C 
< 


Im 

> 

CA 
MM 

u 

a 
a 
es 
c 

1^ 
c 


xcr>(Mr-icococoo:)U3 
■^^•^^^^  <^  ""i 

oT'^'^o"  zocS    cd"  oT  lo^ 


--D^  L->-^      CD^  C<J^ 

c»"    ^d"  i>r  L^-"  f«r  CO  o" 


o  c<j  1-1  co^o  t>-  CO  o  05 

OC<JOCOOOOi-iCOL>- 


ooor-a5Lf>ooa:)GO 

COOrHOOOOOi-HOI 


iHCCr-ICDrHCDr-ICDr- 

c>-c-QOüoaiCf5000 
XQOoooooooocrscDai 


110 


00 
< 


9i 

e 

>► 

es 

j: 

CA 

a 
a 
es 
C 

c 

u 
w 

•«N 

u 


E  w  ^ 

"on  'S  '03 


liJ 


Vi 

'5, 

03 


E  > 


'S  > 

.Si  — 


"5  c  S 


E  CCQ  2 

^  ^  E.5 


3  <u 
CA)  »- 


C-OOOSCOCOCXDOCOt- 


cOr-iasioascDOscoo:) 

T-l       (N  (N  CO       iO  CO 


COCTiCOCOC-OO— 'Ol 


COThO^C-COCDkßO 
05t-  —  (M05COC0050 
1-1  ^  <N  CM 


r-T  ctT  oT    t-"  c<r -^"^  cD~ 

COCMCNCOOiCOOOCOCO 


^-T  oT  cc~  <ji  io  of  crT  o  o 

t-iOCOiOlOC-t-COCO 


tH  .-H  DJ  CO  iO 


cDcO'«3<coo:iOa5i>-o 
'^tT otT CD  ctT ctT us" '^'^ 


OCOGO'-ir-^C-iO-^ 
»OCN-^COOiOiOCMuO 

-iOJOCO-^OSCDCO— < 

T-H-Hi-ICMCO^COO 


C-COlOt-OIM— ^ 

CMCOO^-C-U-COCOCD 

t-O^OCOCOQOiOiO 

i-li-l(?qiHrHCQCO'* 


Oas-^OSfMCDC-OCO 

OC<icO'Ho:)r-(Oii005 
t-oat-c-— 'COlOcoco 
-^Q0"^iOC00au:OO 

iHCOCO'^tOC-OCOiO 


C-t-GOCOOiOSOOO 
CO  OS 


CO  lO  iO 


CD  CM  CO 
ILO  ,-(  Oi 
CN  CO 
CO  CN  L>- 
CN  CO  CO 


1-  lO  CO 

of  i-T 

(M  (N  (N 


00  CO  o 

U5  C»  CO 

CO  o  T-t 

CN  T}H  ^ 
CD  '-H  Od 
1-1  CM  <M 


CM  O 


•  0050 
C  CO  00  O) 
V    

w 

5  c-^o 

-fi  05  40  !>• 

C«  lO  1-1  o 

n  CO  CvJ  (M 

5  ^  CO  CO 

.S     CO  eo 

CD 

c 

©  

CO  o  o 


lO  CO  lO 
<X>  Oi 
O  CD 

CM  O  CS 

O  r-  oa 

CO  CO  CO 


CO  0:1  CM 
'rt<  05  10 

CO  r-  10 

^  (M 
<M  CO  CO 


CD  !>•  1-t 

CO  CO  CM 
CO  O  05 
05  CO 
CO  ^  CM 
t-  05  O 


T-l  CO 
C5 


CO  00  CO 

^  r-^  O 

lO  CD 
CD  O  ^ 

CM  CM  CO 


'^^CO^CM^ 


^  00 
O  CO  [>• 
CO  CO 
T-(  iO  CO 


^  '«iJH 

t-^CO^CM^ 
CO  CO  CO 


CO  (75 

a5_(M^— ^ 
_5      t>^  t>^ 

C  CD  CO  CD 

o  

« 

tA 

es 

ISJ  -»tH  l>- 
•*  lO  00  CO 


C  !>•  ob  o 

fl>  -H  CO  CO 
S  — '  CD  05 

es 



1-1  CO  CO 
1-1  CM  ^ 


CM  Oi 
10  CM  CM 
-■^l  CO  CO 
^  CD 
CD  05 
tH  CM  CM 


CM  CO 
00  <M  CM 
CO  CO  T-l 
lO  c-  O 

tH  Tjl  [>• 


tH  CO  CM 
CO  — I  t>- 
05  CO 

CO  r-l  CO 

o 

CO  -rt<  »o 


1-1  CO  c«- 

000 

05 


117 


es 
JS 
u 

CO 

a 

CS 

c 
c 

V 
J3 
u 

'u 

4) 

>» 

es 


Unterstützungen 
und  sonstige 
Leistungen 

^.  v.H.l) 

:o     Oi  CO 

lO  (M  (N  CO  ^  (M 

CO  CO  05 
O  iO  lO  00  CO  iO 
lO  -H  CO       (N  1 
CD  !>•  CO  Oi  O  (N 

Kosten  für 
Verwaltung 

^  v.H.l) 

00  CD  lO  00  05  T^H 

co^co"  co"  co''^'':o'^ 

CO  CD  »-<  CO  CO  05 
t  O  iH  Tfl  CO  05 

00  CD  O  Oi  CD  CO 

t>"  CO  r-K  CD  CO 

Kosten  für  laufende 
Unterstützungen  an 
Invaliden,  Witwen 
und  Waisen 

v.H.lj 

-MOSCDLOrH^COCOCM 
05^           05^  iO^  I^-^^  iC^  CO^ 

-h"  i-T  d-"  crT  ctT  co"  c<r  o>r 

OCCCOCOCDCDCM^tM 
OCO^r-fCTSOCOC^C^ 
OCOCOOL>-CDCN«t-00 
■^'^CSinCMCDCOOiCD 
C-i-HiOCOOGOGOt'^ 
i-ir-t,-(C^O50OiOCD 

Begräbnis- 
kostenbeiträge 

V.H.Ii 

cDCDOcocO'-iT^H'eias 

■^^iO^CC       CO^i-H  CO  Oi  C5 

T-rr-rr-rr-rc<rc<r,-r  ö~o" 

COCOiOCMCQOOCl'-tt- 
CDOIOJOSCDCMCO'^CD 
CO-^"*CD"<;t<COI>'0»0 
<MC0C0L005i-H0iOi— 1 

T-i  1— (  r-l 

ür 

pflege 
v.H.l) 

'^tH^I^-      .q_r-.^CD  CO  O  (N 

x~ar^>  o"  r-T  co"  oT  t^-*"  co" 

COCOCOCO'^COCOCOCO 

CD 

o 

i-'THCO00O:)TjiCM'*C^ 

Ttfcoi-toas^coiooo 
co^-^oO'-i'-HaiTHo 

rt<t>'OCDI>-t^iO'*CD 

lOCOOS— <CDO00<JJ^ 

th  ^  CM  ca  CO 

Summe  der 

nicht 
rechnungs- 
mäßigen 
Ausgaben 
Ji. 

CM'*<Nl>-CD0OOiCOCO 
O^t'-OiC-THt^OOO 
— lO--I^-xH'-^'^i^coco 
CTi-^O^COCMOSlr-oaoO 
OOiOC-COCOCDO"«* 
CMrHCNi-iOlOt^OO 

Summe  der 
rechnungs- 
mäßigen 
Ausgaben 

^^CDOt-HCDOCMCD 

cocorHiO'MOcoaoco 
locrsoooicocoaio^c^ 

COOSCMCOCDtOiCCOlr- 
tH  CO       O  CO       CD  CD 

rHoacMco^ioc^Oi-H 

T-H  tH 

Jahr 

-HCDi— iCDi— tCDi-HCDt^- 

i>-i>'0ocoa5o:)000 

00  Oi 

I  I  1 


I  I  I 


■  C0'"iO'~-<*'" 


-^io  er  t>- 

">  :D  CD 


I     i  I 


I  I 


c 

ü   

t/l  C3  CD  tH 

CS  '^^'^^'^ 

^  co^c^Tcm" 


4) 

e  CO  '<:t<  CD 

2  c>-  o  lO 
Oi  O  T-H 

5 


O  00 
CD  CD  O 


(M  Tt( 
00  »O  00 

05  »—  o 

LO  CD 
00  O 
CM  CO 


C>-  CD  lO 
CD  05  -H 

o;  CO 

CO  CO  I>- 
i-H  CO  rH 


CO  r-l  1-H 

^  ^  00 
CO  CD  CM 
lO  iO  05 

o  CM 

CO  Tj< 


rH  CD  D- 

Ol 


(M  CO  CD 

c^Ti-Tco" 


^  Tt<  C- 

'Tt<  CO  iO 
CD  00 
O  CO  00 
T-H  CM 


tun 

CCO  c-  O 

3  oo^o^co^ 
^"co'^cm" 

^  


.^(M  CD 
S  o:  O 
^00  UO  05 


CM  00  O 
05  05  CO 

o'o'or 

cn  05  00 


CM  rji  CM 
CO  C>-  CM 
CM  IT-  CO 
CO  05  CD 
00  C-  ^ 
CO  iO  CD 

C 

«  

CO  *. 

CS     .äi  c-^^x;  c-Q 


,5;  c  ^  o5  CD  o 

w  5  Soo  o 


I  I  I 


I  I  I 


CM  t>-  00 
T-H  CO  00 
lO  CO  05 
CO  Oi  o 
lO  00  «o 
IG  CD  t>- 


r-(  lO 

00  TJH  lO 
iO  c'D 

rH  00 

CM  CO  00 

:d  CD 


rH  CD  !>• 

o  o  o 

05 


118 


O 

U 

WO 

I  c 

<^ 

N 
O 


CO 

u 

c 

«  • 

c  « 

t;  d 
5 

^  (O 

—  3 

'S-  E 

W  CO 

ÄS 

«  S 
^  5 

•ö  c 
c 

3  ^ 

o 

:3 

C 
a> 

CO 

o 
a 

,& 

CO 

3 
< 

c 

N 

c 
'S 

•PN 

Q 


TjH  CD  lO  LO 


00  00  CD 
Ci^'cd^CM' 

CO  rl 


O  ^  r-H  (M 
O5^t>-^G0^CD^ 


Ci     OD  la 


■Tji  CO  o  o 
o'aTio'co'' 


t>-  Cü 

o  t-- 


lO  CO  iD 

cm'  c^^cm" 

CO 


-I  o  o 

CO  — ' 


ON  (N  Tj^  ^ 


CO  CO  CO  05 
QO  CO  lO  o 


CO  0:1  00 
CM 


§5 


CO  CD  CN  0:1 
CO^  05^0^0, 


CM  O  "TtH 
CD  00 

oo'Tjr^'" 

CM  (M 


O  «Äi 
i-H^cD  <:d^co^ 
cm'co'o^co" 


CO  CD  T-H 

10  00  CD  CM 


Oi  CD  tJI 
c»  CD 

CM  CM 


CM  '-^  Oi 
c-  t>» 


iH         •    •    •  CM 


S 

cn 

c 


j-i  -Q  _s-:  w 
Tf   V«  Q 


V) 


^  ES 


OJ  <u  c 

Sil 

C    V-  5- 


c 


CO 

2 
'S 

b« 
C 

c 

CS 
In 


4> 

c 

3 

e 

c 
o 

(0 

c 
«> 

•3 
:^ 

■M 
4> 
US 

CO 

C 
JS 
u 

CO 

u 
3 
Q 


^  CO  »-H 


^  -H  (M  ^ 

^  CO  1-H 


00  ^ 

CD  rH 
(M  T-H 


^  t>-  CM 
^  ^  O  CO 


0  ^ 

01  CO 


O  CO  ,H 

CD  CX)  CO 


T^^  r-l 
CO 


CO  CD  10 
tH  CD  CM 


1 


CX3  CO  O' 
CD  iO  CO 


(M  CM 
CM 


CM  iO 


CD  CM 
O  CO 


CO  CD 
CM 

%6  i-T 


CO  o 


CO 
CD  !>• 

ocT  o" 


CM  O 


.0 

"cn 
C 

^  g 

c  c  c 

•5  *^ 


bfl 
c 

c 


•  73 

<u  biO 
^  .22  eö 

Q 


=  bÄ 

'53  *C 

c  c 

c  c 

n  c 


119 


n 

c 

< 


> 
tn 

es 

tn 
& 

a 

CS 

c 
e 

V 


4> 


CA 

C 

E 

> 


2  «"-a  H 

c  5 
S  S  ?^ 

5  3 

■lK>  > 


N 


•53    «3  3 

1  - 


a  (u 


CO 


^  <U  "00 

c  b:  3 


13  43 


11 


CQ 


CO  CO  CN  o:) 

(N  t-  r-l  Tji^O^O^^ 

<M      CN  :C  <M 


(N  CD  r*<  »O  CO 

lO  '^^1      05  CO 

05  00  -rJH  05  (N 
T-(       ,-1  00  00  ^  CO 

O  CO         00  T-H  o 

O  ^  00  CM  00  00  CO 
T-i  tH  — I  (M  CM  CO 


iO  CO  05  (N  ,0 
CO  lO  CO  iO  ^    I  00 


!>•  00  O  [>•  CO  lO  CO 
00  C5  r>-  O  00  05  »-4 
CO  05  1— i  05  05  lO  10 
rH  Tjl  (N  CO  CO  '^t^  CO 

SCO  CO  O 

rt<  00  (M  CO  CO  00 

r-l  i-H  rH  Cl  (N  CO 


t-  o 


00  iO 
CO  ^  CQ 


O  CO  10  (M  05  CO  1-1 

10  CO  10  CO  CO  00  c<i 

lO       CO  03  I>-  CO  !>• 
X  CO  1-1  CO  O  tr-  [>• 
CO  CO  CO     o  T-i 

-H  0-1  CO 


CO       CO  'Ttl  ^  CO  T-H 

^  ^  OD  Cä  10  zo 

10  CO  !>•  CO  CO  O  1-f 
05  CO  t>-  O  CO  10 
1-1  r-i  CO  CO  CO 


00  CO      CO  I>-  lO  I> 
CO  CO  O  05  1-H  U5 
^  Ol       CO  O  00  CO 

äO  10     Tji  CO  i-H  o:) 

CO  TjH  CO  CO  CO  O  CO 


1-1  CD  rH  CO  <-f  CO  O 

!>•  CO  CO  05  o:>  o 

00  05 


p  u  C 

=  w  c  c  S 

•5^3  lU  « 


CO 
O  CD 


B  ^ 


05  O 
— <  tH  lO 
CO  CO  [>• 
CO  t>-  05 

O  00  o 

f-l  CO  O 
lO  CO  !>• 


— 1 10  10 

O  CO  tO 

JO  00  CTi 
^  CO  CO 
CO  CO  CO 
M  CO  CO 


X  CO  CD 
ro  05  CO 
05  C>-  iH 

-H  CO  CD 


lO  X 

CO  CO 

C-  tH 

CO  ^ 
lO  CO  05 


O  t>-  CO 

O-  -rjl 

CO  CD  lO 


ZD  ^ 
rt(  CD  O 
LO  o 
05  X  X 
!>.  t>-  (X) 

XI  o  CO 

-rH  iC  ZD 


O  Q  O 

05  05  05 


4 


Lebenslauf. 


Am  14.  November  1883  wurde  ich,  Karl  Friedrich 
Rabenau,  als  Sohn  des  1901  verstorbenen  Reallehrers  Friedrich 
Rabenau  und  seiner  Ehefrau  Mathilde,  geb.  Jockel,  zu  Alsfeld 
(Oberhessen)  geboren.  Nach  Absolvierung  der  Real-  bezw. 
Oberrealschule  zu  Offenbach  a.  M.  (mit  Ausnahme  der  Ober- 
secunda  auf  d^r  Realschule  in  Michelstadt  i.  O.)  legte  ich 
Ostern  1902  die  Reifeprüfung  ab  und  studierte  von  da  ab 
bis  Michaeli  1904  reine  und  angewandte  Mathematik  sowie 
Philosophie  an  der  Technischen  Hochschule  zu  Darmstadt 
und  den  Universitäten  Gießen  und  Berlin.  Im  Herbst  1904 
bezog  ich  die  Universität  Göttingen,  woselbst  ich  nach 
3  semestrigem  Studium  der  Nationalökonomie  und  Versiche- 
rungswissenschaft, einschließlich  Versicherungsmathematik, 
als  Mitglied  des  K.  Seminars  für  Versicherungswissenschaft 
Ostern  1906  das  Diplomexamen  für  Versicherungsver- 
ständige der  administrativen  und  mathematischen  Klasse 
bestand.  Von  Ostern  1906  bis  Herbst  1907  setzte  ich  meine 
staatswissenschaftlichen  Studien  an  der  Universität  Jena  fort. 
Emen  Teil  des  W.-S.  1906/07  verbrachte  ich  zwecks  Material- 
sammlung zu  vorliegender  Arbeit  in  München. 

Staats-  und  r  e  c  h  t  s  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  Vor- 
lesungen habe  ich  gehört : 

in  Göttingen  bei  den  Professoren  Cohn,  Ehrenberg,  Lexis 

und  Dr.  Müller-Erzbach, 
in  Jena  bei  den  Professoren  Anton,  Niedner,  Pierstorff  und 

Rosenthal. 

Allen  meinen  verehrten  Lehrern  spreche  ich  meinen  ver- 
bindlichsten Dank  aus,  insbesondere  Herrn  Geheimen  Hofrat 
Professor  Dr.  Pierstorff  für  das  Interesse,  das  er  meiner 
Arbeit  entgegenbrachte. 


